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'-I 

Legislative Anregungen der VA 

Anregung der VA 

Bundeskanzleramt 

Fahrtkostenzuschuß; Änderung des 
§ 20 b Abs. 2 Gehaltsgesetz 1956; 
Härtefälle durch Ermittlung 
fiktiver Fahrtkosten 

§ 16 (2) Arbeitsplatzsicherungsgesetz; 
Verkürzung des Mindesturlaubes von 
Präsenzdienern durch Aliquotierungs­
vorschrift - Beseitigung 

§ 30 a Abs. 1 Z. 3 Gehaltsgesetz 1956; 
finanzielle SchlechtersteIlung 
bezüglich Überstund~.nabgeltung im 
Zusammenhang mit Ubertragung einer 
Leitungsfunktion 

Benachteiligung der Adoptivmutter 
beim Abfertigungsanspruch 

Bericht 
an den 
NRNr. 

3 
4 

4 

4 

4 

Seite 

19 
18 

18 

19 

21 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

B 

c 

A 
(BGBL Nr. 544/1983, 
BGBL Nr. 656/1983, 
BGBL Nr. 657/1983) 

" 

Anmerkung der VA 

Eine praxisbezogene Regelung wäre 
angebracht 

Anregung bleibt aufrecht 

Anregung bleibt aufrecht 

Der Anregung der VA wurde 
entsprochen. Es besteht jedoch 
ein Unterschied im 
Anspruchszeitraum : Während der 
leiblichen Mutter ein Anspruch 
bis zum 18 . Lebensjahr des 
Kindes zusteht, ist jener der 
Adoptivmutter auf 6 Monate 
beschränkt 
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00 Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Vordienstzeitenanrechnung gemäß 5 15 C Anregung bleibt aufrecht 
§ 12 (4) Gehaltsgesetz 1956 -
Benachteiligung bei 
Karenzurlaub zur Vorbereitung für 
Reifeftrüfung; gemäß § 12 (3) 
Geha t1esetz 1956 - Beurteilung der 
"beson eren Bedeutung" - Nachteile 
für niedrige Verwendungsgruppen 

Mangelnde Behebbarkeit rechtswidrig 9 14 B Eine Regierungsvorlage ist 
erlassener Straferkenntnisse - bereits dem Nationalrat 
Behebbarkeit durch Gesetzesänderung zugeleitet 

( " • ~ 
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~ .. 

Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz 

Impfschadengesetz 1973 - Mangelnder 1 17 A In das Impfschadengesetz wurde 
Entschädigungsansruch für 2 16 (BGBL Nr. 71/1980) der § 1 a eingefügt und damit der 
Impfschäden zwisc en 1945 und 1948 Entschädigungsansruch auf 

Impfschäden zwisc en 1945 und 
1948 ausgeweitet 

§ 39 Abs. 5 Lebensmittelgesetz; 2 16 B Eine N ovellierung des 
Stempelgebührenpflicht bei Anträgen 9 24 Lebensmittelgesetzes ist in 
auf Entschädigung für Warenproben - Vorbereitung 
Erleichterungen 

Erlassung einer Verordnung 3 21 f A Mit Inkrafttreten des 
bezüglich nicht apothekenpflichtiger 4 21 f (BGBL Nr. 185/1983, Arzneimittelgesetzes (1. 4. 1984) 
pflanzlicher und tierischer Drogen BGBL Nr. 156/1987) traten die Abs. 1 und 3 der 
(§ 224 GewO) - Säumigkeit des Gewerbeordnung außer Kraft; 
Bundesministers für Gesundheit und aufgrund §§ 5 und 59 Abs. 3 AMG 
Umweltschutz wurde die Abgrenzungsverordnung 

BGBL Nr. 156/1987 bereits 
erlassen 

Strahlenschutzverordnung 1972; 4 23 C Der Anregung der VA wurde bisher 
Neuregelung der Aufbewahrungspflicht nicht entsprochen 
bezüglich Aufzeichnungen über die 
Anwendung von Röntgenstrahlen 

'" 
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o 

Anregung der VA 

Bundesministerium für soziale Verwal­
tung 

Ermäglichung der Auszahlung von 
Pensionsguthaben an die Erben 

U npfändbarkeit des Hilflosenzu­
schusses - gesetzliche Klar­
stellung (ASVG-Lohnpfändungs­
gesetz bzw. Pensionsgesetz) 

Pensionsanpassung - Vereinfachung 
der Stichtagsproblematik 

.. 

Bericht 
an den 
NR Nr. Seite 

20 

20 

20 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 684/1978) 

A 
(BGBI. Nr. 14111980) 

c 

Anmerkung der VA 

Durch die Beseitigung des 
§ 108 Abs. 2 ASVG i.d.F. der 
29. ASVG-Novelle durch die 
33. ASVG-Novelle wurde der 
Anregung der VA vollinhaltlich 
Rechnung getragen 

Der Anregung der VA wurde mit 
der Lohnpfändungsgesetz­
Novelle 1980 mit Wirkung ab 
1. 5. 1980 entsprochen 

Die von der VA aufgezeigte 
Problematik der Differenz in 
der Leistungshähe bei einem 
Pensions anfall 1.12. 
gegenüber 1.1. des nächsten 
Jahres besteht immer noch -
der der Anregung 
zugrundeliegende Einzelfall 
könnte jedoch wegen der 
Änderung gewisser gesetzlicher 
Rahmenbestimmungen nicht mehr 
eintreten 

.,. 
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Anregung der VA 

Einschränkung der Möglichkeit des 
Entzuges der Invaliditätspension 
im fortgeschrittenen Alter 

Schutz des Leistungsan~pruches 
vor Verminderung bei Ubergang 
von BU-Pension auf EU-Pension 
trotz Zuwachses an 
Versicherungszeit 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

1 
7 

Seite 

23 

24 
35 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 585/1980, 
BGBI. Nr. 590/1983) 

A 
(BGBI. Nr. 484/1984) 

Anmerkung der VA 

Mit der Einführung des § 255 
Abs. 4 ASVG ab l. l. 1981 für 
Arbeiter bzw. des § 273 Abs. 2 
ASVG ab 1. 1. 1984 für Angestellte 
wurde der Anregung der VA indirekt 
dadurch Rechnung getragen, als 
Versicherte ab diesem Zeitpunkt 
nur mehr auf die zuletzt 
überwiegend ausgeübten konkreten 
Tätigkeiten verwiesen werden 
können 

Der der Anregung der VA 
zugrundeliegende Einzelfall 
könnte weiterhin auftreten, 
weil die für diesen Fall 
maßgeblichen Rechtsgrundlagen 
(§ 240 ASVG und § 125 GSVG) 
nicht Anwendung finden, 
wenn die Pension nach einem 
anderen Bundesgesetz festgestellt 
worden ist. Die VA hält daher 
ihre Anregung weiter aufrecht 
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- Bericht IV 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Jahresausgleich bei AZ-Beziehern 2 19 A Der Anregung der VA wurde durch 
bezüglich Pensionssonderzahlungen 5 21 (BGBI. Nr. 647/1983) die 39. ASVG-Novelle nur insofern 
bei Einkommen, die nur zwölfmal Rechnung getragen, als aus-
jährlich ausbezahlt werden ländische Teilpensionen nunmehr 

in ihrem tatsächlichen Ausmaß beim 
Jahresausfilei~h angesetzt werden, 
während lkuve Unterhalts an-
sprüche bzw. Einkünfte bei den 
Sonderzahlungen weiterhin 
angerechnet werden 

Ausgleichszulagenanspruch ; 2 28 B Der VA erscheint die Änderung der 
Verminderung des gesetzlich 3 24, 35 betreffenden gesetzlichen 
~arantierten Mindesteinkommens 4 26,43 Bestimmungen im Hinblick auf die 
ür Pensionisten durch Anrechnung 5 22 vielen an sie herangetragenen 

fiktiver Einkommen (pauschalierter 6 20,44 Härtefälle weiterhin vordringlich 
Unterhalts anspruch bzw. 
Eauschaliertes Einkommen aus 
rüherem landwirtschaftlichen 

Besitz) 

Anspruch auf Invaliditätspension - 3 24 A Durch die Einführung des § 255 
Berufsschutz - Beseitigung der (BGBI. Nr. 585/1980, Abs. 4 ASVG ab 1. 1. 1981 und des 
Diskrepanz zwischen gelernten und BGBI. Nr. 590/1983) § 273 Abs. 2 ASVG ab 1. 1. 1984 
ungelernten Arbeitskräften wurde, der Anregung der VA 

folgend, die Diskrepanz 
zwischen gelernten und 
ungelernten Arbeitskräften 
ab dem 55. Lebensjahr beseitigt 

f .. ~ 
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.. 

Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Einführung einer 4 26 A Das Arbeits- und Sozialgerichts-
Sozialgerichtsbarkeit 5 22 (BGBI. Nr. 104/1985) gesetz hat der Anregung der VA 

vollinhaltlich Rechnung getragen 

Anspruch auf vorzeitige 3 24 A Durch die 35. bzw. 
Alterspension bei langer 4 27 (BGBI. Nr. 585/1980, 39. ASVG-Novelle wurde der 
Versicherungsdauer; Beseitigung BGBI. Nr. 590/1983) Anregung der VA nur insofern 
der (kleinen) Zweidritteldeckung entsprochen, als keine Beseitigung 

der (kleinen) Zweidritteldeckung, 
sondern ein Hinzutreten einer 
alternativen Erfüllungsmäglichkeit 
(durch Ersatzmonate) bzw. eine 
Verlängerung des Rahmenzeitraumes 
durch Ersatzmonate erfolgte 

Einbeziehung von Pflegepersonen 4 27 A Durch die mit dem Arbeits- und 
in den Kreis der (BGBI. Nr. 104/1985, ?ozialgerichtsgesetz erfolgte 
Vertretungs berechtigten vor den § 40 Abs. 2 Anderung der Vertretungs be-
Schiedsgerichten der Ziff. 4 ASGG) rechtigunt wurde der Anregung der 
Sozialversicherung VA vollin altlich Rechnung 

getragen 

V> 
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..... 
~ 

Anregung der VA 

Gesetzliche KlarsteIlung bezüglich 
Jahresfrist für neuerlichen 
Leistungsantrag nach Klagsrücknahme 
beim Schiedsgericht der Sozialver­
sicherung (unterschiedliche 
Praxis bei den Pensionsver­
sicherungsanstalten) 

Vereinheitlichung des Begriffes 
,,Arbeitsunfähigkeit" in den 
verschiedenen Bereichen des 
Sozialrechtes 

f 

Bericht 
an den 
NRNr. 

4 

4 

Seite 

29 

37,48 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 104/1985) 

c 

Anmerkung der VA 

Durch die Einführung des Arbeits­
und Sozialgerichtsgesetzes ist 
gegen die Zurückweisung eines 
(innerhalb Jahresfrist) neuerlich 
gestellten Leistungsantrages 
nunmehr die Klage an das 
Sozialgericht zulässig, sodaß 
durch diese gesetzliche 
Bestimmung eine einheitliche 
Praxis der ~ozialversicherungs­
träger für die Zukunft gewähr­
leistet erscheint 

Die VA vertritt im Sinne der 
Verständlichkeit der 
Sozialversicherungsgesetze für 
den Versicherten auch im 10. 
Bericht die Auffassung, daß 
dann, wenn der Gesetzgeber 
in verschiedenen Bereichen 
der Sozialversicherung 
dieselben Begriffe verwendet, 
diesen Begriffen auch derselbe 
Inhalt zukommen sollte 

• .. 

III-40 der B
eilagen X

V
II. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)

14 von 215

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



~ 

Anregung der VA 

Verspätet entrichtete 
Sozialversicherungsbeiträge ; 
Anspruch auf Leistungswirksamkeit 

Pensions-Neubemessung, wenn 
während des Bezuges einer Pension 
aus dem Titel der geminderten 
Arbeitsfähigkeit zusätzliche 
Versicherungszeiten erworben 
wurden und Arbeitsunfähigkeit 
auch in dem Beruf eintritt, zu 
dem er durch Maßnahmen der 
Rehabilitation befähigt worden 
war 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

4 
5 
6 

5 

Seite 

45 
45 
20 

20 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

A 
(BGBI. Nr. 588/1981, 

Art. VIII Abs. 9 
und 10) 

Anmerkung der VA 

Wegen der wiederholten Anregungen 
der VA wird gegenständliche 
Problematik der verspätet 
entrichteten Sozialversicherungs­
beiträge im Bereich des GSVG und 
des BSVG mit der 44. Novelle 
voraussichtlich bereinigt werden 

Der Anregung der VA wurde durch 
die genannte Bestimmung der 
37. ASVG-Novelle Rechnung 
getragen 

III-40 der B
eilagen X

V
II. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)

15 von 215

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



- Bericht a-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Ergänzung des Ersatzzeiten- 1 8 A Mit der genannten Bestimmung der 
kataloies (ausländische Studien- 5 22 (BGBL Nr. 684/1978, 33. ASVG-Novelle wurde der 
zeiten zw. Spitalsaufenthalte 7 33 Art. XXI Abs. 6) Anregung der VA nur insofern 
nach Kriegsverletzung) Rechnung getragen, als eine 

Ergänzung des Ersatzzeiten-
kataloges für gewisse Schul-
zeiten ab 13. 3. 1938 erfolgte, 
nicht jedoch auch für Schulzeiten 
vor dem 13.3. 1938. Im Hinblick auf 
den Jenannten Einzelfall hält die 
VA aher ihre Anregung weiterhin 
aufrecht 

Beseitigung des Verlustes von 5 45 A Der Anregung der VA wurde durch 
Beitragszeiten des verstorbenen (BGBL Nr. 112/1986) die 10. GSVG-Novelle insofern 
Ehegatten bei Weiterführung eines Rechnung getragen, als nunmehr 
Gewerbebetriebes durch die Witwe die Fortführung des Gewerbe-

betriebes durch die Hinter-
bliebenen einem Anfall der 
Hinterbliebenenpension nicht 
entgegensteht 

E~leichteruni bei R.uhens~e- 6 46 A Der Anregung der VA wurde 
stimmungen ezüghch Witwen (BGBL Nr. 590/1983) entsprochen 
mit Sorgepflicht für Kinder 

-; 

4. • 
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'J 

-

Bericht 
an den 

Anregung der VA NR Nr. 

Hilflosenzuschuß: Gesetzliches 6 
Verbot der Heranziehung zur 
Aufrechnung mit Pensionsüberbezügen 
analog zur Unpfändbarkeit 

Leistungsrecht in der Sozialver­
sicherung: Lockerung des Antrags­
prinzipes bei unverschuldeter 
Unterlassung der AntragsteIlung 

Vereinfachung der Rechtsverfolgung 
in Bezug auf Leistungs-Neufest­
stellung im Wiederaufnahmever­
fahren (gespaltener Rechtszug) 

6 

7 

Seite 

58 

59 f 

53 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

A 
(BGBI. Nr.l11/1986, 

§ 86 Abs. 3 ASVG) 

c 

Anmerkung der VA 

Die Anregung der VA wird im 
Hinblick auf die der Gewährung 
eines Hilflosenzuschusses 
zugrundeliegenden Absicht des 
Gesetzgebers, die zwar an den 
Pensionsbezug anknüpft, von diesem 
jedoch inhaltlich völlig 
verschieden ist, weiterhin 
aufrechterhalten 

Mit der genannten Novellierung 
wurde der Anregung der VA nur 
insofern entsprochen, als die 
(unverschuldete) Unterlassung der 
AntragsteIlung nur dann nicht 
schadet, wenn sie binnen eines 
Monates nach Erfüllung der 
Voraussetzungen erfolgt 

Im Hinblick auf die mit der 
44. ASVG-Novelle beabsichtigte, 
den Versicherten begünstigende 
Neuregelung des Wiederaufnahme­
verfahrens im Leistungsrecht, 
wonach die bescheidmäßige 
Leistungs-Neufeststellung durch 
den Versicherungsträger den 
rechtskräftigen Abschluß des 
Wiederaufnahmeverfahrens 
voraussetzt, scheint der Anregung 
der VA Rechnung getragen zu werden 
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00 Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebe rs Anmerkung der VA 

Beiträge zum nachträglichen Einkauf 
von Versicherungszeiten; Schaffung 

7 59 C Die Anregung der VA wird weiterhin 
aufrechterhalten 

t:.iner Erstattungsmäglichkeit bei 
Ubertritt in ein pensionsver-
sicherungsfreies Dienstverhältnis 

Härtefälle in der gesetzlichen 9 24 A, B Mit der 41. ASVG-Novelle wurde der 
Pensionsversicherung bei pauschaler (BGBI. Nr.11111986) Anregung der VA nur teilweise 
Anrechnung von Einkünften auf den Rechnung getragen, als nunmehr die 
Ausgleichszulagenanspruch - Anrechnung des Unterhaltsan-
flexiblere gesetzliche Regelung spruches gegenüber den 

geschiedenen Ehegatten in dem 
Ausmaß unterbleibt, in dem der 
Unterhaltsanspruch trotz 
durchgeführter Zwangsmaßnahmen 
einschließlich Exekution 
uneinbringlich bleibt 

Ergänzung des Ersatzzeitenkataloges 9 25 B Da in der 44. ASVG-Novelle eine 
bei Bemessung der Alterspension Ergänzung des Ersatzzeiten-

kataloges im Sinne der 
Anregung der VA vorgesehen ist, 
scheint der Anregung der VA 
entsprochen worden zu sein 

• .. 
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• 

Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bu nd esgesetzgebers Anmerkung der VA 

Witwenpension an den geschiedenen 9 41 C Wegen der nicht unbeträchtlichen 
Ehepartner, wenn zum Todeszeitpunkt Anzahl von Beschwerdefällen, in 
zwar keine gerichtliche denen zum Zeitpunkt des Todes 
Unterhaltsverpflichtung bestand, des geschiedenen Ehegatten zwar 
aber tatsächlich Unterhaltszahlungen keine gerichtliche Unterhalts-
geleistet wurden verfIflichtung (bzw. eine vor 

Au lösung der Ehe eingegangene 
vertragliche Verpflichtung) 
bestand, aber tatsächlich U nter-
haltszahlungen geleistet wurden, 
hält die VA ihre Anregung weiter 
aufrecht 

Längere Letisvakanzen bei den 8 23 C Die VA hält ihre Anregung 
Sozialversic erungsgesetzen 9 26 weiterhin aufrecht, wobei 
zum Zwecke der Information und neuerlich auf die Notwendigkeit 
Vorbereitung 9.er Schaffung ausreichender 

Ubergangsbestimmungen zur 
Ermöglichung von Dispositionen 
der Versicherten hingewiesen wird 

Verlust des Krankenver- 8 36, 37 A Der der Anregung zugrunde liegende 
sicherungsschutzes durch (9. Novelle zum Härtefall könnte im Hinblick auf 
die 6. Novelle zum GSVG GSVG, BGBI. die durch die genannte Novelle 

Nr.485/1984) geänderte Bestimmung des § 83 
Abs. 2 Ziff. 1 GSVG nicht mehr 
auftreten 

'-.0 
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N 
o 

Anregung der VA 

Mitversicherung des erwerbslosen 
männlichen Ehegatten in der 
Krankenversicherung 

Humanere Behandlung durch 
medizinische Sachverständige im 
Verfahren vor den Schiedsgerichten 
der Sozialversicherung bzw. 
Verbesserung der Untersuchungen 

Sozialversicherungsbeiträge für 
Schmutzzulagen - Vereinheitlichung 
bzw. KlarsteIlung 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

5 
7 
9 

Seite 

18 

22 
34 
28 

22 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 282/1981) 

A 
(BGBI. Nr. 104/1985) 

A 
(BGBI. Nr. 205/1985, 
BGBI. Nr. 111/1986) 

Anmerkung der VA 

Durch die Änderung des § 123 
Abs. 2 Zift. 1 ASVG wurde der 
Anregung der VA Rechnung getragen 

Mit dem Arbeits- und Sozialgericht 
wurde der Anregung der VA nur 
insofern entsprochen, als das ASGG 
wegen der Bekämpfbarkeit der 
Tatsachenfeststellungen .. und der 
Beweiswürdigung eine Uberprüfung 
der medizinischen Gutachten durch 
die zweite Instanz ermöglicht, was 
indirekt zu einer verbesserten 
Untersuchung und zu einer größeren 
N achvollziehbarkeit der 
medizinischen Gutachten führen 
könnte 

Der Anregung der VA wurde 
dadurch, daß auch die 
Schmutzzulagen, insofern sie 
aufgrund betrieblicher 
Vereinbarungen gezahlt werden, 
der Beitragspflicht nicht mehr 
unterliegen, vollinhaltlich 
Rechnung getragen 

III-40 der B
eilagen X

V
II. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)

20 von 215

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



N 

• 

Anregung der VA 

Verbesserung der gesetzlichen 
Unfallversicherung bei Unfällen 
im Rahmen von Rettungseinsätzen 
im Ausland 

Bericht 
an den 
NRNr. 

3 

Seite 

37, 38 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

Anmerkung der VA 

Wenn auch in dem der Anregung 
der VA zugrunde liegenden 
Einzelfall, der übrigens Anlaß 
für die Neuregelung des § 176 
ASVG war, keine Lösung erreicht 
werden konnte, so wird doch für 
die Zukunft das Auftreten 
derartiger Härtefälle durch die 
mit der 33. ASVG-Novelle erfolgte 
Neuregelung der genannten 
gesetzlichen Bestimmung 
ausgeschlossen. Grundsätzlich 
vertritt die VA jedoch weiterhin 
die Auffassung, d~ß jedenfalls der 
Anlaßfall für die Anderung einer 
gesetzlichen Bestimmung durch eine 
"Vbergangsbestimmung von dieser 
Anderung erfaßt werden sollte 
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N 
N 

Anregung der VA 

Einbeziehung der geistlichen 
Amtsträger in die Pflichtversicherung 
nach dem ASVG 

B-KUVG: Mitversicherung der 
(schuldlos) geschiedenen Ehegattin; 
Haftung fü~.Behandlungsbeiträge -
gesetzliche Anderung 

Einführung einer gesetzlichen 
Informations- und Auskunftspflicht 
der Sozialversicherungsträger 

• 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

2 

6 
7 

Seite 

18 

28 

8 
34 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 585/1980) 

c 

A 
(BGBI. Nr. 286/1987, 

Auskunftspflicht­
Grundsatzgesetz) 

Anmerkung der VA 

Damit wurde der Anregung der VA, 
eine Einbeziehung geistlicher 
Amtsträger in die 
Pflichtversicherung zu 
ermöglichen, entsprochen und 
wurden, da die Evangelische 
Kirche H.B. davon Gebrauch machte, 
mit der 35. ASVG-Novelle für die 
geistlichen Amtsträger der 
Evangelischen Kirche H.B. die 
Teilversicherung in der 
Pensionsversicherung eingeführt 

Die Anregung wird weiterhin 
aufrechterhalten 

Durch die genannte )undesver­
fassungsgesetzliche Anderung 
der Auskunftspflicht sowohl 
für Bundes- als auch Länder­
organe wird auch die im 
Rahmen der Selbstverwaltung 
ausgeübte Vollziehung der Gesetze 
durch die Sozialversicherungs­
träger erfaßt. Damit scheint der 
Anregung der VA entsprochen 
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N 
V.> 

, 

Anregung der VA 

Berücksichtigung der Schwerstbe-
schädigtenzulage nach dem KOVG 
bei der Feststellung des 
Anspruches auf Ausgleichszulage -
gesetzliche KlarsteIlung 

Verbesserung des Bundesgesetzes über 
die Gewährung von Hilfeleistungen an 
Verbrechensopfer 

Leistung nach dem Verbrechens-
opfergesetz nur bei verbrechens-
bedingtem Verdienstentgang -
Verbesserung der Gesetzeslage 

Kein Anspruch auf Leistung aus 
der Arbeitslosenversicherung bei 
Nebeneinkommen über der 
"Geringfügigkeitsgrenze" -
gesetzliche Anderung 

Beseitigung der Ungleichbehandlung 
von weiblichen Arbeitslosen bei 
Notstandshilfe gegenüber männlichen 
Arbeitslosen \ 

Bericht 
an den 
NRNr. 

4 

2 

8 

9 

9 

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

27 f A Der Anregung der VA wurde damit 
(BGBI. Nr. 588/1981) vollinhaltlich entsprochen 

21 C Die Anregung wird weiterhin 
aufrechterhalten 

25, 33, 47 C Im Hinblick auf die an die VA 
hera~getragenen Härtefälle wird 
eine Anderung der betreffenden 
gesetzlichen Bestimmungen 
weiterhin als notwendig erachtet 

28 B Entsprechende Änderung wird 
von der VA weiterhin 
nachdrücklich gefordert 

29 B Auch diese Forderung bleibt 
ein vordrinefliches Anliegen 
der VA un wird im 
gegenständlichen Bericht 
wieder erhoben 
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N 
.j:o. 

Anregung der VA 

Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr 

Gesetzliche Verbesserung des 
Anrainerschutzes bezüglich Flug­
und Straßenverkehrslärm 

Verkürzung der Entscheidungsfrist 
bei Verfahren betreffend Entziehung 
bzw. Befristung der Lenkerbe­
rechtigung 

Befreiung von Telefonsprechgebühren 
für Schwerinvalide 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

1 
2 
3 

Seite 

25 
38, 40 

41 

26 

27 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 279/1978 
BGBI. Nr. 161/1985 
BGBI. Nr. 395/1985 
BGBI. Nr. 700/1986) 

A 
(BGBI. Nr. 615/1977) 

A 
(BGBI. Nr. 651/1980) 

Anmerkung der VA 

Es wurden Vorschriften bezüglich 
der Betriebsgeräusche von 
Fahrzeugen erstellt. Ebenso für 
Flugzeuge durch die Zivilluft­
fahrzeug- Lärmz ulässigkeitsver­
ordnung 

Entscheidungsfrist wurde auf 
drei Monate verkürzt 

(richtig wäre BGBI. Nr. 562/1980) 
Hilf- und mittellose Personen 
wurden von der Grundgebühr 
befreit 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Gelegenheitsverkehrsgesetz : 3 41 A Eine bedingte Zurücklegung 
Bereinigung der unbefriedigenden (BGBI. Nr. 486/1981) der Gewerbeberechtigung ist 
Situation bei Vergabe von zugunsten von Ehegatten von 
Taxikonzessionen ; Beschränkung Verwandten der geraden Linie, 
der Möglichkeiten einer bedingten von Wahleltern, Wahlkindern, 
Gewerberücklegung von Kindern der Wahlkinder 

oder von Verwandten der 
Seitenlinie bis zum 3. Grad 
möglich. Dasselbe gilt, wenn der 
Konzessionsinhaber Anspruch 
auf Erwerbsunfähigkeits-
oder Alterspension hat 

Abschaffung bzw. KlarsteIlung der 4 49 C Die VA hält die Anregung 
doppelten Rundfunk- und Fernseh- 5 59 aufrecht 
gebühr für Zweitwohnungsbesitzer 

Gesetzliche Beschränkung der 4 49 C Die Anregung bleibt aufrecht 
Höchstzahl von in Schulbussen 
beförderten Personen 

Eisenbahnenteignungsgesetz : 4 50,59 B Die Anregung bleibt aufrecht 
Normierung eines Rücküber-
eignungsanspruches bei Wegfall 
des öffentlichen Zweckes, für 
den enteignet wurde 

Lenker-Auskunftspflicht des 5 58 f A Durch 10. KFG-Novelle saniert 
Zulassungsbesitzers nach dem KFG - 6 72 

N 
U"1 gesetzliche KlarsteIlung 
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N Bericht 
0--

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Kraftfahrgesetz bzw. va über 5 75 A Der Anregung der VA wurde 
die ~estsetzunfl. vo~ Allgemeinen (BGBI. Nr. 362/1982) entsprochen 
BedIngungen ür die KFZ-Haft-
pflichtversicherung; Schließung 
einer Lücke beim Deckungsschutz 

KFG-Novelle: Nachträgliche 6 76 C Die Anregung bleibt aufrecht 
Sanktionierung einer rechts-
widrigen Verwaltungspraxis; 
zukünfti~e Yermeidung durch 
gesetzlic e Ubergangsbestimmungen 

Beseitigung der Strafsanktion nach 7 60 C Eine Beseitigung dieser 
§ 99 Abs. 6 lit. a StVO, wenn 9 49 Strafsanktion wäre angebracht 
Personenschaden (Körperverletzung) 
ausschließlich beim Unfallverur-
sacher vorliegt 

Entzug der Lenkerberechtigung nach 8 48, 56, 58 C Trotz der bestehenden Gegensätze 
Haftentlassung - resozialisierungs- (Verkehrszuverlässigkeit -
freundliche Gesetzesänderung Resozialisierung) sollte 

die Lösung der gegenständlichen 
Problematik versucht werden 

Verwaltungsverfahren). Kostentragung 8 48 C Diese Anregung ist auch im 
gemäß § 74 AVG - Anderung bei 10. Bericht an den NR wieder 
unbegründeten Verfahren enthalten 
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N 

'" 

Anregung der VA 

Mangelnde Aufschlüsselung bei 
Herstellungskosten für 
Telefonanschlüsse - bessere 
Information des Bürgers 

Befreiungsantrag Radio- und 
Fernsehgebühr - bessere Information 

Mangelnder Schadenersatzanspruch 
trotz nachweisbaren Verschuldens 
der Post bei nicht bescheinigten 
Postsendungen - gesetzliche Maß­
nahme 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

8 

8 

9 

Seite 

48 

58, 59 

60 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 

A 

c 

Anmerkung der VA 

Dieser Anregung wurde durch die 
Auflage einer neuen Drucksorte 
entsprochen 

Dieser Anregung wurde durch die 
Auflage einer neuen Drucksorte 
entsprochen 

Im Hinblick auf das diesbe­
zügliche Beschwerdeaufkommen 
wird die Forderung aufrecht 
erhalten 
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N Bericht oe 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Familie, Jugend 
und Konsumentenschutz 

Vereinheitlichung der Verjährungs- 8 61 A Nach § 21 Abs. 3 FLAG verjährt das 
fristen im Familienlastenaus- (BGBI. Nr. 479/1985) Recht, Familienbeihilfe aufgrund 
gleichsgesetz bescheinigter Ansprüche ausbezahlt 

zu erhalten, nun in 5 Jahren. 
Dennoch unterschiedliche 
Verjährung weiterhin bei 
bescheinigten bzw. nicht 
bescheinigten Ansprüchen 

Erhöhte Familienbeihilfe ab 8 61 B Entsprechende Novelle des FLAG 
festgestellter Behinderung bereits ausgearbeitet (siehe 

10. Bericht der VA an den 
Nationalrat) 

Familienlastenausgleichsgesetz - 8 62 f C Möglichkeiten zur Lösung der 
Anwendung des AVG anstelle BAO; gegenständlichen Problematik 
dadurch verfahrensrechtlich sollten geprüft werden 
bedingte Härten (Behebung 
unrichtiger Bescheide nach 
Jahresfrist nicht möglich) 

Kreditaufnahme in aufrechter Ehe - 8 61 A In § 98 Abs. 1 Ehegesetz wurde der 
Schutz für mithaftenden Ehegatten (BGBI. Nr. 481/1985) Grundsatz der Ausfallsbürgschaft 

verankert 
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N 
'-0 

Anregung der VA 

Befristete Weitergewährung der 
Familienbeihilfe über das 27. 
Lebensjahr hinaus in begründeten 
Härtefällen 

Hilfeleistung an in Not geratene 
Familien - gesetzliche 
Lösungsmöglichkeit 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

8 

9 

Seite 

66 

63 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

c 

Anmerkung der VA 

Die VA hält die Anregung 
weiter aufrecht 

Auf die Ausführungen im 
10. Bericht an den Nationalrat 
wird hingewiesen 
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VJ 
C) 

Anregung der VA 

Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten 

Umsatzsteuerliche Belastung bei 
Warenkäufen durch Bedienstete 
österreichischer Vertretungsbehörden 
im Ausland 

Bericht 
an den 
NR Ne. 

9 

Seite 

70 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Ne. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Bauten und 
Technik 

Ungenügende Berücksichtigung der 31 B Anregung bleibt aufrecht 
Wertsteigerung von Genossen-
schaftswohnungen bei späterer 
Veräußerung 

Entschädigungsfähigkeit anderer 1 32 B Anregung bleibt aufrecht 
Beeinträchtigungen als 2 48 
unmittelbarer Eingriffe in das 3 49 
Grundeigentum 

Verstärkter Schutz obligatorisch 33 A 
Berechtigter bei Grundeinlösung 
für Bundesstraßenbau 

(BGBL Nr. 165/1986) 

Zweifelsfreie Feststellung des 4 66 A 
Eigentumsrechtes vor Eingriffen (im Erlaßweg 
durch Bundesstraßenbaumaßnahmen geregelt) 

Aufnahme einer Umweltverträglich- 4 66 A 
keitsprüfung in das BStG (BGBL Nr. 63/1983, 

BGBL Nr. 165/1986) 

V orsorgepflicht für die 4 66 A 
Errichtung und Erhaltung von 
Lärmschutzeinrichtungen 

5 80, 85 (BGBL Nr. 63/1983) 

V> 
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" 

...., 
Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Ne. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Abgeltung des Wiederbe- 4 66 f, 72 tw. A zu A) hinsichtlich der einzigen 
schaffungswertes bei (BGBI. Nr. 63/1983) W ohngele~enheit 
GrundinanEruchnahme für tw. B zu B) Anregung leibt aufrecht 
Bundesstra enzwecke 

Finanzielle Nachteile und 5 80 B Anregung bleibt aufrecht 
Einschränkung der Verwertbarkeit 
von Grundstücken in zukünftigen 
Bundesstraßenbaugebiet 

Fehlentwicklungen in d~r 5 80,82 A 
Verwaltungspraxis bei Ubereinkommen 6 101 (BGBI. Nr. 165/1986 
im straßenrechtlichen und Re~elung im 
Enteignungsverfahren Erla weg) 

Sukzessive Zuständigkeit im 1 35 tw. A Es wurde nur die Anfechtungsfrist 
Enteignungsverfahren und 5 82,94 (BGBI. Nr. 165/1986) verkürzt. Anregung auf iänzliche 
nachträgliche gerichtliche 7 71ff Besei~iiun~ die~er Anfec tungs-
Neufestsetzung der 9 73 möghc kelt bleibt aufrecht 
Entschädigungssumme im 
Grundeinlösungsverfahren für 
Bundesstraßenzwecke 

Neugestaltung der Organisation des 6 89 B 
Planungsablaufes bei Bundesstraßen 7 77 

Vorzeitige Einlösung von für 7 79 A Beschränkung auf besonders 
Bundesstraßenzwecke vorgesehenen (im Erlaßweg) berücksichtigungswürdige Fälle 
Grundstücken scheint vertretbar 

~ 
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V> 
V> 

Anregung der VA 

Verwaltungspraxis bei Übernahme von 
aufgelassenen Bundesstraßenteilen 

Aufnahme eines dem § 46 WRG über 
Regulierungsneugrund analogen 
Bestimmung in das BStG 

Entschädigungsmöflichkeit für kausal 
bedingte Folgeersc einungen von 
Bundesstraßenbauten 

§§ 15 ff LieGTG; Rechtsschutzdefizit 

Bericht 
an den 
NRNr. 

7 

7 

7 

9 

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

79 A 
(im Erlaßweg) 

80 C 

92 tw. A ' Im übrigen bleibt Anregung 
(BGBI. Ne. 165/1986) aufrecht 

74, 80 ff B Anregung bleibt aufrecht 
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v.> Bericht +- an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft 

Änderung des Milchkontin- 2 55 A 
gentlerungssystems (BGBI. Nr. 210/1985) 

Unzureichende Regelung des 4 73f B Anregung bleibt aufrecht 
Wahlverfahrens in Wasser- 7 94 
genossenschaften und 
Wasserverbänden 

Unzureichende Absicherung der 7 111 B Anregung der V A im Entwurf 
Stellung des Fischereiberechtigten 9 91 WR-Novelle 1987 berücksichtigt 
imWRG 

ParteisteIlung der Gemeinden bei 9 92 f C 
Wasserschutz- und Schongebieten 

Änderung der Rechtsstellung 9 89 ff C Anregung bleibt aufrecht 
übergangener Parteien im WRG 
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Ul 

Anregung der VA 

Bundesministerium für Unterricht, 
Kunst und Sport 

Härtefälle durch § 42(6) SCHUG 

Organisatorische und personelle 
Maßnahmen zur Beschleunigung von 
Berufungsverfahren nach dem SCHUG 

Anwendung des SCHUG auf das 
Gymnasium für Berufstätige 

Entfall des Notendurchschnittes als 
Stipendienvoraussetzung für schwer 
behinderte Kinder - Erweiterung des 
benachteiligten Personenkreises im 
Schülerbeihilfengesetz 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

4 

5 
7 

9 

Seite 

37 

95 

129 
115 

112 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI. Nr. 211/1986) 

A 
(im Erlaßweg) 

B 

B 

Anmerkung der VA III-40 der B
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<...J Bericht a-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung 

Beseitigung von sich aus § 24 lit.b 1 38 A 
Studienförderungsgesetz ergebenden 4 96 (BGBL Nr. 361/1985) 
Härten 

Studienförderungsrechtliche 3 62 C 
Gleichstellung verheirateter 
Studierender mit in 
Lebensgemeinschaft lebenden 

Rechtsbereinigung auf dem Gebiet 4 104 A 
der Hochschulberechtigung (BGBL Nr. 292/1985 

und Regelung im 
Verordnungsweg) 

Beschleunigung der Erlassung 
von Studienplänen 

5 143 B Anregung bleibt aufrecht 

Berufung von ordentlichen 5 
Universitätsprofessoren -
Berufungszusagen ; Klarstellung 

144, 152 B Anregung bleibt aufrecht 

Verleihung des Ehrenringes auch für 5 144, 153 A 
jene Personen, die die Voraus- 6 145 (BGBL Nr. 181/1985) 
setzungen für eine Promotion 
"sub auspiciis praesidentis" vor 
dem Inkrafttreten des BG vom 
5. 3. 1952 erfüllt haben 
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VJ 
'-J 

Anregung der VA 

Unklarheiten bei Anwendung der 
Hochschulberechtigungsverordnung 

Finanzierung von Erhaltungsarbeiten 
an denkmalgeschützten Objekten 

Studienfärderungsgesetz; Vermeidung 
von Härten bei Beschaffung von 
Einkommensnachweisen 

Probleme bei der Dienstzuteilung 
von Hochschulassistenten 

Mehrfache Verleihungsmäglichkeit 
des akademischen Grades 
"Diplomingenieur" 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

5 

6 
7 

7 

7 

9 

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

144 A 
(BGBI. Nr. 292/1985 

und Regelung im 
Verordnungsweg) 

144 C 
125 

119 B 

122 B 

112 f B Anregung bleibt aufrecht 
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\;J Bericht 
00 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Finanzen 

Regelung der örtlichen Zuständigkeit 1 41 A 
der Finanzämter; Rechtswirksamkeit 2 70 (BGBl. Nr. 151/1980) 
der Einbringung 3 70 

Anerkennung einer Unterhalts leistung 2 70 (BGBl. Nr. 570/1982) Durch die Neuregelung wurde der 
als außergewöhnliche Belastung auf 3 70 Begünstigtenkreis auf Personen 
Grund eines gerichtlichen Vergleiches 5 156 eingeschränkt, die sich wieder 

verehelicht haben. Das von der VA 
aufgezeigte Problem wurde davon 
nicht berührt. Die VA hält daher 
an ihrer bisherigen Anregung fest 

Zollgesetz; Streichung der 2 77 C 
Bagatellgrenze 

Steuerbegünstigung für Heiratsgut 2 85 (BGBl. Nr. 587/1983) Durch die Neuregelung ist die 
für den Elternteil, der die Steuerbegünstigung insgesamt 
Belastung trägt weggefallen 

Vermögensfreibetrag für behindertes 2 87 A 
Kind (BGBl. Nr. 570/1982) 

GebÜhrenvorschreibl!.ng für 3 75 (BGBl. Nr. 557/1985) Durch die Neuregelung wurden 
Auskunftserteilung; Anderung des 7 127 f lediglich Anfragen nach der 
Gebührengesetzes Zuständigkeit gebührenfrei 

gestellt. Die VA hält daher an 
ihrer bisherigen Anregung fest 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Ablehnung der Geburtenbeihilfe 3 81 A 
wegen zu späten Erk.~nnens der 
Schwangerschaft - Anderung der 

(BGBI. Nr. 62111981) 

Verordnung zur Erlangung der 
Geburtenbeihilfe 

Anhassung der für den amtswegigen 4 108 A 
Lo nsteuerjahresausgleich geltenden 5 155 (BGBI. Nr. 587/1983) 
Grenze an geänderte Verhältnisse 7 129 f 

Finanzieller Nachteil bei zwei 4 117 C Die VA hält an ihrer bisherigen 
Lohnsteuerkarten; Beseitigung von Anregung fest 
Härtefällen 

Wegfall der Antragspflicht für 4 119 C Die VA hält an ihrer bisherigen 
Billigkeitsmaßnahmen Anregung fest 

Anerkennung von Freibeträgen für 5 157 (BGBI. Nr. 587/1983) Da die Gesetzesänderung lediglich 
ausländische freiwillige Weiter- die Pflichtversicherung betrifft, 
versicherung als Sonderausgaben hält die VA an ihrer bisherigen 

Anregung fest 

Begünstigter Steuersatz für 5 157 C Ungeachtet der Stellungnahme des 
medizinisch notwendige Lebensbehelfe Bundesministers für Finanzen, daß 

die Begünstigung auf sozial-
rechtlichem Gebiet erreicht 
werden sollte, hält die VA an 
ihren Anregungen fest 

VJ 
'.D 
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.... Bericht C) 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Familienlastenausgleichsgesetz ; 5 157 f A 
Regelung der Verjährung (BGB!. Nr. 479/1985) 

Rückwirkende Gewährung der erhöhten 5 158 A 
Familienbeihilfe für behindertes 7 130 (AÖFV Nr. 69/1984) 
Kind; Ausdehnung der 
Anspruchsberechtigten 

Lohnsteuerjahresausgleich; Ver- 6 149 C Die VA hält an ihrer Anregung 
meidung steuerlicher Nachteile fest 
durch verspätete Bezugsauszahlung 

Legislative Maßnahmen im 5 165 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
Zusammenhang mit der Haftung für fest 
Steuerschulden des KFZ-Vorbesitzers 

Beseiti5ung der unterschiedlichen 6 157 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Behan lung von leiblichen Kindern und fest 
Stiefkindern bei der Steuerfreiheit 
einer Heiratsausstattung 

Beseitigung von Härtefällen beim 6 168 C 
Vollzug des Umsatzsteuergesetzes im 
Zusammenhang mit Einsatzfahrzeugen 
der Freiwilligen Feuerwehr 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bewilligung einer Stundung von 6 169 Im Hinblick auf das VfGH-Erk. 
Abgaben bis zur Erledigung einer im vom 11. Dezember 1986 erfolgte 
Abgabenverfahren eingebrachten eine Gesetzesänderung, wonach die 
Berufung Einbringung von angefochtenen 

Abgabenschuldigkeiten unter 
bestimmten Voraussetzungen 
auszusetzen ist 

Gebührenermäßigungsmöglichkeit bei 7 129 C Die VA hält an ihrer Anregung 
besonders berücksichtigungswürdigen fest 
Umständen 

Steuerabsetzbetrag für Alleiner-
halter bei eheähnlicher Gemeinschaft 

7 130 C 

Ermäßiiter Um~atzs~euersatz für 7 131 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Süßstof e für Dlabeuker fest 

Anspruch auf Berichtigung offenbar 7 133 C Die VA hält an ihrer Anregung 
unrichtiger Bescheide der Abgaben- fest 
behörde 

Möglichkeit einer Billitkeits- 7 133 C Die VA hält an ihrer Anregung 
entscheidung bei unric tiger Sach- fest 
entscheidung über Begünstigungen 

Amtswegiges J ahresausgleichsver-
fahren; Vermeidung kumulierter 

7 146 B 

~ 
Vorschreibungen durch personelle 
und organisatorische Maßnahmen 
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~ Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebe rs Anmerkung der VA 

Kumulierte Lohnsteuervorschreibung 8 118 Nach Auffassung der VA kann ein 
durch mehrere Jahresausgleichs- Merkblatt, das über das 
bescheide - organisatorische Bevorstehen einer Härte 
Maßnahmen informiert, diese nicht mindern. 

Die VA hält daher an ihren 
Anregungen fest 

Grunderwerbsteuer - 8 119, A Im Hinblick auf festgestellte 
Gesamtreform 120 Verfassungswidrigkeit erfolgte 

Gesetzesänderung 

Novellierung des Gebührengesetzes 
(wegen Gebührenpflicht für einfache 
Auskunftsbegehren, Kompliziertheit) 

8 120 C Die VA hält an ihren Anregungen 
fest 

Erbschafts- und Schenkungssteuer- 8 121 A 
gesetz; Diskriminierung der 
nichtberufstätigen Frau 

(BGBI. Nr. 557/1985) 

Erleichterung für Verfahrensablauf 8 122 B 
durch Zollgesetz und Bundesab-
gabenordnung 

Doppelwohnsitz ; eingeschränkte 8 122 C Die VA hält an ihren Anregungen 
Verwendungsmöglichkeit fest 
unverzollter ausländischer Kfz 

Verlängerung der einjährigen Frist 
für dienstaufsichtsbehördliche 

8 123 B 

Aufhebung rechtswidriger Bescheide 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Organisatorische Maßnahmen zur 8 123 A 
Einhaltung der sechsmonatigen (Planstellenver-
Entscheidungspflicht mehrung) 

Versicherungsaufsichtsbehördliche 8 124 A,B 
Maßnahmen zur Kenntnis der All- (ohne näheren 
gemeinen Versicherungsbedingungen Angaben) 

Steuerfahndung - Vorgangsweise 8 127 ff A 
(BGBI. Nr. 571/1985, 

Erlaß) 

Grunderwerbsteuer trotz Rücktritt 9 129, C Die VA hält an ihrer Anregung 
vom Vertrag - verfassungskonforme 136f fest 
Neuregelung 

Härten aus kumulierten Abgabenvor- 9 129, B 
schreibungen im Wege des amtswegigen 
Jahresausgleiches, meist entstanden 

154 

aus Säumnis der Finanzbehörden -
organisatorische Maßnahmen 

Unmöglichkeit, von verschiedenen 9 130 B 
Stellen ausbezahlte Pensionen auf 
Antrag gemeinsam zu versteuern 

Berücksichtigung von Freibeträgen - 9 131 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Berechn ungsd arste 11 ung fest 

.j:>. 
V.> 
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-l>- Bericht 
-l>-

an den Reaktion des 
Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

VO des BMfF über die Aufstellung 9 131 C 
von Durchschnittssätzen für 
Werbungskosten von Angehörigen 
~.estimmter Berufsgruppen -
Anderung 

Energie-VO; Novellierun5 auf 9 131 B 
zukunftsorientierten Stan 

Grundsatz von Treu und Glauben 9 132 C Die VA hält an ihrer Anregung 
im Abgabenrecht - grundsätzliche fest 
Lösung des Problems 

Kfz-Steuer; unzeitgemäße Einhebung; 9 133 C Die VA hält an ihrer Anregung 
wegen Nichtentrichtung oder fest 
verspäteter Entrichtung -
verfassungskonforme N ovellierung 

Steuerfreibetrag für Fahrzeuge, 9 134 C Die VA hält an ihrer Anregung 
die zur Fortbewetung gehbehinderter fest 
Personen vorgese en sind -
Verbesserung 

Mangelnde Gewährleistungspflicht 9 134 C Die VA hält an ihrer Anregung 
der Behörden bei Versteigerungen fest 
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.fo. 
\J1 

Anregung der VA 

Erbschaftssteuer, unterschiedliche 
Behandlung privater Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen in Form von 
Personengesellschaften oder Einzel-
unternehmen zu Kapitalgesellschaften 

Schwere Durchschaubarkeit vom 
BMfF genehmigter Allgemeiner 
Versicherungsbedingungen 

Steuerliche Ungleichbehandlung bei 
der Geltendmachung von Reise-
kosten - Novellierung der anzu-
wendenden einkommensteuerrecht-
lichen Bestimmungen 

J ah~esaus~leichsvedahren -
Gleichstel ung von Präsenz-
und Zivildienern, 
Verwaltungsvereinfachung 

Bericht 
an den 
NR Ne. 

9 

9 

9 

9 

.. 

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

134 C 

135 C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

144 B 

147 A 
(BGBl. Nr. 562/1986) 
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~ Bericht C1' 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie 

Erweiterung der ParteisteIlung 4 121 f C 

Maßnahmen für die Verkürzung der 5 180 C Allerdings sah die vor-
Verfahrensdauer gesehene Novelle zur GewO eine 

Verkürzung des Instanzenzuges 
vor. Dies könnte jedoch 
nicht die notwendigen organisa-
torischen Maßnahmen ersetzen, um 
die Verfahrensverzögerungen in den 
jeweiligen Instanzen zu vermeiden 

Anrainerschutz im Gewerberecht; 7 148 B 
erlaßmäßige Anweisung über 
gesetzmäßi~e Vorgangsweise der 
Gewerbebe örden 

9belrüf~ng von Betriebsanlagen 7 149 B 
In an änglgen Verfahren. Erlaß an 
Unterbehörden hinsichtlich 
Bescheidausfertigung und 
einschlägiger Unterlagen 

Berufungsrecht der Anrainer im 
Betriebsbewilligungsverfahren 

7 149 B 

in jedem Fall 

~ 
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-l>­
'J 

Anregung der VA 

Erdgashochdruckleitungen ; 
Kompetenzbereinigung für 
Betriebsanlagenbewilligung 

Konsenslose/konsenslos erweiterte 
Betriebsanlagen, dienstaufsichts-
behördliche Maßnahmen 

Befähigungsnachweis, Betätigung 
im Gewerbe 

Stromanschlußkosten, Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen: 
a) Verrechnung, Rückerstattung 
b) Abgrenzung "vorgelagertes 

Leitungsnetz" zu "Hausanschluß" 

Zuständigkeit Betriebsanlagen-
genehmigungen, Erdgashochdruck-
leitungen, Kunstschneeanlagen 
Kompetenzbereinigung 

"Zweigleisigkeit" bei Festsetzung 
der Sperrstunde bzw. Betriebszeiten 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

7 

7 

7 

8 

8 

8 

Reaktion des 
Seite Bu nd esgesetzgebers Anmerkung der VA 

150 C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

140 B 

141 B 

141 f B 

142 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest, zumal insbesondere bei 
Kunstschneeanlagen immer noch 
ein negativer Kompetenzkonflikt 
besteht. 

143 B 
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""" 00 

'" . 

Anregung der VA 

Bundesministerium für Inneres 

Formular über das Straferkenntnis; 
Rechtsmittelbelehrung 

Bundeseinheitliches Merkblatt 
betreffend Reisepässe und Paßersätze 

Legislative Maßnahmen im Zusammen-
hang mit der Verhängung eines Auf-
enthaltsverbotes über Staatenlose 

Verhalten der Sicherheitsorgane 
bei Verkehrsunfällen; Dienstan-
weisung zu einheitlichem Vorgehen 

Streichung des Rechtsmittelver-
zichtes im Verwaltungsstrafver-
fahren 

Staatsbürgerschaftsrecht; 
Verleihungsmöglichkeiten nach 
unverschuldetem Verlust 

Leibesvisitationen - Erlaß 

Bericht 
an den 
NRNr. 

5 

5 

5 
6 

7 

7 

7 

8 

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

187 A 
(Weisung) 

188 C 

196 B 
185 

159 C 

160 B 

161 C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

153 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
157 ff fest 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Sofortige Vernehmung bei Festnahme 8 154 A 
(Bundespolizeidi -

rektionen: J ournal-
dienste, Rufbereit-
schaften, Dienstan-

weisung Bundespoli-
zeidirektion Wien) 

Unwirksamkeit des Rechtsmittelver- 8 155 A 
zichtes während Freiheitsentzuges (Regierungsvorlage 

zum VStG, 617 d. 
Blg. Steno Prot.Nr. 

XVI. GP, beabsich-
tigte Einfügung) 

Zurücklegung einer Anzeige gegen 8 155 A Die VA hält dienstaufsichts-
Sicherheitswachebeamte durch (Auskunft gemäß behördliche Maßnahmen trotz 
Staatsanwalt - dienstaufsichts- § 48 aStPO, Prüfung Zurücklegung einer Anzeige 
behördliche Maßnahmen der Einzelfälle) weiterhin für dringend 

geboten. Die angekündigte 
Prüfung jedes Einzelfalles, 
unabhängig von der straf-
rechtlichen Verurteilung, 
scheint daher unerläßlich 

Novelle zum Staatsbürgerschafts- 8 156 C Die VA hält an ihrer Anregung 
gesetz, Sondererwerbstatbestand 161 fest 

.j:>. 

'-Cl 
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\J1 Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Gewaltsames Eindringen der Polizei 9 176 B 
in versperrte Wohnungen - Kosten-
tragung 

Ungleichbehandlung von Zivil- und 9 176 C 
Präsenzdienern hinsichtlich der 
Wehrpflicht bei Untauglichkeit -
Gesetzesänderung 

Rechtsmittelverzicht im VStG 9 181 B 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Justiz 

Zustimmung zur ~egitimation durch 3 98 A 
den Betroffenen; Anderung des ABGB (BGBI. Nr. 566/1983) 

Formulargestaltung bei Ladung von 
Beschuldigten, Zeugen und Privat-

4 139 B 

beteiligten 

Änderung der Form der Durchführung 4 154 A 
der ersten Tagsatzung (BGBI. Nr. 135/1983) 

Formulargestaltung ; Paragraphen und 5 199 B 
Abkürzungen nur mit inhaltlicher 
Erklärung 

Weisungen an Staatsanwaltschaften 5 200 B 
sollen schriftlich und begründet 
ergehen 

Information der Kindesmutter in 6 190 A 
Pflegschaftsverfahren (Regierungsvorlage 

677 d. Blg.) 

Gewährung von Unterhaltsvorschüssen; 6 191 B 
Neugestaltung des Beschlußformulares 

\J1 
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VI Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Dienstaufsichtsbehördliche Maßnahmen 7 180 C 
zur Einhaltung des Strafvollzugsge-
setzes 

Unterhaltsrückerstauung - 8 170 A 
organisatorische Maßnahmen 175 (Dienstaufsicht, 

Erlaß) 

KlarsteIlung der Anwendbarkeit 8 170 A 
des § 517 ZPO (Regierungsvorlage 

zur ZPO) 

Zurücklegung von Strafanzeigen durch 8 171 A 
Staatsanwaltschaft - Nachweis über 181 (§ 134 Abs. 3 GeO, 
die Verständigung § 9 StAGeo, 

§ 59 a StAGeo) 

Verteilung gerichtlich sicherge- 8 173 B 
stellter Beträge an Privatbeteiligte 
- gesetzliche Regelunt' verein-
fachtes Ausfolgungsver ahren 

Bestreitung der Ehelichkeit der 
Geburt - Untersuchung für 

8 173 C 

vermuteten Kindesvater 

Unrealistische Haftungsgrenzen für 9 191 B 
Gastwirte und Badeanstaltenbesitzer -
gesetzliche Anpassung der Wertgrenzen 
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U1 
<.;.> 

Anregung der VA 

Anspruchsvoraussetzungen für Ent­
schädigung für Untersuchungshaft -
gesetzliche Anderung zur Vermeidung 
von Härten 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

9 

Seite 

195 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

Anmerkung der VA III-40 der B
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\J> Bericht +-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesministerium für Landesverteidi-
gung 

Entschädigung nach dem VI. Ab- 2 105 A 
~~hnitt des Heeresgebührengesetzes ; (BGBI. Nr. 285/1982 
Anderung des Antragsformulares und neue Formulare) 

Kostenersatz beim 3 12 A 
Verwaltungsgerichtshof 4 19 (BGBI. Nr. 243/1985) 

Vergebührung von Terminansuchen 4 157 A 
sowie Meldungen an die Militär- S 214 (BGBI. Nr. 577 /1983) 
behörde; unzweckmäßige Praxis 
bei der Einberufung 

Unterlassun1 der Androhung einer 5 214 A 
Freiheitsstra emittels (neue Vorgangsweise ) 
Ladungsbescheides 

Gesundheitsgefährdung von Anrainern 5 216 B 
durch Flugbetrieb ; Entschädigung 

§ 24 Wehrgesetz; neuerliche Stellung 7 189 B 

Kasinobetrieb - Dienstaufsicht 8 186 A 
(Weisung) 
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U1 
U1 

Anregung der VA 

Wehrgesetz, unterschiedliche 
Altersgrenze für Einberufung -
legistische Bereinigung 

Bericht 
an den 
NR Nr. 

9 

Seite 

204 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(Regierungsvorlage 
937 der Beilagen zu 
den Sten.Prot. des 

NR XVI. GP) 

Anmerkung der VA III-40 der B
eilagen X

V
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Bundesministerium für Bauten und Technik. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 91 
Bundesministerium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz . . . . . . . . 47 
Bundesministerium für Finanzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 361 
Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz. . . . . . . . . . . . . . . . 22 
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie ............... 170 
Bundesministerium für Inneres. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 200 
Bundesministerium für Justiz. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 636 
Bundesministerium für Landesverteidigung ......................... 43 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 149 
Bundesministerium für soziale Verwaltung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 812 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport .................. 32 
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr. . . . . . . . . . . . . 194 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung. . . . . . . . . . . . . . . . . . 35 
An den VA Franziska Fast herangetragene sonstige Anliegen. . . . . . . . . . . 280 
An den VA Dr. Franz Bauer herangetragene sonstige Anliegen ......... 325 
An den VA Helmuth Josseck herangetragene sonstige Anliegen. . . . . . . . . 44 

Gesamtanfall aus dem Bereich der Bundesverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . .. 3471 

Verwaltung des Landes Burgenland ............................... 101 
Verwaltung des Landes Kärnten .................................. 91 
Verwaltung des Landes Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 267 
Verwaltung des Landes Oberösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 173 
Verwaltung des Landes Salzburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 82 
Verwaltung des Landes Steiermark. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 135 
Verwaltung des Landes Wien. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 271 

Gesamtanfall aus dem Bereich der Landesverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . .. 1 120 

Gesamtsumme. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 4 591 
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Wohnsitz der Beschwerdeführer 

Burgenland ................ . ....... .. ......... ........ ..... ... 239 
Kärnten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 307 
Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 789 
Oberösterreich ................................................ 674 
Salzburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 310 
Steiermark . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 661 
Tirol . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 252 
V orarlberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 191 
Wien ......................................................... 1086 
Ausland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 47 
Anonyme Eingaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 
Amtswegig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31 

4591 
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Aufgabenbereich der Volks anwältin Franziska Fast: 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundeskanzleramt fallen (BKA): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun~.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - BKA/86 Kritik an Verwaltungsstrafgesetz - kein Mißstand - Auf-

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

klärung durch Auskunft 

Ernennung in nächsthöhere Dienstklasse ohne besoldungs­
mäßige Verbesserung (Finanzbeamter) - Kritik an Gehalts­
gesetz 1956 - kein Mißstand 

Sperre der Notstandshilfe - Auskunft über Zumutbarkeit 
einer zugewiesenen Beschäftigung - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Auskunft über Erhöhung des Ruhegenusses der Bundesbe­
amten für 1986 - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Anspruch auf Fortbezug von Mehrleistungsvergütungen 
während der Dauer von Kaderübungen beim Bundesheer -
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Anregung zur Verbesserung von Formularen im Bereich der 
Bundesverwaltung - Aufklärung durch Auskunft 

Wiener Zeitung - mangelnde Druckqualität (Druckfehler) 
bzw. mangelnde Sparsamkeit (unnötiger Abdruck von Listen 
im Amtsblatt) - kein Mißstand 

Verwaltungsgerichtshof - lange Verfahrensdauer - Auf­
klärung durch Auskunft 

B~zahlung der V ergeb.ühru~gskosten bei der Errichtung von 
DIenstverträgen - keIn Md~stand 

Bundespräsidentenwahl 1986 - Diskriminierung Öster­
reichs durch ausländische Vereine bzw. Medien - Fehlver­
halten des Bundeskanzlers bzw. Außenministers 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Benachteiligung durch Einführung von Ruhensbestimmun­
gen für pensionierte Beamte - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

21. 12 - BKA/86 Auskunft über Mitwirkungspflicht bei Mikrozensuserhebun­
gen - Aufklärung durch Auskunft 

60 

13 Aufnahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis -
Ablehnung - Beschwerdegrund behoben 

14 Forderung nach einem Bundessozialhilfegesetz - Ersuchen 
um Unterstützung der diesbezüglichen Interventionen 
VA unzuständig 

15 Dienstrechtliche Benachteiligung als Dienstzugeteilter Im 
Bundeskanzleramt - Beschwerde dzt. unzulässig 

16 Gewährung des Steigerungsbetrages Zur Haushaltszulage für 
Pflegekinder - Kritik an Gehaltsgesetz 1956 und Besol­
dungsordnung 1967 - Aufklärung durch Auskunft 

17 Unzureichende Information im Vordruck zum 2ustellgesetz 
(Hinterlegungs anzeige) - Beschwerde nicht berechtigt 

18 Dienst- und besoldungsrechtliche Nachteile durch Über­
nahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis des Bun­
des - Beschwerde nicht berechtigt 

19 Teilnahme von auszubildenden Bediensteten an Amtshand­
lungen im Außendienst - kein Mißstand 

20 Verspätete Bekanntgabe von Kursen und Seminaren an der 
Verwaltungsakademie 

21 Nichtbeantwortung einer Anfrage an den Bundeskanzler -
Beschwerde nicht berechtigt 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz fallen (GU): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrunephrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 1 - GU /86 Auskunft über Geschäftsführung, des Versorgungsfonds der 
Bundeskammer der Tierärzte Osterreichs - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

2 

3 

4 

7 

8 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

Ursachen für Waldsterben - Unterstützung bezüglich meß­
technischer Beweisführung - kein Mißstand 

a) Anspruch auf Neubemessung der Beschädigtenrente 
nach dem Impfschadengesetz 

b) Fehlauszahlungen bezüglich Sonderzahlungen der 
Beschädigtenren te 

Beschwerde nicht berechtigt 

Verordnungen zum Arzneimittelgesetz - Säumigkeit des 
Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz -
Beschwerdegrund behoben 

Auskunft über Schiedsstelle für Ärztliche Kunstfehler in 
Tirol - Aufklärung durch Auskunft 

Rezeptpflicht - Unterschied zwischen Österreich und BRD 
- Nichtbeantwortung einer Eingabe beim Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz - kein Mißstand 

Gesundheitsgefährdun~ durch Reaktorunfall i~ Tsc.hernobyl 
- mangelnde behördilche Maßnahmen - kein MIßstand 

Auskunft in medizinischen Fragen bzw. Unterstützung bei 
Arbeitsplatzsuche - Aufklärung durch Auskunft 

Berufliche SchlechtersteIlung durch nicht volle Anerkennung 
einer im Ausland erworbenen Ausbildungsurkunde - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Luftverschmutzung im Raum Linz (arbeits­
rechtliche Problematik) - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtbeantwortung einer Eingabe durch das Bundesministe­
rium für Gesundheit und Umweltschutz - kein Mißstand 
Ärztliche Hausapotheke - Dauer des Berufungsverfahrens 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Problem der ~.ostentragung bei Freispruch im Disziplinar­
verfahren der Arztekammer - VA unzuständig - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Auskunft über Schadenersatz bei ärztlichen Behandlungsfeh­
lern - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

21. 19 - GU/86 

20 

22 

23 

24 
25 

26 
27 

62 

Gegenstand 

Kritik an Apothekengesetznovelle 1985 - Aufklärung durch 
Auskunft 
Gesundheitsschäden durch Blutabnahme - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Beitrag zur Diskussion über Ursachen des Waldsterbens -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verlegung einer Apotheke - Beschwerde dzt. unzulässig 
Verbesserung der pharmazeutischen Ausbildung 
Unzureichende Auskunft über Förderungsaktion des 
Umweltfonds - Beschwerde nicht berechtigt 
Ärztliche Fehlbehandlung - VA unzuständig 
Mangelnde Aufklärung über mögliche Operationsfolgen an 
Universitätsklinik Innsbruck - VA unzuständig 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Soziale Verwaltung 
fallen (SV): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - SV /86 Auskunft über arbeitsrechtliche Ansprüche - VA unzustän-

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

dig 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PV A-Angestellte) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unterstützung bei Arbeitsplatzsuche in Österreich - Auf­
klärung durch Auskunft 

Pfändung der Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Auskunft über Pflichtversicherung und Beitragspflicht nach 
dem GSVG - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Auskunft über Auswirkung schwankender Monatseinkom­
men (und Sozialversicherungsbeiträgen) auf Pensionsbemes­
sung - Aufklärung durch Auskunft 

Lange Verfahrensdauer bezüglich Zuerkennung einer engli­
schen Teilpension - Aufklärung durch Auskunft 

a) Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
b) Mangelhafte Untersuchung durch medizinischen Sach-

verständigen 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unzukömmlichkeiten im Zusammenhang mit AMFG 
Ausbildung bzw. Zuerkennung von Arbeitslosengeld - kein 
Mißstand 

Anspruch auf Anerkennung einer Berufskrankheit (Folgen 
nach Zeckenbiß als Forstarbeiter) bzw. Versehrtenrente -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension 
(PV A-Arbeiter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Auszahlung der Notstandshilfe - Nichteinhaltung der Pfän­
dungsgrenze - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Invaliditätspension Ablehnung (PV A-Arbeiter) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 15 - SV/86 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

64 

Gegenstand 

Anspruch auf Notstandshilfe - Ablehnung - kein Miß­
stand 

Anspruch auf Witwenpension - Ablehnung - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Anspruch auf Witwenpension - Aufklärung 
durch Auskunft 

Fehlbemessung der KOVG-Beschädigtenrente - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Fehlbemessung der Witwenpension (SVA der Bauern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Pflichtversicherung und Beitragsvorschreibung als Jagdpäch­
ter in der Unfallversicherung der Bauern - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verspäteter Pensionsbeginn (SVA der gewerblichen Wirt­
schaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Angestellte) - Auf­
klärung durch Auskunft 

Auskunft über Versicherungspflicht nach dem BSVG - Auf­
klärung durch Auskunft 

Auskunft üb.er Studentenversicherung in der gesetzlichen 
KrankenvefSlcherung - Aufklärung durch Auskunft 
Kritik an Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversi­
cherungen - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Notstandshilfe - Ablehnung - Kritik an 
Verwaltungsgerichtshof-Entscheidung - VA unzuständig 
Unzulässige Pensionspfändung (Nichteinhaltung der Pfän­
dungsgrenzen) - PV A-Angestellte - Beschwerde zurück­
gezogen 
Studentenversicherung in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung - Kritik an 41. ASVG-Novelle bzw. Verwaltungspra­
xis der Wiener Gebietskrankenkasse - Aufklärung durch 
Auskunft 
Studentenversicherung in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung - Kritik an 41. ASVG-Novelle bzw. Verwaltungspra­
xis der Wiener Gebietskrankenkasse - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Notstandshilfe - unzureichende Valorisie­
rung bzw. ungerechtfertigte Anrechnung von geringfügigen 
Einkünften 
Studentenversicherung in der gesetzlichen Krankenversiche­
rung - Kritk an 41. ASVG-Novelle bzw. Verwaltungspraxis 
der Wiener Gebietskrankenkasse - Beschwerde zurückge­
zogen 

4' 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)64 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl Gegenstand 

21. 33 - SV /86 Leiharbeitsgesetz - Begutachtungsverfahren - Aufklärung 
durch Auskunft 

34 Ungerechtfertigte Exekutionsführung bezüglich Sozialversi-
cherungs-Beitragsrückstandes (Wiener Gebietskranken-
kasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

36 Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - teilweise Ablehnung 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

37 Anspruch auf Witwenpension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

38 Auskunft über Anrechnung von CSSR-Beschäftigungszeiten 
in der österreichischen Pensionsversicherung (ARUG) -
Aufklärung durch Auskunft 

39 Anspruch auf KOVG-Beschädigtenrente ungerechtfer­
tigte Ablehnungen - Aufklärung durch Auskunft 

40 Auskunft über pensionsrechtliche Bestimmungen - Aufklä­
rung durch Auskunft 

41 Anspruch auf KOVG-Beschädigtenrente - Ablehnung -
Aufklärung durch Auskunft 

42 Anrechnung eines früheren landwirtschaftlichen Besitzes 
beim Ausgleichszulagenanspruch - kein Mißstand - Auf­
klärung durch Auskunft 

43 Kostenübernahme für orthopädische Schuhe - Ablehnung 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

44 Invaliditätspension Ablehnung (PV A-Arbeiter) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

45 Anspruch auf Kinderzuschlag zur Alterspension für Stiefkin­
der - Ablehnung - kein Mißstand 

46 Anspruch auf AMFG-Lehrlingsbeihilfe - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben 

47 Anspruch auf Leistungen nach dem Verbrechensopfergesetz 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

48 Unzureichender Kurkostenzuschuß (Ungleichbehandlung) 
von Wiener Gebietskrankenkasse - Aufklärung durch Aus­
kunft 

49 Wirksamerklärung verspätet entrichteter Sozialversiche­
rungsbeiträge - Ablehnung 

50 a) 1\nspruch auf Entschädigung von Arbeitsunfällen als 
o BB-Bediensteter 

b) Bemessung der ÖBB-Pension 
Beschwerde nicht berechtigt 

51 Anspruch auf erhöhtes Karenzurlaubsgeld - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszah I 

Zl. 52 - SV/86 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

66 

Gegenstand 

Sozialversicherungsrechtliche Benachteiligung durch Kennt­
nisnahme einer rückwirkenden Abmeldung durch den 
Dienstgeber bzw. Leistungsrückforderung (Steiermärkische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversi­
cherung - Beschwerde nicht berechtigt 

Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Anstaltspflege) - teilweise Ablehnung (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Rückforderung eines Pensionsüberbezu­
ges mangels Meldeverschuldens (PVA-Angestellte) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Fehlauskunft der Wiener Gebietskrankenkasse im Pfleg­
schaftsverfahren - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

a) Ungerechtfertigte Rückforderung von Leistungen nach 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 

b) Anspruch auf Arbeitsunfall-Versehrtenrente - Ableh-
nung (AUVA) 

Kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension Ablehnung (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Auskunft über Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfür­
sorgegesetz - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Weitergewährung einer befristeten Arbeitsun­
fall-Versehrtenrente (AUV A) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Spitalspflege und Krankentransport 
- Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Einforderung eines Sozialversicherungs-Beitragsrückstandes 
trotZ Nichtvorliegens einer Betriebsnachfolge (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Entschädigungsansprüche nach Unfall im Ausland - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der Alterspension (Anrechnung von übergebe­
nem landwirtschaftlichen Besitz auf Ausgleichszulagenan­
spruch) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung des Hilflosenzuschusses (SVAder gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf HilfIosenzuschuß - Ablehnung - Beschwer­
degrund behoben 
Vorschläge zur Verbesserung der medizinischen Sachver­
ständigen-Gutachten - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

21. 68 - SV/86 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

Gegenstand 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz - lange Verfahrensdauer - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - lange Verfahrens­
dauer - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ableh­
nung (AlN A) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Bemessung der vorzeitigen Alterspension bei langer Versi­
cherungsdauer (PVA-Arbeiter) - mangelnde Aufklärung -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Weitergewährung der Arbeitsunfall-Versehr­
tenrente (AlN A) - Aufklärung durch Auskunft 

Au~kunft über Pensionsbemessung bzw. Anspruch auf Aus­
gleJchszulage - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Krankenversicherungs- Beitragspflicht bei 
Mehrfach-Pensionsbezug - Aufklärung durch Auskunft 

Kurheilverfahren - Fehlzuweisung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung 
b) Notstandshilfe - Rückforderung 
Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte vorläufige Einstellung des Pensionsvor­
schusses - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Versehrtenrente infolge Berufskrankheit -
Ablehnung (AlN A) - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung durch VA der Öster­
reichischen Eisenbahnen - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ableh­
nung - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Anspruch auf Wirksamerklärung verspätet entrichteter 
Sozialversicherungsbeiträge - Ablehnung - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Arbeitslosengeld - teilweiser Anspruchsverlust ohne Ver­
schulden - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 86 - SV /86 Anspruch auf Anerkennung der Berufskrankheit Silikose 
bzw. auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

68 

87 a) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

b) Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung 

Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - Beschwerde unzuläs­
sig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ableh­
nung (AUV A) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Neubemessung der KOVG-Beschädigtenrente 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - Ablehnung bei unver­
schuldetem Fristversäumnis - Aufklärung durch Auskunft 

Verfahrensmängel bezüglich Rückzahlung eines Erstattungs­
betrages bzw. freiwillige Weiterversicherung (PV A-Ange­
stellte) - Beschwerdegrund behoben 

Verspätete AntragsteIlung auf Gewährung der Waisenpen­
sion - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Anrechnung des Einkommens der Ehegat­
tin auf die Notstandshilfe - Beschwerde nicht berechtigt 
Pfändung der Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Arbeitslosenversiche­
rungsgesetz - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Rückwirkende Neubemessu0.g der KOVG-Witwenbeihilfe 
bzw. ungerechtfertigte Uberbezugsrückforderung 
Beschwerdegrund behoben 
Bemessung der Berufsunfähigkeitspension (PVA-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf KOVG-Beschädigtenrente - Ablehnung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Rückforderung eines Erstattungsbetrages gemäß § 8 EFZG 
- lange Dauer des Einspruchsverfahrens beim Landeshaupt­
mann von Wien - Mißstandsfeststellung 
Auskunft über Pensionsbemessung nach dem GSVG - Auf­
klärung durch Auskunft 
Anspruch auf Alters - bzw. Invaliditätspension - Ableh­
nung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 105 - SV /86 Ungerechtfertigte Abnahme und Vernichtung von alten 
Kontaktlinsen (Wiener Gebietskrankenkasse) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

106 Anspruch auf Invaliditätspension - lange Verfahrensdauer 
(PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

107 Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Aufklä­
rung durch Auskunft 

108 Fehlbemessung des Urlaubsgeldes (Wiener Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

109 Anspruch auf KOVG-Zusatzrente bzw. Familienzulage -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

110 Kürzung der KOVG-Zusatzrente - Beschwerde unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 

111 Fehlbemessung der Erwerbsunfähigkeitspension infolge 
Nichtanrechnung von Versicherungszeiten (SVAder Bau­
ern) - Aufklärung durch Auskunft 

113 Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - kein Mißstand 
114 Ungerechtfertigte Dienstenthebung (1946) als Beamter des 

Landesarbeitsamtes Tirol - Beschwerde nicht berechtigt 
115 Nichtanrechnung von Versicherungszeiten (SVAder 

gewerblichen WirtSchaft) 
116 Kürzung der Ausgleichszulage infolge Anrechnung landwirt­

schaftlichen Besitzes (SVAder gewerblichen WirtSchaft) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

117 Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

118 Anspruch auf Notstandshilfe - Zuweisung einer unzumut­
baren Beschäftigung durch Arbeitsamt - kein Mißstand 

119 Anspruch auf Anerkennung eines Arbeitsunfalles bzw. auf 
Versehrtenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung -
Ablehnung (SVAder Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

120 Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversi­
cherung für medizinisch indizierten Schwangerschaftsab­
bruch - Aufklärung durch Auskunft 

122 Ungerechtfertigte Vorschreibung von Sozialversicherungs­
beiträgen im Rahmen der Betriebsnachfolgehaftung (Vorarl­
berger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 

123 Anspruch auf Leistungen nach dem Insolvenz- Entgeltsiche­
rungsgesetz (IESG) - Aufklärung durch Auskunft 

124 Unverschuldeter Verlust von Leistungen aus der Arbeitslo­
senversicherung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

126 Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversi­
cherung - Aufklärung durch Auskunft 

69 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 69 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

Zl. 127 - SV/86 

128 

129 

130 

131 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

70 

Gegenstand 

Anspruch auf Anerkennung eines Arbeits(weg)unfalles bzw. 
auf Versehrtenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
- Ablehnung (AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Anspruch auf KOVG-Beschädigtenrente -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Auszahlung der KOVG-Witwenbeihilfe -
Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über medizinische Begutachtung im Zusammen­
hang mit der Gewährung eines Hilflosenzuschusses - Auf­
klärung durch Auskunft 

Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - unverschuldete ver­
spätete AntragsteIlung - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Anerkennung eines Arbeitsunfalles bzw. auf 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension von SV A der Bau­
ern bzw. Nichtanrechnung von Versicherungszeiten - Auf­
klärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Arbeitslosengeld - Ablehnung 
b) Anspruch auf vorzeitige Alterspension - Ablehnung 

(PVA-Angestellte) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Rückforderung eines Überbezuges an KOVG-Witwenbei­
hilfe - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Auskunft über pensionsrechtliche Fragen im Zusammenhang 
mit Österreich-BRD-Abkommen über Soziale Sicherheit -
Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Beitragspflicht in der Bauern-Sozialversiche­
rung während der Ableistung von Truppenübungen beim 
Bundesheer - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Abfindung einer Berufskrankheit-Versehrten­
rente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der Alterspension bzw. Anspruch auf Ausgleichs­
zulage (PV A-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Regreßforderung der Vorarlberger 
Gebietskrankenkasse - Beschwerdegrund behoben 
Auskunft über sozialrechtliche Ansprüche - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 144 - SV /86 Anspruch auf Kostenersatz für medizinische Laboruntersu­
chung - Ablehnung (Niederösterreichische Gebietskran­
kenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

145 Anspruch auf Anerkennung eines Dienstunfalles bzw. auf 
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung -
Ablehnung (BV A) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

146 Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerdegrund behoben 

147 Auskunft über Anspruch auf Ausgleichszulage zur Pension 
- Aufklärung durch Auskunft 

148 Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz - Ablehnung - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

149 Kürzung der österreichischen Waisenpension aufgrund zwi­
schenstaatlichem Abkommen mit Italien (PVA-Arbeiter) -
mangelhafte Aufklärung - Aufklärung durch Auskunft 

150 Auskunft über Rehabilitationsmöglichkeiten als Körperbe­
hinderter - Aufklärung durch Auskunft 

151 Ungerechtfertigte Nachforderung von Sozialversicherungs­
beiträgen (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

152 Unrichtige Entgeltmeldungen durch Dienstgeber an Wiener 
Gebietskrankenkasse - Benachteiligung bei Pensionsbe­
rechnung - Aufklärung durch Auskunft 

153 Anspruch auf Hilflosenzuschuß zur Witwenpension -
Ablehnung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

154 Berechnung der Sonderunterstützung - Verdienstentgang 
durch mangelhafte Aufklärung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

155 Geltendmachung einer Sozialversicherungs-Beitragsnachfor­
derung im Nachlaßverfahren (SVA der gewerblichen Wirt­
schaft) - Aufklärung durch Auskunft 

156 Ungerechtfertigte Abschreibung vom Krankenstand (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 

158 Herabsetzung der Ausgleichszulage zur Witwenpension 
(PVA-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 

159 Anspruch auf Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

160 Nachforderung von Sozialversicherungsbeiträgen durch 
SV A der gewerblichen Wirtschaft - Aufklärung durch Aus­
kunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 161 - SV /86 

162 

163 

164 

165 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

72 

Gegenstand 

Unzureichende Leistungen (Begräbniskostenersatz) aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung - kein Mißstand - Auf­
klärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung 

b) Abfertigungsanspruch als Dienstnehmer der VÖEST -
ALPINE 

Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ableh­
nung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfä~igkeitspension - Teilanspruch aus der ~RD -
RentenversICherung - Ablehnung - VA unzuständig 

Auskunft über Anspruch auf Arbeitsunfall-Versehrtenrente 
- Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen aus der Deutschen Rentenversiche­
rung - Ablehnung - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Bewilligung von Medikamenten-Klinikpackungen - Ableh­
nung (Niederästerreichische Gebietskrankenkasse ) - kein 
Mißstand 

Ausgleichszulagenanspruch zur Pension - Kürzung infolge 
Anrechnung früheren landwirtschaftlichen Besitzes (PVA­
Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension 
- Ablehnung (PVA-Arbeiter) 

b) Unterstützung bei Arbeitsplatzsuche 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Ausku,:ft übe~. Verfü.gungsberechtigung über Hilflosenzu­
schuß Im Famlltenkrels - Aufklärung durch Auskunft 

a) Bemessung der Notstandshilfe 
b) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-

Arbeiter) 
Beschwerde zurückgezogen 
Auskunft über Anspruch auf Alterspension Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Wirksamerklärung verspätet entrichteter 
Sozialversicherungsbeiträge - Ablehnung - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

Zl. 177 - SV /86 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

Gegenstand 

Fehlbemessung der Notstandshilfe - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Anspruch auf höhere Ausgleichszulage zur Erwerbsunfähig­
keitspension (SVAder Bauern) - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anspruch auf rückwirkende Gewährung der Arbeitsunfall­
Versehrtenrente (AUV A) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Fehlbemessung der vorzeitigen Alterspension - Nichtan­
rechnung von Kriegsdienstzeiten - mangelnde Information 
durch Versicherungsträger (PV A-Angestellte) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Facharbeiterausbildung im Rahmen der AMFG - Förde­
rung - ungerechtfertigte Verfügung des Ausbildungsabbru­
ches (Arbeitsamt Metall-Chemie) - kein Mißstand - Auf­
klärung durch Auskunft 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Nichtbehandlung eines 
Antrages (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Notstandshilfe bzw. ungerechtfertigte Rück­
forderung - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Fehlbemessung der Abfertigung von privatem Dienstgeber 
- VA unzuständig 
Auskunft über Verfügungsberechtigung bezüglich Hilflosen­
zuschuß - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Versehrtenrente infolge Berufskrankheit (Sili­
kose) - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
~enachteiligung bei Pensionsbemessung auf Grund des 
Osterreichisch-Italienischen Abkommens über Soziale 
Sicherheit - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Fehlbemessung der Alterspension infolge Nichtanrechnung 
von Ersatzzeiten (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Fehlbemessung des Überweisungsbetrages bei Übernahme in 
ein pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis bei der 
Stadt Wien - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage zur Pension - Anrechnung 
eines Unterhaltsanspruches (PVA-Arbeiter) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Invali?itätspension - Ablehnung infolge unrichtige.r berufs­
kundhcher Gutachten - Beschwerde dzt. unzulässIg 
Fehlbemessung der jugoslawischen Teilpension zum öster­
reichischen Pensionsanspruch (PVA-Arbeiter) - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 194 - SV/86 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

208 

209 

74 

Gegenstand 

Anspruch auf Ausgleichszulage zur Alterspension - Ableh­
nung wegen Anrechnung früheren landwirtschaftlichen 
Besitzes (PV A-Arbeiter) - kein Mißstand 

Vorschlag zur Einführung eines Behinderten-Fonds - VA 
unzuständig 

Auskunft über Schadenersatz- bzw. Schmerzensgeldan­
spruch nach Arbeitsunfall - Aufklärung durch Auskunft 

Chefarztbewilligung bzw. Kostenersatz für Medikament -
Ablehnung (Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Pensionsanspruch bzw. über Anspruch auf 
Ausgleichszulage zur Witwenpension der SV A der Bauern 
- Aufklärung durch Auskunft 

Wiederholte ungerechtfertigte Ablehnung von Kurheilver­
fahren (PVA-Angestellte) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

Nichtanrechnung von Versicherungszeiten in der Pensions­
versicherung (SVA der Bauern) - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Alterspension - Ablehnung 
b) Anspruch auf Leistungen nach dem Tiroler Sozialhilfege-

setz - Ablehnung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruc~ auf Krank~n.ge~d bei. Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit während ZlvildlenstleIStung - Ablehnung durch 
Steiermärkische Gebietskrankenkasse - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Arbeitslosengeld - teilweiser Verlust durch 
verspätete AntragsteIlung - Beschwerdegrund behoben 

Auskunft über Möglichkeiten der sozialen Absicherung der 
behinderten Tochter - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Ansp.ruch auf vorzeitige Alterspension -
Beschwerde unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Diskriminierende Ausdrucksweise im Zusammenhang mit 
Ablehnung eines Kurheilverfahrens (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Einbehaltung der Ausgleichszulage bzw. des Kinderzuschus­
ses zur Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
l!mwandlung der Be;ufsunfähigkeitspension in Alterspen­
sIon - AnspruchsbeglOn - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Rückforderung eines Überbezuges an 
KOVG-Zusatzrente - Beschwerde teilweise berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 210 - SV /86 

211 

212 

213 

214 

215 

218 

219 

220 

221 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

228 

Gegenstand 

a) Anspruch auf Invaliditätspension - wiederholte Ableh-
nungen (PV A-Arbeiter) 

b) Anspruch auf Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Rückforderung eines Überbezuges an 
KOVG-Zusatzrente 

Nic~tanrechnung von B~schäftigungszeiten in der Pensions­
versICherung (PVA-Arbelter) - Aufklärung durch Auskunft 

Unklarheiten bezüglich Vollversicherungspflicht nach dem 
ASVG (Wiener Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Mangelhafte Vergütung von Krankenbehandlungskosten 
(SVAder gewerblichen Wirtschaft) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ableh­
nung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Wirksamerklärung verspätet entrichteter Sozialversiche­
rungsbeiträge - Ablehnung 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verzägerung bei Auszahlung von Leistungen nach dem Ver­
brechensopfergesetz - Beschwerde berechtigt - Beschwer­
degrund behoben 

Neubemessung der KOVG-Beschädigtenrente - Ablehnung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Auskunft über Pensionsanspruch - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Verbrechensopfergesetz 
- Ablehnung - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 
a) Kürzung der Arbeitsunfall-Versehrtenrente (AUV A) 
b) Invaliditätspension - Weitergewährung - Ablehnung 

(PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ungerechtfertigte Rückforderung eines Überbezuges an 
KOVG-Zusatzrente - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Kürzung (Ruhensfeststellung) der Berufs­
unfähigkeitspension (PVA-Angestellte) - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Auskunft über Pensionsanspruch - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

75 
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Geschäftszahl 

Zl. 229 - SV /86 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 

245 

76 

Gegenstand 

a) Anspruch a~f Feststell~ng der Zugehörigkeit zum Kreis 
der begünstigten InvalIden - lange Verfahrensdauer 

b) Auskunft über Anspruch auf Invaliditätspension 
Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 
Fehlbemessung der Sozialversicherungsbeiträge infolge 
Nichtberücksichtigung einer Einheitswertherabsetzung 
(SVA der Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Ablehnu~g der Verwendung des. richt!gen Vornamens (Wie­
ner Gebietskrankenkasse) - keIn MIßstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Neubemessung der KOVG-Beschädigtenrente - Ablehnung 
- Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung von Sozialversicherungs-Beitragszeiten in 
der gesetzlichen Pensionsversicherung (SVAder gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Pensionsbemessung bzw. Ausgleichszulagenanspruch -
Anrechnung eines fiktiven Ausgedinges bzw. Unterhaltsan­
spruches - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Fehlbemessung der Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Pensionsfehlbemessung im zwischenstaatlichen Feststellungs­
verfahr~n (England) - ungerechtfertigte Rückforderung 
eines Uberbezuges an Pensionsvorschuß - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Fehlbemessung des Wochengeldes bei vorzeitigem Mutter­
schutz (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Kritik an Mehrfachversicherung in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung - kein Mißstand 
Kritik an Mehrfachversicherung in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung - kein Mißstand 
a) Anspruch auf Kostenersatz für Betriebshilfe während 

Krankenhausaufenthaltes Ablehnung (SVA der Bauern) 
b) Nichtbehandlung eines Antrages auf einmalige Unter-

stützung 
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 
Rückforderung von Leistungen nach dem Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - Ablehnung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - Ablehnung (Fristver­
säumnis) 
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Geschäftszahl 

21. 246 - SV /86 

247 

248 

249 

250 

251 

252 

253 

254 

255 

257 

258 

259 

260 

261 

262 

Gegenstand 

Entrichtung überhöhter Sozialversicherungsbeiträge 
unzureichende Rückerstattung (Tiroler Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde teilweise berechtigt 

a) Anspruch auf Weitergewährung der befristeten Berufsun-
fähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 

b) Auskunft über gesetzlichen Krankenversicherungsschutz 
Kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Anerkennung eines Arbeitsunfalles bzw. auf 
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung - Auf­
klärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 

Wiederaufl~ben ~iner abgefertigten KOVG-Rente - Ableh­
nung - kein MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension -
Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Invaliditätspension - Anspruch auf Weitergewährung 
Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Neubemessung der KOVG-Beschädigtenrente - lange 
Dauer des Berufungsverfahrens - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversi­
cherung - Aufklärung durch Auskunft 

Benachteiligung durch Nichtbewilligung von Klinikpackun­
gen (Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) bzw. ungerechtfertigte Berufung gegen 
zuerkanntes Urteil durch Schiedsgericht der Sozialversiche­
rung - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Umwandlung der vorzeitigen Alterspension in Alterspension 
- finanzielle Schädigung durch mangelnde Aufklärung 
(PV A-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Anspruch auf Kuraufenthalt in Bad Hall - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Beschwerdegrund behoben 
Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz - Ableh­
nung - Beschwerde nicht berechtigt 
Auskunft über Witwenpensionsanspruch der geschiedenen 
Ehefrau - Aufklärung durch Auskunft 

• 
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Geschäftszahl 

Zl. 263 - SV /86 

264 

265 

266 

267 

268 

269 

270 

271 

272 

273 

274 

275 

276 

78 

Gegenstand 

~arifmäßige Vergütung für Leistungen aus der Krankenver­
sICherung nach dem GSVG - mangelnde Aufschlüsselung 
der einzelnen Leistungen - kein Mißstand 

Nichtvergütung von Aufzahlungskosten für Spitalsaufenthalt 
(Sonderklasse) - KFA Wien bzw. BVA (Mehrfach-Kran­
kenversicherung) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nachforderung von Sozialversicherungsbeiträgen - Ein­
spruchsverfahren - Säumnis des Landeshauptmannes von 
Tirol - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 

Nichtberücksichtigung der Zeit des Bezuges einer Berufsun­
fähigkeitspension als Ersatzzeit in der Pensionsversicherung 
(PVA-Angestellte) - Kritik an Gesetzeslage - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Ersatzzeiten (Militärdienst und 
Beschäftigung im elterlichen Betrieb) - SV A der gewerbli­
chen Wirtschaft - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Rückwirkende Ausscheidung aus Pflichtversicherung in der 
Krankenversicherung bzw. aus Beitragspflicht in der 
Betriebshilfe - keine Rückerstattung der Beiträge (SVAder 
Bauern) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

KOVG-Beschädigtenversorgung - Kritik an medizinischen 
Sachverständigen - Aufklärung durch Auskunft 

Ausscheiden aus der Pflichtversicherung nach dem GSVG -
ungerechtfertigte Beitragsvorschreibung (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Aus~.unft über Bemessung der Sozialversicherungsbeiträge 
bei Anderung des Einheitswertes eines landwirtschaftlichen 
Besitzes - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall 
Ablehnung (AUV A) 

b) Anspruch auf Invaliditätspension - Auskunft 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Verspätete Beantragung von Insolvenz-Ausfallgeld - man­
gelhafte Information über die Möglichkeit der Wiedereinset­
zung - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfür­
sorgegesetz - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 277 - SV /86 

278 

279 

280 

281 

282 

283 

285 

286 

287 

288 

289 

290 

291 

292 

293 

294 

Gegenstand 

Auskunft über Überweisungsbetrag - Bemessung bei Auf­
nahme in öffentlich-rechtliches (pragmatisches) Dienstver­
hältnis - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Nichtberücksichtigung von Beschäftigungszeiten in der 
gewerblichen Pensionsversicherung (SVAder gewerblichen 
Wirtschaft) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Feststellungen nach dem Invalideneinstel­
lungsgesetz - Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Auskunft über Anspruch auf Witwenpension als geschiedene 
Ehegattin - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Invaliditätspension 
b) Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-

rung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Fehlanweisung der Pensionsbeträge für die Zeit von 1945 bis 
1949 auf Grund falscher Adressen - keine Pensionsnach­
zahlung (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Nichtgewährung einer Notstandshilfe - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Krankengeld - Nichtauszahlung (Steiermär­
kische Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Witwenpension der geschiedenen Ehegattin -
Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten in der Pen­
sionsversicherung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Arbeitslosengeld - Ablehnung - kein Miß­
stand 
Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(SVA der Bauern) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Fehlbemessung der Alterspension (PV A-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung (Burgenlän­
dische Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 
Auskunft über Anrechnung von Versicherungszeiten - Auf­
klärung durch Auskunft 
Fehlbemessung der Alterspension (SVAder Bauern) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

ZI. 295 - SV /86 

296 

297 

298 

299 

300 

301 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

308 

309 

310 

311 

80 

Gegenstand 

Anspruch auf Gewährung von Karenzurlaubsgeld 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Anspruch auf Hilfiosenzuschuß - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Neubemessung der KOVG-Beschädigtenrente - Ablehnung 
- Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Vollversicherungspflicht nach ASVG - Ablehnung (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Vollversicherungspflicht nach dem ASVG - Ablehnung 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung bzw. 
Abfertigungsanspruch gegen Oberösterreichischen Gebiets­
krankenkasse - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Familienzuschlag nach dem Arbeitslosenversi­
c.herungsgesetz - Ablehnung - Beschwerde nicht berech­
tigt 

a) Unrichtige (zu niedrige) Beitragszahlungen des Dienst­
gebers 

b) Anspruch auf Krankengeld - Ablehnung (Wiener 
Gebietskrankenkasse ) 

Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Arbeitslosengeld - Ablehnung - Beschwer­
degrund behoben 

Unvollständiger Pflegegebührenersatz bei Inanspruchnahme 
der Anstaltspflege in anderem Bundesland (Steiermärkische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtanrechnung von Versicherungszeiten (PVA-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz - Ableh­
nung - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der Alterspension - Nichtberücksichtigung von 
Zeiten der Beschäftigung im ehelichen Gewerbebetrieb (SVA 
der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtberücksichtigung von verspätet entrichteten Beiträgen 
zur Sozialversicherung (SVAder Bauern) - kein Mißstand 
AMFG-Beihilfenbezieher - Benachteiligung im Bereich der 
gesetzlichen Krankenversicherung - kein Mißstand (gesetz­
liche Härte) 
Auskunft über allfälligen (Witwen -) Pensionsanspruch der 
geschiedenen Ehegattin - Aufklärung durch Auskunft 

5* 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)80 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

ZI. 312 - SV/86 

313 

314 

315 

316 

317 

318 

319 

320 

321 

322 

323 

324 

325 

326 

327 

328 

Gegenstand 

Notstandshilfe - ungerechtfertigte Rückforderung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Anspruch auf Ausgleichszulage zum Pen­
sionsbezug - Aufklärung durch Auskunft 
Heilmittel-Kostenersatz (homöopathische Mittel) - Ableh­
nung (BV A) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerdegrund behoben 
Geldleistung nach dem Opferfürsorgegesetz (Härte aus­
gleich) - Auszahlungsanspruch des Erbberechtigten -
Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (SVAder 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde unzulässig - Auf­
klärung durch Auskunft 
Ablehnung der Kostenübernahme für Heimtransport mit 
Rotem Kreuz (BV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Verfahrensverzögerung bei Auszahlung der Versehrtenrente 
(AUV A) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Einstellung der Notstandshilfe - Verfahrensdauer 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß Ablehnung 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichstaxfonds-Fürsorgeleistung (Lehr­
lings- bzw. Studienbeihilfe) gemäß § 10 Invalideneinstel­
lungsgesetz - Unterlassung einer bescheidmäßigen Erledi­
gung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtanerkennung eines Krankenstandes (VA des öster­
reichischen Bergbaues) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unvollständiger Kostenersatz für Spitalsaufenthalt in der 
Schweiz (Vorarlberger Gebietskrankenkasse) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Nichtauszah­
lung (PVA-Angestellte) Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Antrag auf Kurheilverfahren - lange Verfahrensdauer 
(SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerdegrund 
behoben 
a) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 

(SVA der gewerblichen Wirtschaft) 
b) Anspruch auf Zinsen bei allfälliger Pensionsnachzahlung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 329 - SV /86 Anerkennung von österreichischen Versicherungszeiten im 
zwischenstaatlichen Pensionsfeststellungsverfahren (PV A­
Angestellte) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

82 

330 Gewährung der Notstandshilfe - Ablehnung - kein Miß­
stand 

331 Gewährung einer Beihilfe nach dem Arbeitsmarktförde­
rungsgesetz - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

332 Auskunft über Leistungsanspruch nach dem Verbrechensop­
fergesetz - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

333 Zuerkennung von Arbeitslosengeld - Ablehnung mangels 
Erfüllung der Anwartschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 

334 Bezieher von Hilflosenzuschüssen - mangelnde Aufklärung 
über damit verbundene Begünstigungen - Beschwerde­
grund behoben 

335 Anrechnung von österreichischen Versicherungszeiten im 
zwischenstaatlichen Pensionsfeststellungsverfahren (PVA­
Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

336 Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG (Kostenersatz 
für Anstaltspflege im Ausland) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

337 Unzulässige A~~endung des Sozialversicherungsabkom­
mens zwischen Osterreich und BRD - Benachteiligung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

338 a) Ungerechtfertigte Beitragsvorschreibungen 
b) Formalversicherung in der Krankenversicherung (SV A 

der gewerblichen Wirtschaft) 
Kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

339 Ungerechtfertigte Aberkennung der Vollversicherungspflicht 
nach dem ASVG als selbständige Physikotherapeutin (Salz­
burger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. unzulässig 

340 Ungerechtfertigte Kündigung als Dienstnehmer des Landes­
arbeitsamtes Salzburg - Aufklärung durch Auskunft 

341 Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz - lange Verfahrensdauer - Beschwerde nicht berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

342 Mißbräuchliche Verwendung geistigen Eigentums (EDV­
Programme für Eignungsuntersuchungen) - unzulässige 
Duldung durch Bundesministerium für soziale Verwaltung 
- Beschwerde zurückgezogen 

343 Hilflosenzuschuß Ablehnung (PVA-Arbeiter) 
Beschwerdegrund behoben 

344 Auskunft über Anspruch auf Ausgleichszulage zur Alterspen­
sion (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

21. 345 - SV /86 

346 

347 

348 

349 

350 

351 

352 

353 

354 

355 

356 

357 

358 

359 

360 

361 

362 

Gegenstand 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Nichtausfolgung von Krankenscheinen für Enkelkinder 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Kürzung der Ausgleichszulage - Anrechnung von verpach­
tetem landwirtschaftlichem Besitz (PV A-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 

Bemessung der Witwenpension (Ausgleichszulagenanspruch) 
- SV A der Bauern - Aufklärung durch Auskunft 

Wirksamerklärung verspätet entrichteter Sozialversiche­
rungsbeiträge - Ablehnung - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte bzw. unangemessene Beitragsvorschrei­
bungen der SV A der gewerblichen Wirtschaft - Beschwer­
degrund behoben 

Neubemessung einer Leistung nach dem KOVG - Ableh­
nung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichteinbeziehung in die Vollversicherung - Einspruch -
Säumnis des Landeshauptmannes von Niederösterreich 
Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeits(weg)unfall 
Ablehnung - Aufklärung durch Auskunft 

Einkauf von Versicherungszeiten - Unmöglichkeit wegen 
finanzieller Erschwernisse - Beschwerde zurückgezogen 
Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(SVAder Bauern) - kein Mißstand 
Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ableh­
nung (AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension Ablehnung 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Beitragsvorschreibungen (Tiroler Gebietskran­
kenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtberücksichtigung eines Erholungsaufenthaltes - BV A 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Spezielle orthopädische Versorgung (Elektrogreifer) nach 
KOVG - Ablehnung - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 363 - SV /86 Benachteiligung bei Vorgangsweise der Kärntner Gebiets­
krankenkasse und ihrer Vertragsärzte bezüglich Kostenüber­
nahme für Zahnersatz - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

84 

364 a) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 
b) Befreiupg. von Re~eptgebühr - Ablehnung (Nieder­

österreIChische Geb letskrankenkasse ) 
Kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

365 Kürzung der Ausgleichszulage zur Witwenpension - SV A 
der Bauern - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

366 Neubemessung der Zusatzrente nach dem KOVG -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

367 Unzureichender Kostenersatz für Leistungen aus der Kran­
kenversicherung (SVA der Bauern) - Beschwerde berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

368 Ungerechtfertigte Einbeziehung in Pflichtversicherung (SV A 
der Bauern) - Einspruch - Beschwerde unzulässig - Auf­
klärung durch Auskunft 

369 Nichtbewilligung eines Antrages auf Kuraufenthalt - SV A 
der gewerblichen Wirtschaft - Beschwerdegrund behoben 

370 Kürzung der Versehrtenrente nach Arbeitsunfall (AUV A) -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

371 Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(SVAder Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

372 Anspruch auf Weitergewährung der befristeten Invaliditäts­
pension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) - Beschwerde unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 

373 Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - schieds­
gerichtliches Verfahren - lange Wartezeit für Aufnahme 
zur stationären Durchuntersuchung im Speisinger Kranken­
haus - Aufklärung durch Auskunft 

374 Beitragspflicht für Unfallversicherung (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 

375 Verspäteter Anfall der Alterspension (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - kein Mißstand 

376 Anspruch auf Kurheilverfahren - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerdegrund behoben 

377 Nichteinbeziehung in die Vollversicherungspflicht - Nie­
derösterreichische Gebietskrankenkasse - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

378 a) Unzureichender Bestattungskostenbeitrag (VA des öster-
reichischen Bergbaues) 

b) Anspruch auf Witwen- bzw. Waisenpension - lange 
Verfahrensdauer 

Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 379 - SV /86 Unrichtige bzw. verspätete Bekanntgabe der Versicherungs­
zeiten an Pensionsversicherungsträger - Rückforderung 
von Leistungen aus der Krankenversicherung (Oberöster-
reichische bzw. Wiener Gebietskrankenkasse) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

3 81 Neufeststellung (Kürzung) der Pension aufgrund zwischen­
staatlichen Abkommens mit Israel (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

382 Anspruch auf Hilflosenzuschuß - wiederholte Abweisungen 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

383 Berechnung der Höhe der Notstandshilfe - Beschwerde 
nicht berechtigt 

384 Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

385 Fehlbemessung der Alterspension (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 

386 a) Unwirksamkeit verspätet entrichteter Sozialversiche-
rungsbeiträge 

b) Anspruch auf Ausgleichszulage zur Alterspension -
Anrechnung einer Versehrtenrente (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) 

Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

387 Auskunft über Mehrfachversicherung in der gesetzlichen 
Sozialversicherung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) -
Aufklärung durch Auskunft 

388 Kritik an Richtlinien für Befreiung von Rezeptgebühren 
(Hauptverband der Sozialversicherungsträger) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

389 Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

390 Fehlbemessung der Versehrtenrente (AUV A) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

391 Medizinische Fehlbehandlung (Ambulatorium Süd) - Auf­
klärung durch Auskunft 

392 Antrag auf Kurheilverfahren - Ablehnung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

393 Anspruch auf Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

394 Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung - Aufklä­
rung durch Auskunft 

395 Verzögerung bei der Auszahlung der Berufsunfähigkeitspen­
sion (PVA-Angestellte) - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

ZI. 396 - SV /86 

397 

398 

399 

400 

401 

402 

403 

404 

405 

406 

407 

408 

409 

410 

411 

86 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Rückforderung eines Pensionsüberbezu­
ges - Beschwerde dzt. unzulässig 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten in der Pen­
sionsversicherung (PV A-Arbeiter) - kein Mißstand - Auf­
klärung durch Auskunft 

Teilweise Rückforderung einer Abfertigung gemäß § 27 
Abs. 4 Gehaltsgesetz 1956 - kein Mißstand 

Anspruch auf Witwenrente aus Unfallversicherung - lange 
Verfahrensdauer (AUV A) - Beschwerdegrund behoben 

a) Anspruch auf aliquote Sonderzahlung zur Pension -
Nichtbewilligung 

b) Verspätete Berücksichtigung von neu angefallenen Versi-
cherungsezeiten zur Alterspension (PV A-Angestellte) 

Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Witwen- bzw. Waisenrente aus der Unfallver­
sicherung - Ablehnung (AUV A) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Nichtanrechnung von Ersatzzeiten (Schulausbildung) in der 
Pensionsversicherung (PVA-Angestellte) Aufklärung 
durch Auskunft 

Gewährung der Notstandshilfe - Verfahrensdauer - Auf­
klärung durch Auskunft 

Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Benachteili­
gung durch fälschliche Inanspruchnahme der Zuständigkeit 
durch SV A der Bauern - Beschwerde unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Einbeziehung in die Kranken- und Unfall­
versicherungspflicht nach dem Bauern-SVG - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Kritik an Gesetzeslage bezüglich Höhe des Hilflosenzu­
schusses - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Regreßforderung der AUV A 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Bewilligung eines Kurheilverfahrens - Verzögerung bei 
Aufnahme in Kurheim (Wiener bzw. Oberösterreichische 
Gebietskrankenkasse ) - Beschwerdegrund behoben 
Berechnung der österreichischen Teilleistung (Invaliditäts­
pension) aufgrund zwischenstaatlicher Abkommensbestim­
mungen (PV A-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
a) Anspruch auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall -

Säumnis der AUV A 
b) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A­

Arbeiter) 
Kein Mißstand 
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Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 412 - SV /86 Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 

413 Auskunft über Schmerzensgeldansprüche nach Arbeitsunfall 
- Aufklärung durch Auskunft 

414 Anspruch auf Witwenpension der geschiedenen Ehegattin -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

415 Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversi­
cherung - Ablehnung - Aufklärung durch Auskunft 

416 Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 

417 Auskunft über Umwandlung der vorzeitigen Alterspension in 
Alterspension (PV A-Arbeiter) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

418 Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen U nfallversi­
cherung - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

419 Gewährung der Notstandshilfe - Ablehnung wegen Ein­
kommens aus der Landwirtschaft - Beschwerdegrund beho­
ben 

420 a) Auskunft über Pensionsberechnung 
b) Auskunft über Berechnung der Abfertigung 
Aufklärung durch Auskunft 

421 Zuerkennung von Arbeitslosengeld - Ablehnung wegen 
Nichterfüllung der Anwartschaft - Beschwerde nicht 
berechtigt 

422 Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversi­
cherung - Aufklärung durch Auskunft 

423 Unrichtige Bemessung eines Anspruches nach dem KOVG 
- Aufklärung durch Auskunft 

424 Ablehnung des Hilflosenzuschusses durch Schiedsgericht der 
Sozialversicherung Steiermark - Aufklärung durch Aus­
kunft 

425 Anspruch auf rückwirkende Einbeziehung in die Pflichtversi­
cherung - ~blehnung (SVAder Bauern) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

426 Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (VA der 
ästerreichischen Eisenbahnen) - Beschwerde nicht berech­
tigt 

427 Pensionierung im Zusammenhang mit ungerechtfertigter 
Kündigung durch Dienstgeber - VA unzuständig - Auf­
klärung durch Auskunft 

428 Anspruch auf Mitversicherung der Lebensgefährtin in der 
Krankenversicherung - Ablehnung (Wiener Gebietskran­
kenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 429 - SV /86 

430 

431 

432 

433 

434 

435 

436 

438 

439 

440 

441 

442 

443 

444 

445 

446 

88 

Gegenstand 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ablehnung der Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) 
Beschwerdegrund behoben 

Verspäteter Anfall der vorzeitigen Alterspension (SVAder 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Vorzeitige Einstellung des Arbeitslosengeldes - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Ärztliches Fehlverhalten - Ambulatorium der Wiener 
Gebietskrankenkasse - Beschwerde zurückgezogen 

Rückforderung eines Überbezuges an Notstandshilfe -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Ausgleichszulagenberechnung - Anrechnung von übergebe­
nem landwirtschaftlichen Besitz (SVAder Bauern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - wiederholte Ablehnun­
gen (PVA-Arbeiter) - Beschwerde unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Betriebshilfegesetz 
Ablehnung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Leistungen aus der Pensionsversicherung 
Aufklärung über Antragserfordernis - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Berechnung der Alterspension - fiktive Anrechnung einer 
abgefundenen Versehrtenrente auf Ausgleichszulagenan­
spruch - SV A der gewerblichen Wirtschaft - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Zurückweisung eines Antrages auf 
Erwerbsunfähigkeitspension durch SV A der gewerblichen 
Wirtschaft - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG (Pflegezulage) 
- Ablehnung - Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Vorschreibung von Beitragszuschlägen 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

21. 447 - SV /86 

448 

449 

450 

451 

452 

453 

454 

455 

456 

457 

458 

459 

460 

461 

462 

463 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Datenweitergabe des Pensionsversiche­
rungsträgers an Finanzamt (Verletzung des Datenschutzge­
setzes) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Finanzieller Nachteil aufgrund mangelhafter Aufklärung 
bezüglich Umwandlung der vorzeitigen Alterspension in 
Alterspension (PVA-Angestellte) - Beschwerdegrund beho­
ben - Beschwerde zurückgezogen 
Kurbehandlung - Bewilligung zu ungünstigem Termin -
Beschwerdegrund behoben 
Begünstigte Anrechnung von Versicherungszeiten - Ableh­
nung (PVA-Angestellte) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Ausgleichszulage - Anrechnung eines fiktiven Unterhaltes 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Auskunft über Ansprüche der Witwe gegenüber früherem 
Dienstgeber des verstorbenen Gatten - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Auskunft über Beitragsgrundlage für freiwillige Weiterversi­
cherung (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Unwirksamkeit verspätet entrichteter Sozialversicherungs­
beiträge - Ablehnung der Wirksamerklärung (Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung) 
Invaliditätspension - Ablehnung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Vorzeitige Abschreibung vom Krankenstand kein 
Anspruch auf Krankengeld (Wiener Gebietskrankenkasse) 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Ausgleichszulage zur Witwenpension -
Ablehnung wegen Anrechnung von übergebenem landwirt­
schaftlichen Betrieb (SVAder Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf höhere Versicherungsleistung aus dem Aus­
land - VA unzuständig 

89 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 89 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

Zl. 464 - SV /86 

90 

465 

466 

467 

468 

469 

470 

471 

472 

473 

474 

475 

476 

477 

478 

479 

480 

Gegenstand 

Anspruch auf Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - kein Mißstand 

Bemessung der Versehrtenrente (AUV A) - kein Mißstand 
Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit 
bzw. Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 

Alterspension - Ablehnung, da kein Abkommen über 
soziale Sicherheit mit Brasilien - kein Mißstand 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - lange Verfah­
rensdauer (PVA-Angestellte) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Auskunft über Anspruchsvoraussetzungen für Berufsunfähig­
keitspension (PVA-Angestellte) - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
a) Kritik an Gesetzeslage bezüglich Anspruchsvorausset­

zungen fürSonderunterstützung 
b) Antrag auf rückwirkende Erfassung von Versicherungs-

zeiten - lange Verfahrensdauer (PVA-Angestellte) 
Kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Bemessung der Berufsunfähigkeitspension (PVA-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange Verfah­
rensdauer - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
a) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA­

Arbeiter) 
b) Anspruch auf Weitergewährung der Versehrtenrente -

Ablehnung (AUV A) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
a) Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
b) Gewährung der Notstandshilfe 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtbehandlung eines Antrages auf Zusatzversicherung in 
der Krankenversicherung (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichtanrechnung von Ersatzzeiten (PVA-Angestellte) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung von Ersatzzeiten in der Pensionsversiche­
rung (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

Zl. 481 - SV/86 

482 

483 

484 

485 

486 

487 

488 

489 

490 

491 

492 

493 

494 

495 

497 

498 

499 

Gegenstand 

a) Pensionskürzung von VA der österreichischen Eisenbah­
nen 

b) Leistungen nach dem KOVG - ungerechtfertigter 
Abzug 

Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung von ausländischen Ersatz- bzw. Beitrags­
zeiten in der Pensionsversicherung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Leistungsansprüche aus österreichischer Pen­
sionsversicherung aufgrund zwischenstaatlichen Abkommens 
mit Republik der Philippinen - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung einer Haftzeit in der Pensionsversicherung 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Nichtanrechnung von Zeiten der Haft in Pensionsversiche­
rung - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG (Witwenbeihilfe) 
- Ablehnung - kein Mißstand 
Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) -
Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Mehrfachversicherung in der Pensionsversi­
cherung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verspäteter Pensionsbeginn (SVAder Bauern) 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung durch PVA­
Arbeiter - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Anrechnung von Versicherungszeiten -
Ablehnung durch SV A der Bauern - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung durch PVA­
Arbeiter - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Alterspension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Zusatz-Witwenpension nach Dienstordnung A 
der Sozialversicherungsträger (Steiermärkische Gebietskran­
kenkasse) - VA unzuständig 
Ablehnung der Kostenübernahme für Retorten-Schwanger­
schaft durch Niederösterreichische Gebietskrankenkasse -
kein Mißstand 
Invaliditätspension - Ablehnung - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Bemessung der Alterspension (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 500 - SV /86 

501 

503 

504 

505 

506 

507 

508 

509 

510 

511 

512 

513 

514 

515 

516 

517 

518 

92 

Gegenstand 

Bemessung der Alterspension (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Anspruchsvoraussetzungen für Invaliditäts­
oder Alterspension bzw. für Leistungen nach dem Sozialver­
sicherungsgesetz - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Neuberechnung der Alterspension - Ableh­
nung (SYA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Pfändung der Alterspension (PVA-Arbeiter) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anfrage wegen Übernahme eines Arbeiters mit Befreiungs­
schein in das Angestelltenverhältnis - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Hilfiosenzuschuß - Ablehnung - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anspruch auf Kurheilverfahren - Ablehnung - Beschwer­
degrund behoben 
Einstellung der Notstandshilfe wegen Ablehnens einer unzu­
mutbaren Beschäftigung - kein Mißstand 
Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten in der Pen­
sionsversicherung - Aufklärung durch Auskunft 
a) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung bzw. 

lange Verfahrensdauer beim Schiedsgericht 
b) Anspruch auf Pensionsvorschuß - Ablehnung (Arbeits-

amt Bludenz) 
Kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Berücksichtigung eines Sanierungsgewinnes bei Beitragsbe­
rechnung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - kein Miß­
stand 
Nichtgewährung der Alterspension - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ablehnung der Kostenübernahme für Retorten-Schwanger­
schaft durch V orarlberger Gebietskrankenkasse - kein 
Mißstand 
Ablehnung eines Hilflosenzuschusses (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzureichende Unterstützung der Arbeitsmarktverwaltung 
bei Arbeitsplatzsuche - Aufklärung durch Auskunft 
Kürzung der Ausgleichszulage zur Alterspension wegen 
Anrechnung von übergebenem bzw. verkauftem landwirt­
schaftlichen Besitz (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)92 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

ZI. 519 - SV/86 

520 

521 

522 

523 

524 

525 

526 

527 

528 

529 

530 

531 

532 

533 

534 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigung von Zeiten der Dienstverpflichtung in 
Österreich und gesetzliche Pflichtversicherung in Spanien -
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtbekanntgabe der Zusammensetzung des Pensionsaus­
zahlungsbetrages - Beschwerde nicht berechtigt 

Ablehnung einer Rentennachzahlung nach dem KOVG -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Alterspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension - lange Verfahrensdauer 
aufgrund zwischenstaatlichen Abkommensbestimmungen 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Berechnung der österreichischen Teilleistung (Berufsunfä­
higkeitspension) aufgrund zwischenstaatlichen Abkommens­
bestimmungen (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung man­
gels Erfüllung der Wartezeit (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand 

Unvollständige Kostenerstattung aus der gesetzlichen Kran­
kenversicherung bei Inanspruchnahme eines Wahlarztes 
(Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Einstellung durch PVA-Arbeiter -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Rückforderung eines Pensionsüberbezuges aufgrund gleich­
zeitig ausgeübter Erw~rbstätigkeit (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässlg 

Nichtgewährung einer Invaliditätspension - Aufklärung 
durch Auskunft 
Berechnung der Witwen- und Alterspension (PVA-Arbeiter) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Pensionsanspruch aus der gesetzl~chen Pensionsve~sich.erung 
nach nur kurzer unselbständlgen Erwersbtäugkelt -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ärztliche Fehlbehandlung 1952 - Schadenersatz (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Pensionsanspruch - Ablehnung mangels Erfüllung der 
Wartezeit - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 535 - SV /86 Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten in der Pensions­
versicherung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

94 

536 a) Anspruch auf Versehrtenrente - Ablehnung 
b) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

537 Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

538 Entzug einer Versehrtenrente - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

539 Hilflosenzuschuß - Nichtgewährung trotz Behinderung -
Aufklärung durch Auskunft 

540 Berechnung der Alterspension (PV A-Arbeiter) - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

541 Fehlende Anwartschaft auf Arbeitslosengeld wegen arbeits­
rechtlicher Schwierigkeiten mit privatem Dienstgeber -
Aufklärung durch Auskunft 

542 Auskunft über Krankenversicherungspflicht nach GSVG -
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

543 Untätigkeit des Arbeitsamtes zugunsten eines Ausländers 
trotz Zusage - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

544 Nichtanrechnung von Zeiten der Beschäftigung im elterli­
chen Gewerbebetrieb (PVA-Angestellte) - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

545 Kostenerstattung für Krankenbehandlung - lange Verfah­
rensdauer (Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

546 Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 

547 Anspruch auf nachträglichen Einkauf von Versicherungszei­
ten - Ablehnung (PV A-Angestellte) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

548 Ablehnung einer Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) - Auf­
klärung durch Auskunft 

549 Ablehnung einer Versehrtenrente (AUV A) - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

550 Bemessung der Versehrtenrente (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

551 Nichtgewährung eines Hilflosenzuschusses (PV A-Arbeiter) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

21. 552 - SV /86 Neubemessung der österreichischen Teilleistung aus der 
Pensionsversicherung aufgrund zwischenstaatlicher Abkom­
mensbestimmungen mit BRD (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

553 Bemessung der Sondernotstandshilfe - Anspruch auf Fami­
lienzuschlag - Beschwerde nicht berechtigt 

554 Nichtgewährung einer Witwenpension - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

555 Allgemeine sozialrechtliche Probleme - Aufklärung durch 
Auskunft 

556 Ablehnung eines Kuraufenthaltes (PV A-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

557 Ablehnung einer Erwerbsunfähigkeitspension (SVAder Bau­
ern) - Aufklärung durch Auskunft 

558 Ablehnung eines Kinderzuschusses (PVA-Arbeiter) - Auf­
klärung durch Auskunft 

559 Nichtgewährung einer Berufsunfähigkeitspension (PVA­
Angestellte) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

560 Aberkennung des Hilflosenzuschusses (PVA-Angestelltc) -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

561 Nichtgewährung einer Versehrtenrente (AUV A) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

562 Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (SVAder 
Bauern) - kein Mißstand 

563 Ablehnung eines Hilflosenzuschusses - Beschwerde unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 

564 Ablehnung der Kostenübernahme für Retorten-Schwanger­
schaft durch Krankenversicherungsträger - kein Mißstand 

565 Anspruch auf Nachzahlung aus der Pensionsversicherung 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

566 Anspruch auf Abfindung der Versehrtenrente aus U nfallver­
sicherung (AUV A) - Ablehnung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

567 a) Bemessung der Versehrtenrente (SVAder Bauern) 
b) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension (SVA der 

Bauern) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

568 Ablehnung der Kostentragung für einen Spitalsaufenthalt in 
Polen bzw. der Gewährung von Krankengeld - Beschwer­
degrund behoben 

569 Anspruch auf Nachzahlung einer Berufsunfähigkeitspension 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

21. 570 - SV /86 

571 

572 

573 

574 

575 

576 

577 

578 

579 

580 

581 

582 

583 

584 

585 

586 

587 

96 

Gegenstand 

Auskunft über Subsidiaritätsprinzip in der gesetzlichen 
Krankenversicherung - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Bemessung der Höhe des Arbeitslosengeldes - Anspruch 
auf Familienzuschlag - Beschwerdegrund behoben 
Verspäteter Anfall der Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unterlassung der Auszahlung von Krankengeld (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung im Ausland absolvierter Schulzeiten in der 
Pensionsversicherung (PVA-Angestellte) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung einer Versehrtenrente (AUV A) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtgewährung einer Ausgleichszulage (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichtgewährung einer Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Arbeitslosengeld - Ablehnung wegen Richt­
satz überschreitung des Einkommens - Beschwerdegrund 
behoben 
Auskunft über Anspruchsvoraussetzungen für vorzeitige 
Alterspension - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ruhen des Witwenpensionsanspruches aufgrund Ausübung 
ei~er selbständigen Erwerbstä~igkeit (SV ~ der gewerblichen 
WIrtschaft) - Beschwerde mcht berechtIgt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nichtanre~hnung .von Beschäfti~ungs~eiten in der gesetzli­
chen PensIOnsversIcherung - kem MIßstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Anrechnung von Versicherungs zeiten in der Pensionsversi­
cherung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtgewährung einer Witwenpension (PVA-Angestellte) -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

21. 588 - SV /86 

589 

590 

591 

592 

593 

594 

595 

596 
597 

598 

599 

600 

601 

602 

603 

604 

605 

606 

Gegenstand 

Anspruch auf Abfindung der Arbeitsunfall-Versehrtenrente 
des Ehegatten 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz - lange Verfahrensdauer - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Ansprüche auf Heilbehandlung nach Verkehrsunfall 
(AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung einer Ausgleichszulage - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Nichtberücksichtigung von Beitragszeiten bei der Pensions­
bemessung - kein Mißstand 

Nichtgewährung einer Ausgleichszulage (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - kein Mißstand 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsge­
setz (Verfahrensdauer) - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtanerkennung eines Arbeitsunfalles - kein Mißstand 

Versäumung der AntragsteIlung für Pension - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Vorgangsweise des Arbeitsamtes Linz 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unterschiedliche Kriterien für Beurteilung der Arbeits­
(bzw. -un-) fähigkeit nach dem Ausländerbeschäftigungsge­
setz und ASVG - Kritik an Gesetzeslage - Beschwerde­
grund behoben 
Kritik an unterschiedlichen Vergaberichtlinien für Erho­
lungs- und Kuraufenthalte - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf österreichische Teilleistung aus der Pensions­
versicherung auf Grund zwischenstaatlichen Abkommensbe­
stimmungen mit BRD - Ablehnung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Beitragsnachverrechnung für Dienstnehmer eines gastge­
werblichen Betriebes unter fiktiver Berechnung des Trinkgel-
des (Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ablehnung von Rehabilitationsmaßnahmen (AUV A) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Subvention des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
für Arbeitsplätze in Grenzregionen (Waldviertel) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Kürzung der Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 607 - SV /86 

608 

609 

610 

611 

612 

613 

614 

615 

616 

617 

618 

619 

620 

621 

622 

623 

98 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (PVA­
Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Pfändung der Pensionssonderzahlung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Berechnung des Krankengeldes - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Ablehnung eines Kostenersatzes für Puderspray (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben - Auf­
klärung durch Auskunft 
Feststellung von Versicherungszeiten für Zeiten des Besu­
ches einer Heeresunteroffiziersschule (Nachversicherung) -
Berufung der beklagten Partei trotz stattgebender Judikatur 
des OLG (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der Notstandshilfe - unzureichende Informa­
tion bei Auszahlung der Leistung 
Rehabilitationsmaßnahmen - Nichtgewährung eines Darle­
hens für Anschaffung eines Behindertenfahrzeuges (PVA­
Arbeiter) - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange Verfah­
rensdauer - Beschwerde teilweise berechtigt 
Auskunft über Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung - Beschwerde unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare ärztliche Untersuchungen zur Feststellung des 
Anspruches auf Weitergewährung der Invaliditätspension 
(PVA-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Invaliditätspension Ablehnung (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unangemessene Entschädigung von Haftpflichtversicherung 
aufgrund Verkehrsunfalles - Aufklärung durch Auskunft 
Abzug einer deutschen Rückforderung von der Notstands­
hilfe - Beschwerde nicht berechtigt 
Unzureichende Vergütung der Befärderungskosten für 
Fahrten zu Krankenbehandlungen (Niederästerreichische 
Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange Verfah­
rensdauer - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung einer Berufsunfähigkeitspension (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Medizinische Fehlbehandlung in Krankenanstalt der Wiener 
Gebietskrankenkasse - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

Zl. 624 - SV 186 

625 

626 

627 

628 

629 

630 

632 

633 

634 

635 

636 

637 

638 

639 

640 

641 

642 

Gegenstand 

Nichtgewährung einer Waisenpension (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Ruhen des Hilflosenzuschusses wegen Spitalsaufenthalt 
(PV A-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung 
b) Nichtbehandlung eines Antrages auf Ersatz der Kosten 

für Fahrt zu gerichtsärztlicher Begutachtung (VA des 
österreichischen Bergbaues) 

Beschwerdegrund behoben 

Ablehnung eines Anspruches nach dem Heeresversorgungs­
gesetz - Beschwerde dzt. unzulässig 

Kritik an Mehrfach-Versicherungspflicht (SVA der Bauern) 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (SVAder 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten bei der 
Berechnung der Alterspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung einer Rente nach dem KOVG - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ablehnung einer Versehrtenrente (AUV A) - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Berücksichtigung landwirtschaftlichen Vermägens bei 
Bemessung der Ausgleichszulage (SVAder Bauern) - Auf­
klärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Invaliditätspension 
b) Anspruch auf Versehrtenrente 
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung einer Beschäftigungszeit als "Schulhelfe­
rin" in der Pensionsversicherung (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichende Hilfe durch Arbeitsamt St. Veit/Glan 
Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung einer Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Auskunft über Anspruch der geschiedenen Ehefrau auf Wit­
wenpension - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension -
Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ablehnung einer Witwenpension - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Z1. 643 - SV /86 

644 

645 

646 

647 

648 

649 

650 

651 

652 

653 

654 

655 

656 

657 

658 

100 

Gegenstand 

Ablehnung einer Invaliditätspension - Berufung der PV A­
Arbeiter gegen positive Entscheidung des Schiedsgerichtes 
- kein Mißstand 

Gewährung ~iner . Versehrtenrente - Berufung durch die 
AUV A - kein MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage zur Erwerbsunfähigkeitspen­
sion - Ablehnung wegen fiktiver Einkommensanrechnung 
aus übergebenem landwirtschaftlichen Besitz (SVAder 
gewerblichen Wirtschaft) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ablehnung einer Berufsunfähigkeitspension (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ablehnung einer Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung einer Erwerbsunfähigkeitspension (SVAder Bau­
ern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Antrag auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten nach dem 
österreichisch-jugoslawischen Abkommen über Soziale 
Sicherheit (SVA der gewerblichen WirtSchaft) - kein Miß­
stand 

Ablehnung einer Erwerbsunfähigkeitspension (SVAder Bau­
ern) - Beschwerde dzt. unzulässig 

a) Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA­
Arbeiter) 

b) Antrag auf Gewährung einer Versehrtenrente - lange 
Verfahrensdauer (AUV A) 

Beschwerdegrund teilweise behoben - teilweise unzulässig 

Nichtauszahlung des Familiengeldes (Steiermärkische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 
Anfrage wegen Anrechnung von Zeiten für Pensionsbemes­
sung - Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung von Unterstützungen aus Mitteln der Sozialhilfe 
(Tirol) - VA unzuständig 
Leistungen aus der Sozialversicherung (Pension) - Sonder­
regelung für Zollausschlußgebiete (Umrechnungskurs) -
Benachteiligung bei Wohnsitzwechsel 
Ablehnung des Kostenersatzes für Heilbehelf (Stützmieder) 
- Vorarlberger Gebietskrankenkasse - Beschwerdegrund 
behoben 
Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld durch unrich­
tige Information - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

21. 659 - SV /86 Nichtbewilligung eines Ansuchens auf Erholungsurlaub 
(BV A) - kein Mißstand 

660 Antrag auf Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension 
lange Verfahrensdauer (PVA-Angestellte) - Aufklärung 
durch Auskunft 

661 Rückforderung von Arbeitslosengeld - kein Mißstand 

662 Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

663 Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

664 Neubemessung der Invaliditätspension aufgrund zwischen­
staatlichen Abkommensbestimmungen mit BRD (PVA­
Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

665 Nichtbewilligung eines Antrages auf freiwillige Weiterversi­
cherung in der Pensionsversicherung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

666 Leistungsanspruch nach dem Arbeitslosenversicherungsge­
setz - Höhe der Bemessungsgrundlage - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

667 a) Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension 
- Ablehnung (PVA-Arbeiter) 

b) Anspruch auf Notstandshilfe - Ablehnung (Arbeitsamt 
Leoben) 

Aufklärung durch Auskunft 

668 Gewährung von Notstandshilfe bzw. Wochengeld und 
Karenzurlaubsgeld - Ablehnung - Beschwerdegrund 
behoben 

669 Vorgangsweise der SV A der gewerblichen Wirtschaft bei 
Pensionspfändung - Aufklärung durch Auskunft 

670 Rückforderung einer Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

671 Anfrage wegen Hilflosenzuschuß - Aufklärung durch Aus­
kunft 

672 Anfrage wegen Notstandshilfe - Aufklärung durch Aus­
kunft 

673 Anspruch auf Weitergewährung der Invaliditätspension -
Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt 

674 Fehlbemessung der Versehrtenrente (AUV A) - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

675 Unrichtige Bemessung der Witwenpension - Beschwerde 
nicht berechtigt 

676 Ablehnung eines Krankengeldanspruches (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

Zl. 677 - SV /86 

678 

679 

680 

681 

682 

683 

684 

685 

686 

687 

688 

689 

690 

691 

692 

102 

Gegenstand 

Rückforderung eines Witwenpensionsüberbezuges aufgrund 
teilweisen Ruhens der Pension wegen gleichzeitig ausgeübter 
Erwerbstätigkeit (PVA-Arbeiter) 

a) Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) 

b) Anspruch auf Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) 
c) Anspruch auf Arbeitslosengeld - Ablehnung (Arbeits-

amt Gmunden) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - ungerechtfertigte 
Ablehnung wegen Fristversäumnis - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Einstufung der Behinderung nach dem KOVG 
(Landesinvalidenamt Steiermark) Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - lange Verfahrens­
dauer bzw. mangelhafte Information durch das Arbeitsamt 
- kein Mißstand 

Anspruch auf Gewährung einer Versehrtenrente - Ableh­
nung (AUV A) - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Ablehnung der Kostenübernahme für homöopathische Heil­
mittel (Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtbehandlung einer Anfrage des deutschen Versiche­
rungsträgers durch PVA Angestellte - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Verschlimmerungsantrag nach Heeresversorgungsgesetz -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Witwenpension - zu geringe Auszahlung (SVA des öster­
reichischen Bergbaues) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsberechnung nach zwischenstaatlichem Recht (PVA­
Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nichtgewährung einer Versehrtenrente (SVAder Bauern) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtgewährung einer Versehrtenrente (AUV A) 
Beschwerde nicht berechtigt 
Pensionspfändung - unrichtige Vorgangsweise (PV A­
Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 693 - SV /86 

694 

695 

696 

697 

698 

699 

700 

701 

702 

703 

704 

705 

706 

707 

708 

709 

710 

711 

Gegenstand 

Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch nach dem KOVG - Ablehnung eines Verschlim­
merungsantrages - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Anspruch nach dem KOVG - Ablehnung eines Verschlim­
merungsantrages - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Anspruch nach dem KOVG - Ablehnung eines Verschlim­
merungsantrages - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Unrichtige Pensionsberechnung (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeit~pension - .Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Versehrtenrente wegen Berufskrankheit (AUV A) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Bewilligung eines Kuraufenthaltes - Unterlassung einer 
Nierenuntersuchung (BVA) - Beschwerde nicht berechtigt 

Anrechnung von Ersatzzeiten - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - kein Mißstand 

Unrichtige Festsetzung einer Witwenpension - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Verbrechensopfergesetz 
- Ablehnung - kein Mißstand 
Ablehnung eines Anspruches auf Witwenpension - kein 
Mißstand 
Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Ablehnung eines Verschlimmerungsantrages - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange Verfah­
rensdauer (Berufung) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung eines Antrages nach dem Insolvenzentgeltsiche­
rungsgesetz - kein Mißstand 
Abweisung eines Antrages auf Berufsunfähigkeitspension -
kein Mißstand 
Berücksichtigung eines fiktiven landwirtschaftlichen Ein­
kommens bei. Bem.essung der Ausgleichszulage (SVA der 
Bauern) - kem Mtßstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anrechnung einer ausländischen Pension auf inländische 
Teilleistung (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 712 - SV /86 Ungerechtfertigte bzw. unangemessene Vorschreibung der 
Nachentrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen - Auf­
hebung des diesbezüglichen Bescheides durch Verfassungs­
gerichtshof - Säumnis des Landeshauptmannes von Salz­
burg - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

713 

714 

715 

716 

717 

718 

719 

720 

721 

722 

723 

724 

725 

726 

727 

104 

Anfrage wegen Pensionsantrag - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Nichtbewilligung des Kostenersatzes für Fahrt zu Facharzt 
(Kärntner Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand - Auf­
klärung durch Auskunft 

Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld - lange Verfahrensdauer 
- kein Mißstand 

Anrechnung von Versicherungszeiten - Ablehnung (PV A­
Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Alterspension - Ablehnung wegen Nichterfül­
lung der Wartezeit (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Abrechnungspraxis bei Kostenerstattung aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Vorschreibu.ng eine.s Behandlungsbeitrages bei Inanspruch­
nahme ärztlICher HIlfe (BV A) - Beschwerdegrund behoben 
- Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte bzw. unangemessene Beitragsvorschrei­
bungen (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Gewährung einer Berufsunfähigkeitspension -
lange Verfahrensdauer (PV A-Angestellte) - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unterschiedliche Praxis bei der Gewährung von Leistungen 
nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rückforderung eines Übe.rbezl!ges an KOVG-Witwenrente 
gegenüber Nachlaß - kelO MIßstand 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Erschwerte Rechtsverfolgung in Versehrtenrentenangelegen­
heit aufgrund Vorgangsweise der PVA-Arbeiter - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung einer Berufsunfähigkeitspension (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Einstellung des Invalid}tätspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzuläSSIg 
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Geschäftszahl Gegenstand 

21. 729 - SV /86 Nichtgewährung einer Witwenpension (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

730 Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

731 Kostenerstattung aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
bei Inanspruchnahme eines Wahlarztes (Niederöster­
reichische Gebietskrankenkasse) Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

734 Unzureichende Hilfestellung des Arbeitsamtes RiedlInnkreis 
- Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

735 Ablehnung des Hilflosenzuschusses (PV A-Arbeiter) - Auf­
klärung durch Auskunft 

736 Unrichtige Pensionsbemessung (SVA der Bauern) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

737 Überweisungsbetrag gemäß § 308 ASVG - Benachteiligung 
weiblicher Arbeitnehmer - kein Mißstand 

738 Ablehnung einer Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

739 Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten im zwi­
schenstaatlichen Pensionsfeststellungsverfahren (PVA-Ange­
stellte) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

740 Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PV A-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

741 Ablehnung einer Berufsunfähigkeitspension (PV A-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 

742 Nichtanrechnung von Versicherungszeiten bei Pensionsbe­
rechnung (SVAder Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

743 Ablehnung einer Berufsunfähigkeitspension (PV A-Ange­
stellte) - unrichtige Auskunft des Krankenversicherungsträ­
gers (Burgenländische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
teilweise berechtigt 

744 Ablehnung einer Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) - Auf­
klärung durch Auskunft 

745 Anrechnung eines fiktiven Unterhalts (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 

746 Anwendung von Ruhensbestimmungen - kein Mißstand 
747 Berechnung der Alterspension infolge Umwandlung der vor­

zeitigen Alterspension (SVAder gewerblichen Wirtschaft) 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

748 Abweisung eines Antrages auf Erhöhung einer Zusatzrente 
nach dem KOVG - Aufklärung durch Auskunft 

749 Vorgangsweise bei Pensionspfändung (PV A-Arbeiter) 
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 750 - SV /86 Lohnsteuerberechnung - unrichtige Vorgangsweise der 
Pensionsversicherungsträger (§ 75 Abs. 2 Einkommensteuer­
gesetz) - kein Mißstand 

106 

751 Ausgleichszulage - unrichtige Berechnung (PVA-Ange­
stellte) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

752 Erteilung einer Arbeitsbewilligung nach dem Ausländerbe­
schäftigungsgesetz - Aufklärung durch Auskunft 

753 Anspruch auf Insolvenz-Ausfallgeld - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben 

754 Erlöschen einer mit Bescheid festgestellten Bewilligung zum 
nachträglichen Einkauf von Versicherungszeiten infolge 
Mißverständnisses (PVA-Angestellte) - Beschwerde dzt. 

755 

756 

757 

758 

759 

760 

761 

762 

764 

765 
766 

767 

768 

770 

unzulässig 

Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten in der Pensions­
versicherung (PVA-Angestellte) - Beschwerde unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Überhöhte Ratenvorschreibung für Beitragsrückstand (SV A 
der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerdegrund behoben 

Nichtanrechnung von Kriegsdienstzeiten in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 

Bestattungskostenbeitrag und Hinterbliebenenrente 
Ablehnung (AUV A) - kein Mißstand 

Nichtanrechnung von Haftzeiten in der gesetzlichen Pen­
sionsversichrung (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand - Auf­
klärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Beitragsvorschreibungen aufgrund selb­
ständiger Erwerbstätigkeit als Kommanditist (SVAder 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt 
Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld - unverschuldete Fristver­
säumnis - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (SVAder 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Rückwirkende Erhöhung des Einheitswertes - Auswirkun­
gen auf die Höhe der Pension (SVA der Bauern) 
Pensionsüberbezug - Rückforderung - kein Mißstand 
Vermittlung eines befristeten Dienstverhältnisses durch das 
Arbeitsamt - Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Anspruch auf Arbeitslosengeld - ungerechtfertigte Einstel­
lung - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Arbeitslosengeld - verspätete Zuerkennung 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Abfindung der Arbeitsunfall-Versehrtenrente 
des Ehegatten 
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Geschäftszahl 

Z1. 771 - SV /86 

772 

773 

774 

775 

776 

777 

778 

779 

780 

781 

782 

783 

784 

785 

786 

Gegenstand 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach GSVG 
bei gleichzeitigem Bestehen einer Selbstversicherung (SVA 
der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerdegrund behoben 
Krankengeld - unrichtige Rückforderung (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Arbeitsvermittlung - unzureichende Unterstützung durch 
Arbeitsmarktverwaltung - Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der Alterspension (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Rückforderung eines Ausgleichszulagenüberbezuges 
Nachzahlung des Hilflosenzuschusses (PVA-Arbeiter) 
Beschwerdegrund teilweise behoben - teilweise nicht 
berechtigt 
Ungenügende Übernahme der Behandlungs- bzw. Trans­
portkosten als Leistungen der Krankenversicherung (Nieder­
österreichische Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Einbeziehung in die Krankenversicherungspflicht nach 
BSVG infolge Pensionsbezuges (SVA der Bauern) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der KOVG-Zusatzrente - Aufklärung durch 
Auskunft 
Umwandlung eines Anspruches auf Notstandshilfe durch 
Arbeitsamt - Anspruchsverlust - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Nichtanrechnung von Zeiten der Arbeitsunfähigkeit infolge 
Kriegsverletzung in der. Pensionsve~sicherung (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde nIcht berechugt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vorgangsweise der Salzburger Gebietskrankenkasse bei 
Inanspruchnahme von Leistungen aus der Krankenversiche­
rung (Sehschulbehandlung) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange Verfah­
rensdauer - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwer­
degrund behoben 
Anspruch auf Invaliditätspension Ablehnung (VA der 
ö.sterreichischen Eisenbahnen) - Beschwerde dzt. unzuläs­
SIg 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung - Aufklä-
rung durch Auskunft . 
Vorgangsweise des deutschen Versicherungsträgers im Ren­
tenfeststellungsverfahren - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - lange Verfahrensdauer (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 787 - SV /86 Nichtauszahlung der Berufsunfähigkeitspension (PVA-

788 

789 

790 

791 

792 

793 

794 

795 

796 

797 

798 

799 

800 

801 
802 

803 

804 

805 

806 

108 

Angestellte) - Beschwerdegrund behoben 

Nichtauszahlung des Krankengeldes (Tiroler Gebietskran­
kenkasse) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Rückforderung von Sozialhilfeleistungen - VA unzuständig 

Verfügung über einen einbehaltenen Pensionsbetrag (PV A­
Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

Mangelnde Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche durch 
das Arbeitsamt 

Ablehnung einer Kostenübernahme bei selbstgewähltem Spi­
talsaufenthalt (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Nichtbewilligung eines Antrages auf Befreiung von der 
Rezeptgebühr (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Rückforderung von Arbeitslosengeld 
Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtanrechnung von zusätzlichen Dienstzeiten für Ruhege­
nuß nach Arbeitsunfall (Pensionsinstitut der ästerreichischen 
Privatbahnen) - kein Mißstand 

Arbeitsmarktverwaltung - unzureichende Hilfestellung 
durch das Arbeitsamt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Weitergewährung des Hilflosenzuschusses -
Ablehnung (PV A-Arbeiter) - kein Mißstand 
Antrag auf Witwenpension - Ablehnung - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Versicherungspflicht nach dem GSVG - Anfrage - Auf­
klärung durch Auskunft 
Anspruch auf KOVG-Beschädigtenrente - Ablehnung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Rückforderung eines Überbezuges an KOVG-Zusatzrente 
Kostenersatz für Heilbehandlung - Ablehnung wegen 
Bestreitung der Mitversicherung (Niederästerreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung (SVAder 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Bemessung der Sondernotstandshilfe - Anrechnung von 
Einkommen - Beschwerdegrund behoben 
Nichtbewilligung der Kostenübernahme bzw. des Kostenzu­
schusses für Kurheilverfahren (SVAder Bauern) 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung - Ablehnung (AUV A) - kein Mißstand 
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Geschäftszahl 

Zl. 807 - SV /86 

808 

809 

810 

811 

812 

813 

814 

815 

816 

817 

819 

820 

821 

822 

823 

824 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Herabsetzung der Beitragsgrundl.age 
(Landeshauptmann von Kärnten) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- kein Mißstand 

Berechnung der Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension Ablehnung (PV A-Arbeiter) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ausgleichszulage - Anrechnung von Einkünften aus Land­
wirtschaft - Beschwerde nicht berechtigt 

Ausgleichszulage - Anrechnung von Einkünften aus Land­
wirtSchaft (SVA der Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Invaliditätspension Ablehnung (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Arbeitsunfall - Ablehnung von Ansprüchen (AUV A) 
Aufklärung durch Auskunft 

Ausstellung ei~er Sicherungsbescheinigung nac~ de,? Aus­
länderbeschäftIgungsgesetz - Ablehnung - kelO MIßstand 

Ausgleichszulage - Anrechnung fiktiver Einkünfte aus einer 
Landwirtschaft (PV A-Arbeiter) - Beschwerde unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Gewährung einer Ausnahme vom Nachtarbeitsverbot für 
Frauen (§ 9 Bäckereiarbeitergesetz) - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
Anspruch ~uf ~aisenpension - Ablehnung (SVA der Bau­
ern) - kelO MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
a) Anspruch auf Kostenerstattung (Wahlarzt) - Ableh­

nung (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) 
b) Anspruch auf Invaliditätspension Ablehnung (PVA-

Arbeiter) 
Beschwerdegrund teilweise behoben - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange Verfah­
rensdauer - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unsachgemäße ärztliche Behandlung in Anstalt eines Kran­
kenversicherungsträgers (Wiener Gebietskrankenkasse ) -
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Karenzurlaubsgeld - fehlende Anwartschaft 
wegen früherem öffentlich-rechtlichem Dienstverhältnis 
Nichtgewährung der Ausgleichszulage wegen Anrechnung 
einer zwischenstaatlichen Pensionsleistung aus England -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

ZI. 825 - SV /86 

826 

827 

828 

829 

830 

831 

832 

833 

834 

110 

Gegenstand 

Nichtgewährung der Ausgleichszulage wegen Anrechnung 
eines fiktiven Einkommens aus übergebenem landwirtschaft­
lichen Besitz (SVA der Bauern) - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Fehlverhalten von Bediensteten des Unfallkrankenhauses 
Linz - Beschwerde zurückgezogen 
Verspäteter Anfall der vorzeitigen Alterspension (PV A 
Arbeiter) - kein Mißstand 
Auskunf~ über Anspruch auf .Kr~nkenve~sicherung bzw. Wit­
wenpensIOn (VA der österreIChIschen EIsenbahnen) - Auf­
klärung durch Auskunft 
Nichtbewilligung des Transportkostenersatzes aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung (Tiroler Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Ersatzanspruch des Trägers der Sozialhilfe - unrichtige 
Vorgangsweise des Pensionsversicherungsträgers (SVAder 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nichtbewilligung des Kostenersatzes für Heilbehandlung 
(Medikamentengebühren) - Landesinvalidenamt für Steier­
mark bzw. SV A der gewerblichen Wirtschaft - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Rückforderung eines Überbezuges nach 
dem KOVG - Beschwerde nicht berechtigt 
Ausmaß der vorzeitigen Alterspension bei Arbeitslosigkeit 
(PV A Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Weitergewährung einer befristet gewährten Invaliditätspen­
sion - Ablehnung - Beschwerde dzt. unzulässig 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr fallen (V): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

21. 1 - V/86 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

Anspruch auf Einstellung im Postdienst - Aufklärung durch 
Auskunft 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

a) Entschädigu~gsan.spruch . nach Unfall als ÖBB-Fahrgast 
b) Unzukömmlichkeiten bel Postsendungen 
Beschwerdegrund behoben 

Befreiung von der Telefongrundgebühr - Ablehnung -
kein Mißstand 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde zurück­
gezogen 

Qienst- und besoldungsrechtliche Benachteiligung bei den 
OBB - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

~nspruch auf Pensionsleistungen als Hinterbliebene eines 
OBB-Beamten - Beschwerde nicht berechtigt 

Grundbuchs-Freilassungserklärung für Eigentumswohnung 
- Ablehnung durch Postverwaltung 

Unzl!~ömmlichkeiten bei Expressgutsendung (Fehlverhalten 
des O~B-2olldeklaranten) - Spesenersatz - Ablehnung 
durch OBB - Beschwerdegrund behoben 

U ngerechtferigte Sperre des Telefonanschlusses 
Beschwerde berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung bzw. Anspruch auf Wie­
dererteilung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
lJngerechtfertigte Einstellung des Personenverkehrs auf der 
OBB-Linie Waldkirchen/Thaya - Waidhofen/Thaya -
Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Bescheidcharakter der Mitteilung über Befrei­
ung von der Telefongrundgebühr 
Ungerechtfertigte Entziehung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

Z1. 17 - V/86 

18 

19 

21 

22 
23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

112 

Gegenstand 

Unzul.~ssige Verwaltungspraxis im Zusammenhang mit 
KFZ-Uberstellungskennzeichen für Ausland - kein Miß­
stand 
ÖBB-Seniorenermäßigung für Ausgleichszulagenbezieher -
Ablehnung - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf KFZ-Typenzulassung - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Überprüfung der Lenkertauglichkeit bzw. 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Fehlbemessung der Fernsprechgebühren - kein Mißstand 
Errichtung eines Zivilflugplatzes in Mistelbach - Verlet­
zung der Entscheidungspflicht durch Bundesministerium für 
Verkehr - Beschwerdegrund behoben 
Anrainerbeeinträchtigung durch geplante Zentral-Postga­
rage in St. Pälten/Waitzendorf - unzureichende Informa­
tion - Beschwerdegrund behoben 
Unzureichender Schadenersatz für Schäden an Obstkulturen 
durch ÖBB-Spritzmittel - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Rundfunk-, Fernseh- und Telefonstärungen durch CB-Fun­
ker - mangelnde Abhilfe durch Post - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Verlust einer eingeschriebenen Briefsendung bei der Post -
unzureichender Schadenersatz - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Entschädigungsanspruch nach KFZ-Beschädigung auf ÖBB­
Autoreisezug - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Benachteiligung bei Grundstücksabtretung an ÖBB - Wei­
terveräußerung nicht genutzter Grundstücksteile statt Rück­
erstattung - kein Mißstand 
Ungerechtfertigte Delogierung aus Wohnung der Siedlungs­
gemeinschaft der Eisenbahnen - VA unzuständig 
Pensionsfehlauszahlungen (ungerechtfertigter Pfändungsein­
behalt) bei Pensionsstelle der OBB - kein Mißstand 
Ungerechtfertigte Befristung der Lenkerberechtigung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Straßenverkehrsordnung Kritik an 10. Novelle 
Reformvorschlag - kein Mißstand 
Unzulässige Enteignung für Flugplatz Trausdorf 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunft über Rundfunk- und Fernsehgebührenpflicht bei 
Zweitwohnsitz - Aufklärung durch Auskunft 
lJngerechtfertigte Entlassung aus Dienstverhältnis mit den 
OBB 
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Geschäftszahl 

Z1. 37 - V/86 

38 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

57 

Gegenstand 

Errichtung eines Eisenbahntunnels .. und Lokwechselbahnho­
fes bei Baumkirchen (Tirol) durch OBB - mangelnde Infor­
mation der Anrainer - Aufklärung durch Auskunft 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 34 KFG 1967 - Ableh­
nung - kein Mißstand 

Fehlbemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde.dzt. 
unzulässig 

Anspruch auf Seniorenermäßigung auf privater Autobuslinie 
Hartberg-St. Magdalena - Aufklärung durch Auskunft 

Abfertigungsanspruch na\~ Kündigung des Dienstverhältnis­
ses durch Dienstgeber (Osterreichische Bundesbahnen) -
Beschwerde nicht berechtigt 

Geltendmachung eines Leitungsrechtes für Telefonkabel 
Auskunft über Duldungspflicht - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Antrag auf Gewährung der Befreiung von der Telefongrund­
gebühr - Ablehnung - Beschwerdegrund behoben 

Benachteiligung im Zusammenhang mit Telefon-Sprechge­
bührenbefreiung - kein Mißstand 

Befristung bzw. Entziehung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Lärmbelästigung durch Eisenbahnbetrieb - Aufklärung 
durch Auskunft 

Sturzhelmpflicht für Mopedfahrer - Kritik an Gesetzeslage 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Überprüfung der Lenkertauglichkeit -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Beschlagnahme bzw. Plombierung von 
Funkgeräten - Ausfolgungsantrag - lange Verfahrens­
dauer - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Ungerechtfertigte Abnahme des Führerscheines bzw. Entzie­
hung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ungerechtfertigte Verwaltungsstrafe wegen Übertretung 
nach dem KFG (KFZ-Lenken ohne Lenkerberechtigung) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Lärmbelästigung bzw. Sicherheitsgefährdung durch konsens­
losen Modellflugplatzbetrieb - mangelnde behördliche 
Abhilfe 
Konsenslose Grundinanspruchnahme durch ÖBB bei Umbau 
des Bahnhofes Kirchdorf/Krems - kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verlängerung der befristeten Lenkerberechtigung - Ableh­
nung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

Zl. 58-V/86 

59 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

114 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte behördliche Aufforderung zur Beantra­
gung eines Duplikatführerscheines bzw. Verweigerung der 
Akteneinsicht - kein Mißstand 
Unzumutbare Lärmbelästigung durch Verschubbetrieb beim 
Bahnhof Dornbirn - kein Mißstand 
Unkorrekte Verwaltungspraxis der Post im Zusammenhang 
mit Geltendmachung von Leitungsrechten - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Verwaltungsstrafe wegen KFG-Übertretung (Begutach­
tungsplakette) - Beschwerdegrund behoben 
a) Unfreundliches Verhalten der Post im Parteienverkehr 
b) Ungerechtfertigte Vorschreibung von Fernsprechgebüh-

ren zuzüglich Exekutionskosten 
Kein Mißstand 
Verfahren betreffend Erteilung einer Lenkerberechtigung -
Fehlverhalten beim Verkehrsamt Wien - kein Mißstand 
Antrag auf Erteilung einer Lenkerberechtigung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ungerechtfertigte Dienstentlassung durch die ÖBB -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Androhung des Widerrufs der Rundfunk- und Fernsehbewil­
ligung trotz Einzahlung der Gebühr - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Unangemessene Verwaltungs strafe wegen KFG-Übertretung 
(KFZ-~enken ohne Berechtigung) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
12. StVO-Novelle - Rechtsunsicherheit bezüglich Mitwir­
kung von Exekutivorganen bei Verkehrsunfällen ohne Per­
sonenschaden 
~ußertari~mäßige Fahrbegünstigungen für Witwe eines 
OBB-Bedlensteten - Ablehnung - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Befreiung von der Rundfunkgebühr - Ablehnung - kein 
Mißstand 
Ungerechtfertigte Verwaltungs strafe wegen Übertretung des 
§ 64 Abs. 1 KFG - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Befreiung von der Rundfunk-, Fernseh- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Befreiung von der Rundfunk-, Fernseh- und 
Telefongrundgebühr - Ablehnung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichtberücksichtigung eines Nachsendeauftrages durch die 
Post - Schadenersatzforderung - Beschwerde berechtigt 
Ablauf der Gültigkeit der Lenkerberechtigung - Neuertei­
lung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

Zl. 77 - V /86 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

94 

95 
96 

97 

Gegenstand 

Mangelhafte Serviceleistung der ÖBB-Zuggarnituren ohne 
Toilettanlagen - kein Mißstand 
Anspruch auf Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehge­
bühr - Ablehnung - kein Mißstand 
Herstellung eines Telefonanschlusses - unterschiedliche 
Kostenvorschreibung - Beschwerdegrund behoben 
Mangelhafte Serviceleistung der ÖBB - Reservierung von 
Behindertensitzplätzen - Beschwerde nicht berechtigt 
Fahrschule - Standortverlegung - behördliche Bewilligung 
- Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Lenkerberechtigung - ungerechtfertigte Entziehung bzw. 
Anspruch auf Wiedererteilung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Wiedererteilung der Lenkerberechtigung der 
Gruppe C - Ablehnung - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Benachteiligung bei Postenvergabe durch ÖBB 
Beschwerde nicht berechtigt 
Dienstrechtliche Benachteiligung bei den ÖBB - kein Miß­
stand 
Amtliches Telefonbuch - Sanierung von fehlern -
Beschwerde berechtigt 
a) Neubemessung der Fernsprechgebühren - lange Ver-

fahrensdauer 
b) Behebung eines Fehlers in einer Kabelanlage 
Beschwerdegrund behoben 
Erteilung der. Lenkerberechtigung - Ablehnung wegen 
mangelnder EIgnung - Aufklärung durch Auskunft 
Beschädigung eines Wohnhauses durch Bauarbeiten im Auf­
trage der Post - Aufklärung durch Auskunft 
Zuerkennung von Nebengebühren (Meisterpauschale) für 
Postbediensteten - Ablehnung - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Zuerkennung von Nebengebühren (Meisterpauschale) für 
Postebediensteten - Ablehnung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Verwaltungsstrafe wegen unbefugten Betriebes einer Rund­
funk- und Fernsehanlage - Beschwerde dzt. unzulässig 
Beschädigung eines Hausbrunnens bei Kabelverlegung der 
Post durch unzulänglichen Trassenplan - Schadenersatz -
Beschwerdegrund behoben 
Bewilligung für Lautsprecherwerbung mit Luftfahrzeugen 
Vorschreibung überhöhter Fernmeldegebühren - kein Miß­
stand 
Höhe des Versorgungsgenusses der früheren Ehefrau -
unrichtige Feststellung - kein Mißstand 
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Geschäftszahl 

Zl. 

116 

98 - V/86 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

109 

110 

111 

113 

114 

115 

116 
117 

118 

119 

120 

Gegenstand 

Lärmbelästigung der Anrainer durch Zivilflugplatz St. 
Marein - Beschwerde nicht berechtigt 
Lärmbelästigung der Anrainer durch Zivilflugplatz St. 
Marein - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungleiche Behandlung von Behinderten durch Bestimmun­
gen des § 29b Straßenverkehrsordnung 1960 - kein Miß­
stand (gesetzliche Härte) 
Verwaltungsstrafe wegen Übertretung des § 103 Abs. 2 KFG 
(Lenkerauskunft) - Beschwerde nicht berechtigt 
Erneuerung des Privat-Hubschrauberpilotenscheines - Aus­
bildung zum Berufspiloten - Beschwerde nicht berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - lange Verfahrens­
dauer - Beschwerde nicht berechtigt 
Vorübergehende Entziehung der Lenkerberechtigung wegen 
mangelnder Verkehrszuverlässigkeit - Beschwerdegrund 
behoben 
Entziehung der Lenkerberechtigung - lange Dauer der Ent­
ziehung - Beschwerde nicht berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - lange Verfahrens­
dauer 
Befreiung von der Verwendungspflicht für Sicherheitsgurte 
- Aufklärung durch Auskunft 
Übertragung eines Telefonanschlusses - Ablehnung und 
Vorschreibung einer Neuanmeldung - Beschwerdegrund 
behoben 
Entziehung der Lenkerberechtigung mangels gesundheitli­
cher Eignung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Neuberechnung der Fernmeldegebühren - unzureichende 
Rückzahlung - Beschwerdegrund behoben 
Mangelhafte Identifizierung von Kraftfahrzeugen durch 
Vergabe gleicher Kennzeichen für verschiedene Obergrup­
pen - Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Ungerechtfertigte Befristung der Lenkerberechtigung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Neuberechnung der Fernmeldegebühren - Ablehnung 
Beschwerdegrund behoben 
Rechtswidrige Herabsetzung des Tempolimits in Vorarlberg 
Ungerechtfertigte Dauer der Aussetzung eines Verfahrens 
zur Entziehung der Lenkerberechtigung 
KFZ-Zulassungen bei BH Baden - Mißstände bei der 
Abwicklung des Parteienverkehrs 
Verlängerung des Taxilenkerausweises - Ablehnung -
kein Mißstand 
Errichtung eines Fernsprechanschlusses - lange Wartezeit 
- Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

ZI.121-V/86 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

132 

134 

135 

136 

137 
138 

139 

140 

Gegenstand 

Neuberechnung der Fernsprechgebühr - lange Verfahrens­
dauer - Beschwerdegrund behoben 

a) Aufschub der Vollziehung von Haftstrafen wegen Über-
tretung des KFG - Ablehnung 

b) Ansuchen um Verlegung der Vollziehung nach Salzburg 
Beschwerde nicht berechtigt 

Gewährung einer Hilflosenzulage nach der Bundesbahn­
Pensionsordnung - Ablehnung - Beschwerdegrund beho­
ben 

Fortzahlung von Nebengebühren f~r die Dauer einer Trup­
penübung - Ablehnung durch OBB - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Überprüfung der Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen 
nach § 75 KFG - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Androhung eines Disziplinarverfahrens -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Kündigung eines Postbediensteten -
Beschwerde nicht berechtigt 

Beeinträchtigung der Waldnutzung durch Leitungsrecht der 
Post - Beschwerde zurückgezogen 

Unterlassung der Briefzustellung durch die Post -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Überhöhte Fernsprechgebührenrechnung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Antrag auf Erteilung einer Lenkerberechtigung - Ableh­
nung wegen mangelnder Eignung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Errichtung von Postautobushaltestellen - Kostenbeteili­
gung - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Anordnung einer besonderen Überprü­
fung nach § 56 KFG durch Eintragung in den Typenschein 
- kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung wegen mangelnder Eig­
nung - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Anordnung einer verkehrspsychologischen 
Untersuchung durch den Amtsarzt - Entziehung der Len­
kerberechtigung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Befristung der Lenkerberechtigung - kein Mißstand 
Enteignung von Grundflächen im Zusammenhang mit der 
Errichtung einer Doppelsesselbahn 
Ungerechtfertigte Aufhebung der Zulassung und Abnahme 
der Kennzeichen - Beschwerde nicht berechtigt 
Abzug von Gewerkschaftsbeiträg~n eines ÖBB-Bediensteten 
trotz dessen Austritt aus dem OGB - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

ZI. 141 - V/86 

118 

142 

143 

144 

145 

147 
148 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

156 

157 

158 

159 

160 

162 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Abnahme des Kennzeichens und des 
Zulassungsscheines 

Ungerechtfertigte Befristung der Lenkerberechtigung -
kein Mißstand 

Bestrafung wegen Lenken eines Kraftfahrzeuges in alkoholi­
siertem Zustand - Führerscheinentzug - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Versetzung eines ÖBB-Beamten in den Ruhestand -
Anrechnung von Zeiten nach § 9 Abs. 1 Pensionsordnung -
Aufklärung durch Auskunft 

Diskriminierung im ÖBB-Dienst - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Störung des Fernsehempfanges - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Kündigung des Fernsprechanschlusses 
Beschwerdegrund behoben 

Nochmalige Einforderung von bereits bezahlten Fernmelde­
gebühren - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Antrag auf Erteilung einer Lenkerberechtigung - unge­
rechtfertigte Ablehnung für Gruppe F - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Fahrpreisermäßigung für Frührentner bei den ÖBB - Keine 
Beanstandung 

Ungerechtfertigte Gebührenvorschreibung für Eintragung 
im Telefonbuch - Beschwerde dzt. unzulässig 
Kündigung des Fernsprechanschlusses - Einziehung der 
Teilnehmereinrichtungen - kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verwendung von verordnungswidrigen Atemalkohol-Prüf­
röhrchen 
Entzug der Lenkerberechtigung Beschwerde nicht 
berechtigt 
Baumschäden durch Errichtung einer Fernsprechleitung 
Ablehnung eines Schadenersatzes durch die Post 
Beschwerdegrund behoben 
Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten im NS-Regime 
durch die Post - Beschwerde nicht berechtigt 
Befristete Lenkerberechtigung - Verständigung vor Fristab­
lauf - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Befristung der Lenkerberechtigung -
Beschwerdegrund behoben 
U nkorrekte Vorgangsweise bei Vergabe öffentlicher Pla­
nungsaufträge durch verstaatlichte Industrie - VA unzu­
ständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 163 - V /86 

164 

165 

166 

168 

169 

170 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 

181 

182 

183 

184 

Gegenstand 

Vorübergehende Entziehung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
a) Säumige Wiederherstellung eines Zufahrtsweges nach 

Kabelverlegung durch die Post 
b) Umwandlung eines Fernsprechanschlusses 
Beschwerdegrund behoben 
Ungerechtfertigte Beanstandungen durch Straßenaufsichts­
organe bzw. Abnahme der Kennzeichen 
Auflas~~n& einer Zwischenstation eines Sesselliftes - VA 
unzustandig 
Bahnhofsrestaurant in Spitz/Donau - Auflösung des Pacht­
vertrages 
Erstellung eines Unfallberichtes über Segelflugzeugabsturz 
- lange Behandlungsdauer - Beschwerdegrund behoben 
Beanstandung und Verhängung einer Verwaltungsstrafe 
wegen Verwendung eines ungültigen Führerscheines - kein 
Mißstand 
Herstellung eines Fernsprechanschlusses - lange Wartezeit 
- kein Mißstand 
Beeinträchtigungen durch Fernmeldekabel auf privatem 
Grundstück - Verlegung - kein Mißstand 
T elefonanschlußgemeinschaft-Lukasberg-Ampflwang 
Nichtberücksichtigung von Eigenleistungen bei Refundie­
rungsbetrag durch die Post 
Zustellung von Massensendungen durch die Post - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Nichterteilung der Lenkerberechtigung für Schülerbeförde­
rung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Kündigung einer ÖBB-Bediensteten - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Ablehnung einer Hil.flosenzulage für ÖBB-Pensionistin -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Dienst- und besoldungsrechtliche Nachteile eines Beamten 
der Post- und Telegraphenverwaltung trotz Aufhebung einer 
negativen Leistungsfeststellung durch Verwaltungsgerichts­
hof - kein Mißstand 
Verwaltungs strafverfahren wegen Übertretungen des 
§ 102 KFG (Pflichten des Lenkers) Beschwerde nicht 
berechtigt 
Verlegung einer ÖBB-Bushaltestelle Aufklärung durch 
Auskunft 
Antrag auf Erteilung einer Lenkerberechtigung - Abwei­
sung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Säumigkeit bei der Abfertigung einer Sendung durch das 
Verzollungspostamt Schadenersatz Beschwerde 
berechtigt 
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Geschäftszahl 

ZI. 185 - V/86 

186 

187 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

201 

202 

203 

204 

207 

120 

Gegenstand 

Ansprlf.ch auf Versorgungsgenuß für die frühere Ehefrau 
eines OBB-Bediensteten - Ablehnung 

Ungerechtfertigte Befristung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige Abnahme der Kennzeichen - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Auflassung des Fernsprechteilnehmerver­
hältnisses durch die Post - kein Mißstand 

Unzumutbare LärmbeläStigung der Anrainer durch ÖBB 
(Westbahn) 

Fehlverhalten von Amtsärzten im Zusammenhang mit der 
Erteilung einer Lenkerberechtigung 

Bessere Kennzeichnung von Behindertensitzplätzen in Post­
autobussen - Beschwerde zurückgezogen 

Lärmbelästi&.ung durch ÖBB (Container-Bahnhof-Nord­
westbahnhot) - kein Mißstand 

Nächtliche Ruhestörung durch ÖBB - Aufklärung durch 
Auskunft 

Grundwasserschäden am Haus durch Ände.~ung des Wasser­
abflusses entlang des Bahndammes durch OBB - Schaden­
ersatz 

Beschädigungen an Wohnhaus durch Montage eines Lei­
tungskastens der Post - Beschwerde dzt. unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigung der Anrainer durch ÖBB 
(Bahnhof Wr. Neustadt) - kein Mißstand 
Ungerechtfertigte Sperre und Kündigung eines Fernsprech­
anschlusses - Beschwerde nicht berechtigt 
Unzumutbare Lärmbelästigung der Anrainer durch ÖBB in 
Wien Simmering (Zubringerstrecke zum Bahnhof Kledering) 
y orschlag zur Lärmbekämpfung bei Verschubarbeiten der 
OBB - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Nachzahlung von Vergütungen für Poststel­
lenführertätigkeit und auf Abfertigung - Ablehnung 
Behinderung der Hauseinfahrt durch ÖBB-Bushaltestelle -
Beschwerdegrund behoben 
Nachsicht von Ernennungserfordernissen (Altersgrenze) -
kein Mißstand 
Ersatz der Anwaltsko~~en im Entschädigungsfestsetzungsver­
fahren durch die OBB - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
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Geschäftszahl 

21. 208 - V /86 

209 

Gegenstand 

Einführung einer Genehmigungspflicht für den Betrieb von 
Pistenraupen - kein Mißstand 
Verwaltungs strafverfahren wegen Übertretung des KFG 
ungerechtfertigte Verfahrenskosten 
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5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz fallen (FJK): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - FJK/86 

3 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

14 

15 

16 

18 

19 

20 

122 

Ungerechtfertigte Rückforderung eines Familienbeihilfenbe­
zuges - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Einbau von Lärmschutzfenstern - mangelnder Konsumen­
tenschutz - Beschwerde zurückgezogen 

Anspruch auf Leistungen aus dem Fonds für in Not geratene 
Familien - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Fenstereinbau - mangelnder Konsumentenschutz - Auf­
klärung durch Auskunft 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben 

Übertragung der Durchführung von Schülerfreifahrten auf 
der Linie Raabs-Weikertschlag-Raabs - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtauszahlung der Familienbeihilfe für drei minderjährige 
Kinder - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Finanzielle Überforderung im Zusammenhang mit Vertrag 
mit Partnerschaftsinstitut - VA unzuständig 

Mangelnder Konsumentenschutz bei Kredit-, Bürgschafts­
und anderen Verträgen - Aufklärung durch Auskunft 

lJngerechtfertigte Rückforderung eines Familienbeihilfen­
Uberbezuges - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Weitergewährung der Familienbeihilfe für 
~ehindertes Kind - Ablehnung - Beschwerde nicht berech­
tIgt 
Ungerechtfertigte Rückforderung der Familienbeihilfe -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Unterstützung aus Fonds für in Not geratene Familien -
lange Wartezeit - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung bzw. lange 
Verfahrensdauer - Beschwerde teilweise berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 22 - F]K/86 Anspruch auf Leistungen aus dem Fonds für in Not geratene 
Familien - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

23 

24 

25 

26 

27 

29 

30 

31 

32 

33 

35 

36 

37 

38 

40 

43 

a) Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung 
b) Ungerechtfertigte Rückforderung von Familienbeihilfe 
Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Ungerechtfertigte Aufnahme der Technik der Transze.,!den­
talen Meditation in Broschüre "Jugendreligionen in Oster­
reich" - Beschwerde dzt. unzulässig 

A~spruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung - kein 
MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Vertrag über Schülerbeförderung - Kündigung durch 
Finanzverwaltung wegen Unzukömmlichkeiten 
Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Geburten- und Familienbeihilfe - Ablehnung 
- kein Mißstand 

Mangelnde ParteisteIlung von Pflegeeltern im Pflegschafts­
verfahren - Kritik an Gesetzeslage - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Konsumentenfeindliche Geschäftsmethoden eines Kreditver­
mittlungsunternehmens - Aufklärung durch Auskunft 

Konsumentenfeindliche Geschäftsmethoden eines Fachverla­
ges - Aufklärung durch Auskunft 

a) Mangelhafte Begründung einer Strafverfügung wegen 
Verletzung der Meldepflicht nach dem Familienlasten­
ausgleichsgesetz 1967 

b) Unklare Auskunft bzw. Strafverfügung durch Mag. 
Bezirksamt 13./14. Bezirk 

Beschwerde nicht berechtigt 
Nichtgewährung der erhöhten Familienbeihilfe für erheblich 
behindertes Kind - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Zahlungsanweisung nach dem Familienlastenausgleichsge­
setz 1967 - Unterlassung der Angabe des Zahlungszwecks 
- Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung der 
rückwirkenden Gewährung - kein Mißstand 
Konsumentenfeindliche Vorgangsweise eines Verlages -
VA unzuständig 
Anspruch auf Familienbeihilfe bzw. Ausgleichszahlung -
lange Dauer des Verfahrens bzw. Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe - Kritik an Gesetzeslage -
kein Mißstand 
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Geschäftszahl 

Zl. 45 - F]K/86 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

124 

Gegenstand 

Unbegründete Nichtgewährung von Förderungmitteln nach 
dem Familienberatungsförderungsgesetz zur Abdeckung von 
Lohnfortzahlungskosten im Krankheitsfall - kein Mißstand 
Unbefriedigende Situation bei Schülerbeförderung im Raum 
Dürnbach - Beschwerdegrund behoben 
Schülerfreifahrten im Gelegenheitsverkehr für Fahrten zu 
dislozierten Unterrichtsveranstaltungen - kein Mißstand 
Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe nur bei Erfüllung 
der allgemeinen Voraussetzungen - kein Mißstand 
Ablehnung der erhöhten Familienbeihilfe - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Gewährung einer Unterstützung aus Fonds für in Not gera­
tene Familien - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung der Familienbeihilfe für Ausbildungszeit -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Rückforderung von Familienbeihilfe - Beschwerdegrund 
behoben 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung - kein 
Mißstand 
Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe - lange Verfahrensdauer 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Anspruch der Pflegeeltern auf Familienbeihilfe - Beschwer­
degrund behoben 
Anspruch auf Familienbeihilfe für Praktikanten nach dem 
Arbeitsmarktförderungsgesetz - Ablehnung - kein Miß­
stand 
Anspruch auf Familienbeihilfe für Praktikanten nach dem 
Arbeitsmarktförderungsgesetz - Ablehnung - kein Miß­
stand 
Anspruch auf Familienbeihilfe für Praktikanten nach dem 
Arbeitsmarktförderungsgesetz - Ablehnung - kein Miß­
stand 
Allgemeine Probleme betreffend Konsumentenschutz -
Aufklärung durch Auskunft 
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Aufgabenbereich des Volks anwalte s 
Dr. Franz Bauer: 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Auswärtige Angele­
genheiten fallen (AA): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

21. 1 - AA/86 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Bundespräsidentenwahl 1986 - Diskriminierung Öster­
reichs durch ausländische Vereine bzw. Medien - Fehlver­
halten des Bundeskanzlers bzw. Außenministers 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unfall in Jugoslawien - Säumnis bei der Schadensliquidie­
rung - Beschwerdegrund behoben 
Organisatorische Mißstände bei österreichischen Vertre­
tungsbehörden im Ausland - Teilweise Beanstandung 
Beschlagnahme von Lastkraftwagen in der Türkei -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ableistung des Präsenzdienstes in der BRD durch einen 
Doppelstaatsbürger - Beschwerde nicht berechtigt 
Rechtswidrige Ausstellung von Staatsbürgerschaftsdokumen­
ten durch die österreichische Botschaft in Lissabon - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 
Verweigerung eines Durchreisevisums - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft durch . 
unrichtige Information eines Generalkonsulates 
Beschwerde nicht berechtigt 
Auslegung der Flüchtlingkonvention - Erwerb der öster­
reichischen Staatsbürgerschaft - Aufklärung durch Aus­
kunft 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Bauten und Technik 
fallen (B T) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrumtihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - BT /86 Benachteiligung eines Bediensteten des Bundesamtes für 
Eich- und Vermessungswesen bei der Beförderung 
Beschwerde nicht berechtigt 

126 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 
17 

Ablehnung von Schadenersatz ansprüchen durch die Bundes­
gebäudeverwaltung - Beschwerdegrund behoben 

Vermessungsfehler aufgrund eines falschen Anmeldungsbo­
gens des Vermessungsamtes Wr. Neustadt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Bewuchs neben einer Bundesstraße - kein Mißstand 

Fehlerhafte Durchführung eines Teilungsplanes durch das 
Vermessungsamt - Beschwerdegrund teilweise behoben -
Aufklärung durch Auskunft 

Umwandlung eines unverzinslichen in ein verzinsliches Dar­
lehen - kein Mißstand 

Verschmutzung eines Teiches durch Autobahnabwässer -
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 

Grundinanspruchnahme für Bundesstraßenzwecke - Auf­
klärung durch Auskunft 

Lärm- , Geruchs- und Staubbelästigung durch den Betrieb 
einer Bundesstraße - VA unzuständig 

N achträgliche Verzinsung eines unverzinslichen Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds-Darlehens - kein Mißstand 

Verzögerung eines bundesstraßenrechtlichen Entschädi­
gungsverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 
Umwandlung eines unverzinslichen in ein verzinsliches 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds-Darlehen - kein Mißstand 
Erhöhte Unfallgefahr durch Umbau einer Bundesstraße -
Beschwerdegrund behoben - Beschwerde zurückgezogen 
Vernachlässigung der Instandhaltungspflicht an einer Mauer 
durch die Bundesstraßenverwaltung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Benützungsentgeltrückstand bei einer Dienstwohnung 
kein Mißstand 
Verschärfung des ÖVE-Prüfzwanges - kein Mißstand 
Nichteinhaltung von Bescheidauflagen durch die Bundes­
straßenverwaltung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 18 - BT /86 Teilrückforderung einer Entschädigungsleistung nach dem 
Bundesstraßengesetz 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

Grundinanspruchnahme für Bundesstraßenzwecke - Wirt­
schaftserschwernis und Verfahrensverzögerung - VA unzu­
ständig 

Vermessungs amtliche Durchführung einer Grenze 
Beschwerde zurückgezogen 

Nichterrichtung einer Lärmschutzwand - kein Mißstand 

Immissionen durch eine Bundesstraße - kein Mißstand 

Vernässungsschäden an einem Gebäude durch Bundesstra­
ßenbau - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unrichtige Preisbemessung bei Grundstückseinlöse für Bun­
desstraßenzwecke - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unrichtige Mappendarstellung durch das Vermessungsamt 
Scheibbs - Beschwerde nicht berechtigt 

Nachträgliche Verzinsung von Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds-Darlehen - kein Mißstand 

Unrichtige Eichung - Beschwerde nicht berechtigt 

Grundinanspruchnahme für Bachregulierung - Entschädi­
gungsanspruch nach dem Liegenschaftsteilungsgesetz -
Aufklärung durch Auskunft 
Immissionen durch Autobahnbetrieb - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Einwendungen gegen die Verzinsung des Wohnbauförde­
rungsdarlehens - kein Mißstand 
Tauernautobahn - Grundeinlöse unter dem tatsächlichen 
Wert - Beschwerde nicht berechtigt 
Grundablösung für Tauern-Autobahn AG - Beschwerde 
zurückgezogen 
Bauschäden im Zuge des Ausbaues der Faakerstraße -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Beschädigung eines Wohnhauses im Zuge des Rheintalauto­
bahnbaues - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Umwandlung ursprünglich unverzinslicher in verzinsliche 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds- Darlehen - kein Mißstand 
Umwandlung ursprünglich unverzinslicher Wohnhaus-Wie­
deraufbaufonds-Darlehen in verzinsliche - kein Mißstand 
Schäden an einem Wohnhaus durch Bundesstraßenbaumaß­
nahmen - Aufklärung durch Auskunft 
Teilrückforderung einer Enteignungsentschädigung - Auf­
klärung durch Auskunft 
Höhe der Entschädigung für Grundstücke zum Bundesstra­
ßenbau - Beschwerde dzt. unzulässig 

127 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 127 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

21. 40 - BT/86 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

128 

Gegenstand 

Grundinanspruchnahme für Bundesstraßenzwecke VA 
unzuständig 

Grundinanspruchnahme für Bundesstraßenzwecke VA 
unzuständig 

Unzureichendende Lärmschutzmaßnahmen - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Nachträgliche Umwandlung eines ursprünglich unverzinsli­
chen in ein verzinsliches W ohnhaus-Wiederaufbaufonds­
Darlehen - kein Mißstand 

Lärmbelästigung durch Betrieb der Bundesstraße - Lärm­
schutzmaßnahmen - kein Mißstand 

Grundinanspruchnahme für Bundesstraßenzwecke 
Bekämpfung der Entschädigungshöhe Beschwerde 
zurückgezogen 

Grundinanspruchnahme für den Güterwegebau - Abschrei­
bung eines Trennstückes nach dem Liegenschaftstrennungs­
gesetz - kein Mißstand 

Nichterrichtung zugesagter Wirtschaftswege durch die Bun­
desstraßenverwaltung 

Unrichtige Darstellung eines Grundstückes in der Katastral­
mappe - Aufklärung durch Auskunft 

Nachträgliche Umwandlung eines unverzinlichen in ein ver­
zinsliches Wohnhaus-Wiederaufbaufonds-Darlehen - kein 
Mißstand 

Schäden an einer Wasserleitung durch den Betrieb der Bren­
nerautobahn - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Skartierung von Aktenunterlagen - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Verkehrsunfall durch irreführende Kennzeichnung einer 
Baustelle - Beschwerde nicht berechtigt 
Umwandlung eines unverzinslichen in ein verzinsliches 
W ohnhaus-Wiederaufbau fonds- Darlehen - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
Anfechtungsanträge für Neufestsetzung von Entschädi­
gungsleistungen - Antragslegitimation - Beanstandung 
Unzweckmäßige Vorgangsweise eIner Hausverwaltung 
VA unzuständig 
Unzweckmäßige Vorgangsweise eIner Hausverwaltung -
VA unzuständig 
Nichtdurchführung einer Mieterversammlung durch die 
BUWOG - VA unzuständig 
N achträgliche Verzinsung ursprünglich unverzinslicher 
W ohnhaus-Wiederaufbaufonds-Darlehen - kein Mißstand 
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Geschäftszahl 

Zl. 60 - BT /86 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

Gegenstand 

Nachträgliche Umwandlung eines ursprünglich unverzinsli­
chen in ein verzinsliches Wohnhaus-Wiederaufbau fonds­
Darlehen - kein Mißstand 

Unzweckmäßige Begradigung der B 129 - Anrainereinwen­
dungen - Beschwerde nicht berechtigt 

Mißstände im Tiergarten Schönbrunn - Keine Beanstan­
dung 

Belagsschäden auf der Rheinbrücke in Lustenau 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anfrage wegen Bestimmung der Konfiguration einer Par­
zelle - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtausfolgung von Planunterlagen durch Vermessungsamt 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Beeinträchtigung einer Liegenschaft und deren Wasserver­
sorgung durch den Autobahnbau - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Grundeinlösung - Nichtberücksichtigung von Wirtschafts­
erschwernissen - Beschwerde nicht berechtigt 

Keine Ablöse für Investitionen in einer Naturalwohnung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Ablehnung von Lärmschutzmaßnahmen - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Rückkauf von für Bundesstraßenzwecke nicht verwendeten 
Grundstücken - Beschwerde dzt. unzulässig 
Gebäudeschäden durch Bau der Innkreisautobahn 
Beschwerdegrund teilweise behoben - Aufklärung durch 
Auskunft 
Lärmbelästigung durch Autobahn - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
Verlegung von Gehwegen durch Bundesstraßenschneeräu­
mung - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Lärmbelästigung durch Autobahnbau - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Nichtauszahlung einer Bundesstraßenentschädigung 
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 
Schäden an einem Wohnhaus durch Tunnelbau 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Fehlplanung der Bundesstraße 70 östlich von Klagenfurt -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ersatzzufahrt nach Kurvenbegradigung einer Bundesstraße 
- Aufklärung durch Auskunft 
Abweisung von Einwendungen gegen Umfang und Gegen­
stand eines Enteignungsauftrages - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

129 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 129 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 80 - BT /86 Nachträgliche Verzinsung eines ursprünglich unverzinsli­
chen W ohnungs-Wiederaufbau- und Stadterneuerungs­
fonds-Darlehens - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

130 

81 Säumnis bei der Liquidierung einer Bundesstraßenentschädi­
gung - Beschwerde zurückgezogen 

82 Grundinanspruchnahme für Landesstraßenzwecke 
Beschwerde dzt. unzulässig 

83 Unzulässige Restgrundeinläsung im Zuge eines bundesstra­
ßenrechtlichen Verfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

84 Anbotsausschreibung für einen Antennenmast des Landes-
gendarmeriekommando Bregenz Beschwerde nicht 
berechtigt 

85 Nichtberücksichtigung von Anrainereinwendungen in einem 
Bauverfahren - VA unzuständig 

86 Neufestsetzung von Enteignungsentschädigungen nach dem 
Bundesstraßengesetz - Aufklärung durch Auskunft 

87 Schäden an einem Objekt durch Tunnelbauarbeiten (A 14 -
Rheintal-Au tobahn) 

88 Gesetzwidrige Abschreibung emes Grundstückes 
Beschwerde zurückgezogen 

90 Nichteinhaltung der ÖNORM A 2050 zu Lasten eines 
Patentinhabers - Beschwerde nicht berechtigt 

91 Umwandlung einer Naturalwohnung in eine Mietwohnung 
- kein Mißstand 

92 Umwandlung einer Naturalwohnung in eine Mietwohnung 
- kein Mißstand 

93 Umwandlung einer Naturalwohnung in eine Mietwohnung 
- kein Mißstand 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft fallen (LF): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegensund 

Zl. 1 - LF/86 

2 

3 

4 

5 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 
16 

17 
18 
19 

Kündigung eines Pachtvertrages durch das Bundesministe­
rium für Land- und Forstwirtschaft - kein Mißstand 

Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung für eine Kläran­
lage im bebauten Gebiet - Beschwerde dzt. unzulässig 

Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung für eine Kläran­
lage im bebauten Gebiet - Beschwerde dzt. unzulässig 

Geplante Trassierung des Marchfeldkanales über Grund­
stücke der - Beschwerdeführerin - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Erteilung einer Rodungsbewilligung ohne Prüfung der 
Eigentumsverhältnisse - Beschwerde teilweise berechtigt -
teilweise nicht berechtigt 

Säumige Durchfürhung eines Wasserrechtsverfahrens 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Milchrichtmenge bei Neulieferanten - kein Mißstand 

Trassierung des Marchfeldkanales - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Einbeziehung in eine Bringungsgenossenschaft und Anteils­
festsetzung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Nachträgliche Kürzung eines Milchlieferungskontingentes 
- kein Mißstand 

Wassergenossenschaft am Oberen Ybbser Mühlbach - Auf­
klärung durch Auskunft 
Nichtvergütung von Flurschäden durch eine Wassergenos­
senschaft - Beschwerde nicht berechtigt 
Wasserrechtliche Bewilligung eines Speicherbeckens für 
Bewässerungszwecke Verfahrensverzögerung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Geruchbelästigung durch unzureichende Vorflut 
Erlöschen eines Wasserbenutzungsrechtes - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Zoneneinteilung für Bergbauernbetriebe - kein Mißstand 
Einwendungen gegen Tierpaßgesetz - kein Mißstand 
Errichtung einer Schottergrube im Grundwasserschongebiet 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 21 - LF/86 Errichtung von Brücken im Zuge einer Bachregulierung 
Säumnis bei der Herstellung des gesetzlichen Zustandes 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

132 

22 Gießereirückstände und Schlackendeponie - unzureichen­
der Standort - Beschwerde nicht berechtigt 

23 Festlegung des Hochwasserabflußgebietes - Bauverbots­
widmung - kein Mißstand 

24 Schaden durch konsenslose Drainagierungsmaßnahmen 

26 Veränderung der Hochwasserabflußverhältnisse durch 
~uschüttung eines Mühlbaches - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

27 Verzögerung eines wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren 
- Beschwerde nicht berechtigt 

28 Änderung der Futterflächenpachtung bei der Milchkontin­
gentierung - mangelnde Rechtsgrundlage - Beschwerde­
grund behoben 

29 Nachteil durch geändertes Regulierungsverfahren 
Beschwerde dzt. unzulässig 

30 Vernässung von Grundstücken durch konsenslose Errich-
tung eines Fischteiches Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 

31 Nachbarlicher Baumbestand an der Grundgrenze (Tirol) 
VA unzuständig 

32 Sanierung eines Grundwasserteiches - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

33 Besetzung der DirektorsteIle an der Höheren Bundeslehran­
stalt für landwirtschaftliche Frauenberufe in Pitzelstetten 

34 Herabsetzung des Milchlieferungskontingentes - kein Miß­
stand 

35 Schadensabgeltung für Auchschäden an einem Wald - VA 
unzuständig 

36 Ungerechtfertigte Anschlußgebührenvorschreibung durch 
eine Wassergenossenschaft 

37 Verzögerung eines wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren 
- Beschwerde nicht berechtigt 

3 8 Verlegung einer nachbarlichen Quellfassung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

39 Eintreibung ausständiger Wassergenossenschaftsbeiträge -
Beschwerde berechtigt 

40 Vorschreibung von Wassergebühren durch eine Wasserge­
nossenschaft 

41 Verunreinigung eine Quelle durch benachbarte Fischteiche 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

42 Wasserbezugsrecht - VA unzuständig 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 43 - LF/86 Änderung der Abflußverhältnisse durch Errichtung emes 
Sportplatzes Säumnis der Wasserrechtsbehörde 
Beschwerde dzt. unzulässig 

44 Einwendungen gegen eine geplante Kanaltrassenführung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

46 Rückforderung einer Milchlieferungsverzichtsprämie 
Beschwerde nicht berechtigt 

47 Gewässerverunreinigung durch eine Sennerei - Säumnis 
der Wasserrechtsbehörde - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

48 Streit um ein Holznutzungsrecht mit den Österreichischen 
Bundesforsten - Beschwerde nicht berechtigt 

49 Zurückweisung von Einwendungen übergangener Parteien 
in einem wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren 
Beschwerde dzt. unzulässig 

50 Einbeziehung eines Ablösegrundstückes für Weiderechte in 
einem landwirtschaftlichen Betrieb - Ersichtlichmachung 
im Grundbuch - Beschwerde dzt. unzulässig 

51 Unsachgemäße Ufersanierungsmaßnahmen - Beschwerde 
teilweise nicht berechtigt - teilweise unzulässig 

52 Nichtberücksichtigung von Eigenleistungen bei einer Was­
sergenossenschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 

53 Nichteinhaltung wasserrechtlicher Auflagen beim Betrieb 
einer Deponie - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

54 Säumnis der Berufungsbehörde bei Entscheidung über einen 
wasserpolizeilichen Auftrag - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

55 Versagung der Rodungsbewilligung für die Errichtung eines 
Löschteiches - Beschwerde nicht berechtigt 

56 Nicht projektgemäße Ausführung einer Kanalisationsanlage 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

57 Verlust des Siloverzichts- und Fütterungsbeschränkungszu­
schlages - Beschwerde zurückgezogen 

58 Unzureichende Wartung eines offenen Wasserabflußgrabens 
- Beschwerde nicht berechtigt 

59 Unzweckmäßige Kanaltrassierung der Abwasserbeseiti­
gungsanlage der Gemeinde St. Roman - Beschwerde nicht 
berechtigt 

60 Abweisung eines Antrages auf Erhöhung der Einzelricht­
menge - kein Mißstand 

61 Teirückforderung von Mineralölsteuervergütungen 
Beschwerde nicht berechtigt 

63 Milchlieferungskontingent bei Alpwirtschaft - kein Miß­
stand (gesetzliche Härte) 
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Gcschäfts7ahl Gegenstand 

Zl. 64 - LF/86 Mangelnde wasserrechtliche Maßnahmen anläßlich einer 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

134 

Waldrodung - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
berechtigt 

Einwendungen gegen die wasserrechtliche Behandlung der 
Oberstutternregulierung - Beschwerde unzulässig - Auf­
klärung durch Auskunft 

Nachteil durch Vorgehen der Schiedskommission in Wild­
schadensangelegenheit - Beschwerde dzt. unzulässig 

Konsenslose Verrohrung - wasserpolizeilicher Auftrag zur 
Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Einwendungen gegen Ablehnung einer wasserrechtlichen 
Bewilligung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Verzögerung eines wasserrechtlichen Verfahrens 
Beschwerdegrund behoben 

Verfahrensverzögerung bei Feststellung von Brunnenwasser­
verunreinigungen - Beschwerde nicht berechtigt 

Anschlußgebühren bei Wasserbezug von einer Wassergenos­
senschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 

Wasserrechtliches Bewilligungsverfahren für eine Wiesenbe­
wässerung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Konssenslose Errichtung eines Pumpwerkes - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Bauführung in einem Brunnenschutzgebiet - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung eines Antrages auf Überstundenabgeltung -
Nichtauszahlung einer Belohnung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Einbeziehung von Grundstücken in ein Wasserschutzgebiet 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Wasserrechtliche Bewilligungspflicht zur Einleitung von 
gewerblichen Abwässern in eine öffentliche Kanalisationsan­
lage - Aufklärung durch Auskunft 
Konsenslose N aßbaggerung - Wiederherstellungsauftrag 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Sonderrichtlinien für die Mastkälberproduktion - gleich­
heitswidrige Gestaltung - Beschwerde nicht berechtigt 
Sonderrichtlinien für die Mastkälberproduktion - gleich­
heitswidrige Gestaltung - Beschwerde nicht berechtigt 
Sonderrichtlinien für die Mastkälberproduktion - gleich­
heitswidrige Gestaltung - Beschwerde nicht berechtigt 
Abweisung eines Antrages auf Erteilung einer Tierhaltungs­
bewilligung - Beschwerde nicht berechtigt 
Strittige Beitragsverpflichtung zu einer Wassergenossen­
schaft 
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Geschäftszahl 

Zl. 84 - LF/86 

85 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

102 

105 
106 

107 

108 

Gegenstand 

Inanspruchnahme einer Quelle für eine öffentliche Wasser­
versorgungsanlage - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unzureichende Entschädigung für Nachteile durch die 
Errichtung einer Kläranlage - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtabrechnung von Milchlieferungen durch einen Molke­
reibetrieb - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ungleiche Behandlung bei Wasserzinsvorschreibung durch 
eine Wassergenossenschaft - Beschwerde zurückgezogen 

Wasserrecht - Vorschreibung von Genossenschaftsbeiträ­
gen trotz Vorliegen eines Wasserbezugsservitutes 
Beschwerde nicht berechtigt 

Abweisung eines Antrages auf wasserrechtliche Bewilligung 
zur Ufersicherung - Beschwerde nicht berechtigt 

Nachträgliche Einbeziehung von Mitgliedern in eine Was­
sergenossenschaft trotz Nachteiles für die bisherigen Mit­
glieder - kein Mißstand 

Wasserpolizeiliche Anordnung - Säumige Durchfürhung 
des Berufungsverfahrens - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichteinhaltung eines Stichtages nach dem Viehwirtschafts­
gesetz - Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige Benachteiligung in einem wasserrechtlichen 
Widerstreitverfahren - Beschwerde nicht berechtigt 
Verfahrensverzögerung In Wasserrechtssache 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ausschluß von Wasserrechtsverhandlung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Einwendungen gegen Auflagen bezüglich eines Wiesengerin­
nes - Beschwerde nicht berechtigt 
Rückreihung bei der Zoneneinteilung eines bäuerlichen 
Anwesens - unzureichende Hofzufahrt - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Benützung von Bundesforstegrund - Beschwerde nicht 
berechtigt 
1) Bestrafung wegen Verursachung eines Brandes 
2) Rodungs- und Aufforstungsauftrag 
Beschwerde nicht berechtigt 
Gewässerverschmutzung - Säumnis der Wasserrechtsbe­
hörde - Beschwerde nicht berechtigt 
Konsenslose Grundwasserabsenkung 
Abbruchauftrag für eine Fischerhütte - Beschwerde teil­
weise nicht berechtigt - teilweise unzulässig 
Konsensüberschreitende Nutzung und konsensloser Ausbau 
von Wasseranlagen - Beschwerde dzt. unzulässig 
Beeinträchtigung einer Trinkwasserversorgung durch nach­
barlichen Abflußgraben - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

Zl. 109 - LF/86 

110 

111 

112 

113 
114 

115 

116 
117 
118 

119 
120 

121 

122 

123 

124 

126 

127 

128 

130 

131 

132 

134 

136 

Gegenstand 

Unzureichende Oberflächenentwässerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Mangelhafte Aufklärung im Zusammenhang mit Wildschä­
den - Aufklärung durch Auskunft 

Erlöschen eines Wasserrechtes - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Beeinträchtigung eines Wasserschutzgebietes durch Bauvor­
haben der Gemeinde 

Nichteinstufung als Bergbauernbetrieb - kein Mißstand 

Schadenersatzforderung gegen Bundesanstalt für Pferde­
zucht - Beschwerde nicht berechtigt 

Zufahrtsrecht über Bundesforstegrund mangelnde 
Instandhaltung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Verzögerung eines Wasserrechtsverfahrens 

Verzögerung eines Wasserrechtsverfahrens 

Schaden durch nachbarlichen Aufstau - Beschwerde unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 

Verrohrung eines öffentlichen Gerinnes - kein Mißstand 
Rechtswidrige Benützungsbeschränkungen in einem Wald­
gebiet - Aufklärung durch Auskunft 
Beschwerde über Errichtung einer Gemeindeanlage -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Erhöhung eines Milchkontingentes kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
Erwerb einer Grundfläche aus dem öffentlichen Wassergut 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Wasserrechtliches Enteignungsverfahren - Verfahrensver­
zögerung - Beschwerde teilweise berechtigt 
Erteilung einer Fällungsbewilligung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Festlegung eines Wasserschutzgebietes - Abweisung von 
Einwendungen des Grundeigentümers - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unzweckmäßige Anlegung eines Forstweges - Beschwerde­
grund teilweise behoben - teilweise nicht berechtigt 
Wegefreiheit im Ödland - Ersuchen um Auskunft - Auf­
klärung durch Auskunft 
Aberkennung eines Fahrtkostenzuschusses bei Wohnungs­
wechsel - Beschwerde dzt. unzulässig 
Konsenslose Wassererschließungsmaßnahmen auf Fremd­
grund - Säumnis der Wasserrechtsbehörde 
Unzureichende Wasserversorgung - Säumnis der Wasser­
rechtsbehörde - Beschwerde nicht berechtigt 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)136 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl Gegenstand 

21. 135 - LF/86 Konsenslose Grundinanspruchnahme für die Sulzbachregu­
lierung 

136 Auflassung einer Wasserversorgungsanlage - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

137 Festsetzung eines Quellschutzgebietes - Verfahrensverzö­
gerung - Beschwerde nicht berechtigt 

138 Konsensloser Betrieb einer Wärmepunpe - Beschwerde 
nicht berechtigt 

139 Abtretung von seinerzeit für Regulierungszwecke bean­
spruchten Grundes an einen Kraftwerksunternehmer 

140 Unzureichende nachbarliche Kläranlage - Säumnis der 
Wasserrechtsbehörde - Beschwerdegrund behoben 

143 Bestrafung wegen Verletzung eines Fällungsverbotes -
Beschwerde nicht berechtigt 

144 Beeinträchtigung einer Quellschüuung durch Grabungsar­
beiten einer Gemeinde - Beschwerde dzt. unzulässig 

145 Abweisung von Einwendungen in einem Wasserrechtsverfah­
ren - Beschwerde nicht berechtigt 

146 Anerkennung als Bergbauernbetrieb Aufklärung durch 
Auskunft 

147 

148 

149 

150 

151 

152 
153 

154 

155 

156 

157 

158 

Anerkennung als Bergbauernbetrieb 
Auskunft 

Aufklärung durch 

Einwendungen gegen die wasserrechtliche Bewilligung einer 
Wasserkraftanlage - Beschwerde nicht berechtigt 
Unzureichende Abwasserbeseitigung durch die Firma Fun­
der Industrie GesmbH - Beschwerde nicht berechtigt 
Gesetzwidrige Ausscheidung von Grundstücken aus dem 
öffentlichen Wassergut - Beschwerde teilweise berechtigt 
Konsenslose Verlegung einer Wasserleitung über Fremd­
grund - Beschwerde nicht berechtigt 
Holzbringung über einen Bach 
Minderzuweisung in einem Kommassierungsverfahren 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzumutbare finanzielle Belastung einer Gemeinde durch 
ein Kläranlagenprojekt - Nichteinhaltung wasserrechtsbe­
hördlicher Auflagen 
Nichtberücksichtigung eines ortsansässigen Landwirtes beim 
Verkauf landwirtschaftlicher Grundstücke - VA unzustän­
dig 
Wiederverleihung eines Wasserbebutzungsrechtes 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Wasserrechtliche Bewilligung zur Errichtung einer Brücke 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Ersitzung eines Grundstückes im öffentlichen Gut - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschältszahl Gegenstand 

Zl. 159 - LF /86 Nichtberücksichtigung eines landwirtschaftlichen Bewerbers 
in einem grundverkehrsbehördlichen GenehmigungsYerfah­
ren - Beschwerde nicht berechtigt 

138 

160 Eigentumserwerb bei Anlandungen im Bodensee - VA 
unzuständig 

162 Säumnis bei der Aufarbeitung von Schadholz - Hereinbrin­
gung von Ersatzvornahmekosten 

163 Erweiterung der Wasserversorgungsanlage Sittersdorf -
Kostentragung - Aufklärung durch Auskunft 

164 Mangelhafte Erfüllung einer wasserrechtlichen Bescheidauf­
lage durch die Wildbach- und Lawinenverbauung 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst 
und Sport fallen (UK): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun~.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - UK/86 Schlechtersteilung einer ehemaligen Arbeitslehrerin - kein 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 
15 

17 

18 

Mißstand 

Abweisung eines Stipendienansuchens bt;i Schulbesuch im 
Ausland mangels gleichartiger Schule in Osterreich - kein 
Mißstand 

Ungeeignete Rollstuhlplätze in der Wiener Staatsoper -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Ablehnung eines Ansuchens um Heimbeihilfe - VA unzu­
ständig 

Pragmatisierung eines Bediensteten des Bundesministeriums 
für Unterricht und Kunst in der Entlohnungsgruppe I/6 
Beschwerdegrund behoben 

Zulassung zu einer Prüfung (Pädagogische Akademie) 
Beschwerde dzt. unzulässig 

AHS-Reform - Petition an den Bundesminister für Unter­
richt, Kunst und Sport - kein Mißstand 

Geschlechtsspezifische Differenzierung bei der Lehrplan­
gestaltung - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Reisekostenabrechnung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ablehnung eines Antrages auf Nebengebührengutschrift -
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 

Unzureichende Handhabung des Aufsichtsrechtes durch die 
Kultusbehörde - Beschwerde dzt. unzulässig 
Besuch einer Privatschule - Vertragsauflösung - VA 
unzuständig 
Verweigerung der Einsichtnahme in eine Pfarrchronik -
VA unzuständig 
Unrichtige Einstufung eines Bundeslehrers 
Besetzung einer schulfesten Stelle trotz Anhängigkeit des 
Verfahrens - Beschwerde zurückgezogen 
Änderung der Besetzung für eine Staatsopernaufführung -
kein Mißstand 
Gleichheitswidrige Vergabepraxis des Landesschulrates für 
Steiermark bei Anschaffung von Heizöl für Bundesschulen 
- Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

ZI. 19 - UK/86 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

27 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

140 

Gegenstand 

~instufung eines Bundeslehrers - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 
~instufung eines Bundeslehrers - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 
Provisorische Aufnahme in einen Versuchs kindergarten des 
Bundes - Beschwerde nicht berechtigt 
Abweisung einer Schüler- und Heimbeihilfe - kein Miß­
stand 
Entlohnung von teilzeitbeschäftigten Lehrern - kein Miß­
stand 
Nichternennung auf eine LeitersteIle im Schuldienst - Auf­
klärung durch Auskunft 
Vergebührung von Eingaben der Kirche - Aufklärung 
durch Auskunft 
Abweisung eines Antrages auf Zuerkennung einer Abferti­
gung - Beschwerdegrund behoben 
Verkürzung eines Lehrgangshonorars nach unverschuldetem 
Unfall - Beschwerde nicht berechtigt 
Geplante Umwandlung einer Dienstwohnung in eine Natu­
ralwohnung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Vorschreibung von Kirchenbeiträgen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schikanöse Behandlung bei Benützung von Einrichtungen 
der Bundessportschule Spitzerberg - Beschwerde teilweise 
berechtigt - teilweise nicht berechtigt 
Unrichtige Berechnung des Vorrückungsstichtages 
Beschwerde nicht berechtigt 
Unzumutbare Beförderungsbedingungen bei Dienstreisen -
Beschwerde nicht berechtigt 
Abweisung eines ÜbersteIlungsansuchens bzw. eines Antra­
ges auf Verwendungszulage 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)140 von 215

www.parlament.gv.at



5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Wissenschaft und 
Forschung fallen (WF): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - WF/86 

2 

3 

4 
5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

Veröffentlichung persönlicher Daten von Promoventen -
Beschwerdegrund behoben 

Erstellung eines gerichtsmedizinischen Gutachtens - Nicht­
ausstellung einer Quittung - Beschwerde berechtigt 

Kündigung eines Vertragsbediensteten an der Kunsthoch­
schule - kein Mißstand 

Stornierung eines Lehrauftrages - Beschwerde berechtigt 

Abweisung eines Studienbeihilfenantrages wegen Fristüber­
schreitung - Beschwerde nicht berechtigt 

Streichung der Remuneration eines Lehrauftrages 
Beschwerdegrund behoben 

Unsachliche Differenzierung im Studienbeihilfengesetz 
kein Mißstand 

Denkmalschutzerklärung eines Hotels - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Benachteiligung in einem Studienbeihilfenverfahren -
Beschwerde nicht berechtigt 

V. erpfl~c~tung von Einkom.men~nachweisen durch die Stu­
dlenbelhIifenbehörde - kem MIßstand 

Abhaltung von Seminaren eines Universitäts institutes in 
einem Privathaus - Lärmbelästigung - Beschwerde unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung eines Studienbeihilfenantrages mangels sozialer 
Bedürftigkeit - Beschwerde nicht berechtigt 
Aberkennung eines Fahrtkostenzuschusses - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Ablehnung des Antrages um Wiedereinstellung in den Ver­
waltungsdienst - Beschwerde nicht berechtigt 
Abweisung eines Studienbeihilfenantrages mangels Studien­
erfolges - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtanerkennung der Geburtsurkunde als Nachweis der 
Unehelichkeit durch die Studienbeihilfenbehörde 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Sanierung einer denkmalgeschützten Mauer - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Nichtgewährung eines Steigerungsbetrages zu einer Studien­
beihilfe - kein Mißstand 
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Geschaftszahl 

Zl. 20 - WF/86 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

142 

Gegenstand 

Abweisung eines Stipendienantrages auf Erhöhung des 
Grundbetrages - Beschwerdegrund behoben 
Nichtzuerkennung einer Studienbeihilfe - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verweigerung einer Promotion "sub auspiciis praesidentis" 
- kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Nichtgenehmigung einer Promotion "sub auspiciis praesi­
dentis" - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Nichtzuerkennung einer Förderung im Rahmen einer Fassa­
denaktion - Beschwerde nicht berechtigt 
Stellung eines Wohnhauses unter Denkmalschutz 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Denkmalunterschutzstellung eines Objektes Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Rückforderung einer Studienbeihilfe - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verzögerung der Liquidierung eines Lehrauftragshonorars 
- Beschwerdegrund behoben 
Widmungswidrige Nutzung des Wotruba-Ateliers 
Beschwerde nicht berechtigt 
Ablehnung eines Studien beihilfen antrages - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
Nichteinhaltung von Berufungszusagen für einen Universi­
tätsprofessor - Beschwerde nicht berechtigt 
Keine Studienverkürzung bei Doktoratsstudium - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 
Unsachliche Differenzierung der nach dem Studienförde­
rungsgesetz zugrunde zulegenden Einkommen - kein Miß­
stand (gesetzliche Härte) 
Abweisung eines Studienbeihilfenantrages - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Verzögerung eines Nostrifikationsverfahrens - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unrichtige Gehaltsabrechnung eines Hochschullehrers 
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Aufgabenbereich des Volks anwaltes 
Dipl.-Vw. Helmuth Josseck: 

1 Besehwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen fallen (FI): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 1 - FI/86 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Unrichtige Vorgangsweise der Finanzbehörde im Betriebs­
prüfungsverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unrechtmäßige Besteu~rung einer .Witwenpension aus der 
BRD - Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Jahresausgleichsvorschreibung für zwei Jahre nach Tod des 
Ehegatten - kein Mißstand 

Ablehnung einer Versicherungsleistung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Unrichtiger Lohnsteuerabzug bei Pensionsbezügen ilUS einer 
freiwilligen Höherversicherung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Abweisung eines Nachsichtsansuchens -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nachteile durch unrichtige Bodenschätzung - kein Miß­
stand 

Unrechtmäßige Vorschreibung von Eingangsabgaben -
Beschwerdegrund behoben 

Unrichtige Vorgangsweise bei Steuerabzug von beschränkt 
steuerpflichtigen Einkünften - Aufklärung durch Auskunft 

Überhöhte Abgabenvorschreibung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Finanzprokuratur - beleidigende Schreibweise des Präsi­
denten in einer Revisionsbeantwortung - Beschwerde 
berechtigt 
Nichtgewährung einer Zahlungserleichterung 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 13 - FI/86 

14 

15 

16 

17 

19 

20 

21 

22 
23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

144 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigung eines Freibetrages im Einkommen­
steuerverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Rechtswidrige Erlassung von Bescheiden über die Wieder­
aufnahme des Verfahrens zur Feststellung von Einkünften 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Einleitung eines Disziplinarverfahrens -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ablehnung der Stornierung eines Versicherungsvertrages -
VA unzuständig 
Nichtgewährung einer Steuerbegünstigung für Krankheits­
kosten - Aufklärung durch Auskunft 
Betriebsprüfung unrichtige Steuerbemessung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtgewährung einer Gebührenbefreiung für KFZ-Anmel­
dung eines Rettungsfahrzeuges des Roten Kreuzes -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unrichtige Steuerforderung im amtswegigen Jahresaus­
gleichsverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ablehnung einer Versicherungsleistung - VA unzuständig 
Anfrage wegen Einbringung eines Jahresausgleichsantrages 
eines Zivildieners - Aufklärung durch Auskunft 
Unterlassung der Auszahlung eines Jahresausgleichsgutha­
bens - Beschwerdegrund behoben 
Überhöhte Abgabenfestsetzung nach Betriebsprüfung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Verfahrensverzögerung bei der Pensionsbehörde 11. Instanz 
- Beschwerdegrund behoben 
Wartezeiten für Körperbehinderte beim Finanzamt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Nichtberücksichtigung erhöhter Werbungskosten 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Außergewöhnliche Belastung - Nichtanerkennung einer 
Kreditrückzahlung für verstorbenen Gatten - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Unrichtige Vorgangsweise des Bundesministeriums für 
Finanzen als Bankenaufsichtsbehörde - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Na~hfo.rderung von C;:;ebühren und Er~öhu~gen zufolge 
unnchtlger Auskunft eIDer Behörde - kelD MIßstand 
Ungerechtfertigte Vollstreckung von Steuerschulden 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unrichtige Vorgangsweise des Grenzzollamtes bei der 
Abfertigung - Beschwerde nicht berechtigt 
Unrichtige Vorgangsweise bei der Verzollung einer Postsen­
dung - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
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Geschäftszahl 

Zl. 35 - FI/86 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

10 

Gegenstand 

Ablehnung einer Leistung aus einem Lebensversicherungs­
vertrag - Aufklärung durch Auskunft 

Unrechtmäßige Bestrafung bzw. Abgabenvorschreibung 
durch Zollbehörde - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Einleitung eines Finanzstrafverfahrens -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unrichtige Vorgangsweise der Postsparkasse bei der Ausfol­
gung eines Sparbuches - Beschwerde nicht berechtigt 

Grunderwerbsteuervorschreibung wegen Einbau einer Sauna 
in Arbeiterwohnstätte - Beschwerde unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Amtswegiger Jahresausgleich - Anregung auf Gesetzesän­
derung zur Vermeidung von Härten - Aufklärung durch 
Auskunft 

S~euerliche Begünstigung wegen Körperbehinderung -
BItte um Rechtsauskunft - Aufklärung durch Auskunft 

Irreführung bei Versicherungsabschluß - Aufklärung durch 
Auskunft 

Steuerliche Ungleichbehandlung von Pensionsbezügen -
Beschwerde nicht berechtigt 

Einkommensteuerpflicht - Bitte um Rechtsauskunft - Auf­
klärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Grunderwerbsteuervorschreibung infolge 
'Yeräußerung des Grundstückes - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Rechtswidrige Grunderwerbsteuervorschreibung 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Amtswegige Durchführung eines Jahresausgleichs -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Steuerliche Nachteile durch späte Bezugsauszahlung - kein 
Mißstand 
Finanzieller Nachteil durch Einbringung eines Jahresaus­
gleichsantrages bei der unzuständigen Stelle - kein Miß­
stand 
Kumulierte Nachforderung im amtswegigen Jahresaus­
gleichsverfahren - Beschwerde berechtigt 
Fristversäumnis infolge verspäteter Kundmachung eines Auf­
stiegskurses durch die Dienstbehörde - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
U nrichtige Vorschreibung von Eingangsabgaben 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Inhaftierung trotz Strafaufschub zur Verbüßung einer 
Ersatzfreiheitsstrafe nach dem Finanzstrafgesetz - Ableh­
nung eines Anspruches nach dem Amtshaftungsgesetz -
Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

ZI. 54 - FI/86 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

71 

72 

73 

146 

Gcgcnst:ll1d 

Fehlbemessung des Einheitswertes - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Nachteile durch gesonderte Pensionsauszahlungen 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

U nrechtmäßige Vorschreibung eines Branntweinaufschlages 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Vorschreibung einer überhöhten Grunderwerbsteuer -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Veranlagungsverfahren - überhöhte Abgabenvorschreibung 
nach Zahlung einer Entschädigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verweigerung der Akteneinsicht - überhöhte Abgabenfor­
derung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Doppelte Vorschreibung emer Schenkungssteuer 
Beschwerde berechtigt 

Unterlassung der Ausfolgung beschlagnahmter Gegenstände 
an den Eigentümer - Beschwerde nicht berechtigt 

Ablehnung einer Leistung aufgrund der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Rechtsschutz Versicherung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Unrichtige Vorgangsweise bei der Vorschreibung und Ein­
hebung einer Grunderwerbsteuer - Beschwerde teilweise 
berechtigt 

Berücksichtigung von Mitgliedsbeiträgen zum Öster­
reichischen Gewerkschaftsbund als Werbungskosten - Auf­
klärung durch Auskunft 
Nachforderung einer KFZ-Steuer trotz Einsendung der 
Steuerkarte - Beschwerde berechtigt 
Vollstreckungsmaßnahmen ohne vorherige Bescheidzustel­
lung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ablehnung eines Freibetrages für den Nachkauf von Versi­
cherungszeiten - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unrichtige Besteuerung von Einkünften aus der Bundesrepu­
blik Deutschland - Aufklärung durch Auskunft 
Kumulierte Abgabenvorschreibung im amtswegigen Jahres­
ausgleichsverfahren - Beschwerde berechtigt 
Nachteile durch gesonderte Pensionsauszahlungen 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachteile durch gesonderte Pensionsauszahlungen 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Fehlverhalten eines Finanzamtvorstandes - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 74 - FI/86 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

90 

91 

92 

93 

Gegenstand 

Verlust von Steuerbegünstigungen bei Übersiedlung In das 
Ausland - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Kirchenbeiträgen in voller Höhe 
- Aufklärung durch Auskunft 

Grunderwerbsteuervorschreibung, obwohl Arbeiterwohn­
stätte innerhalb von acht Jahren fertiggestellt - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Ablehnung eines Härteausgleiches nach dem Umsiedler- und 
Vertriebenen-Entschädigungsgesetz - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unberechtigte Zahlungsaufforderung durch ein Bankunter­
nehmen - VA unzuständig 

Nichtgewährung eines Sonderurlaubes - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Darlehen von Familienangehöri­
gen - Aufklärung durch Auskunft 

Überhöhte Abgabenfestsetzung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Pfändung von Pensionsbezügen durch die Finanzprokuratur 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Unrichtige Vorschreibung von Eingabengebühren samt 
Erhöhung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unrechtmäßige Grun1erwerbsteuervorschreibung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unrichtige Grunderwerbsteuervorschreibung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Auskunft der Finanzverwaltung über die Besteue­
rung von Pensionszuschüssen - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzureichende Versorgung einer Gemeinde mit Stempel­
marken und Tabakwaren - Beschwerde nicht berechtigt 
Dauer eines Berufungsverfahrens (Lohnsteuer) 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Grunderwerbsteuervorschreibung infolge Wegfall der 
Gemeinnützigkeit - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Vorschreibung von Grunderwerbsteuer, weil ein Grund­
stück, das für Zwecke der Bodenreform erworben wurde, 
innerhalb von acht Jahren veräußert wurde - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbste~er - Nichtanerkennung als Arbeiterwohn­
stätte wegen Uberschreitung der Wohngrenzfläche 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unklare Auskünfte über Brennrecht - Verweigerung der 
Akteneinsicht - Beschwerde zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

21. 94 - FII86 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

148 

Gegenstand 

Nachteile durch gesonderte Pensionsauszahlungen 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Ablehnung einer Leistung. aus einem Gebäudeversicherungs­
vertrag - VA unzuständig 

Besteuerung einer Pension aus der Bundesrepublik Deutsch­
land - Aufklärung durch Auskunft 

Unzukömmlichkeiten bei der Organisation des Lohnsteuer­
verfahrens - Beschwerde berechtigt 

Umsatzsteuer - Normalsteuersatz für "Technisches Büro 
für Geologie" - Beschwerdegrund behoben - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ablehnung von Leistungen aus Krankenversicherungsverträ­
gen - VA unzuständig 

Dienstrechtsverfahren - Ablehnung eines Antrages auf 
Wiederaufnahme - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Schenkungssteuer Vorschreibung bei gemeinsamer 
Errichtung eines Eigenheimes durch Ehegatten 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Besteuerung einer Leibrente 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Rechtswidrige Durchführung eines Finanzstrafverfahrens -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Tabakmonopol - unrichtige Vorgangsweise bei Vergabe 
bzw. Weitergabe einer Tabaktrafik - Aufklärung durch 
Auskunft 
Grunderwerbsteuervorschreibung wegen Überschreitung der 
Wohnflächengröße - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ablehnung einer Hilflosenzulage durch das Bundesrechen­
amt - Beschwerde dzt. unzulässig 
Gebührengesetz - wiederholte Gebührenvorschreibungen 
bei der Verlängerung von Dienstverträgen - kein Mißstand 
Grunderwerbsteuervorschreibung infolge geplanter Sauna, 
obwohl diese nicht errichtet - Beschwerde dzt. unzulässig 
Umsatzsteuer - kein ermäßigter Steuers atz für Teezuberei­
tungen - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Dienstrechtsangelegenheit - Ablehnung der Wiederauf­
nahme in den Finanzdienst - Beschwerde nicht berechtigt 
Finanzbehördliches Vollstreckungsverfahren - Pfändung 
unpfändbarer Gegenstände - Beschwerde dzt. unzulässig 
Einkommensteuerveranlagung - unrichtige Darstellung des 
Verlustabzuges führt zu Nachteil bei Schülerbeihilfe - Auf­
klärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 113 - Fl/86 

114 

115 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

Gegenstand 

Schenkungssteuer - Vorschreibung trotz Widerruf der 
Schenkung - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nachteile durch gesonderte Pensionsauszahlungen 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unfallversicherung - Kündigung durch das Versicherungs­
unternehmen - Aufklärung durch Auskunft 

Gebührengesetz - Vorschreibung von Eingabengebühren 
für Meldeamtsanfragen - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

Grunderwerbsteuer - Vorschreibung wegen Überschrei­
tu~g der Wohnnutzfläche von 130 Quadratmeter - kein 
MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Gebührengesetz - rechtswidrige Vorgangsweise von Bank­
unternehmen bei Umschuldung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Grunderwerbsteuer - Vorschreibung, obwohl kein Rechts­
geschäft über Grundstück vorliegt - Beschwerde unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Einkommensteuer - unrichtige Berechnung bei Veranla­
gung der Aufsichtsratsvergütung - Beschwerde teilw. 
berechtigt - Beschwerdegrund teilw. behoben 

Haftung für KFZ-Steuerrückstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kreditwesengesetz - Vorgangsweise der Geldinstitute bei 
Gehalts- bzw. Pensionsanweisung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Grunderwerbsteuer - Nichtgewährung einer Befreiung für 
den Erwerb einer fertiggestellten Arbeiterwohnstätte -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zollverfahren - rechtswidrige Einleitung eines Strafverfah­
rens bzw. Abgabenverfahrens - Beschwerde dzt. unzulässig 
Abgabenverrechnung - Unterlassung der Umbuchung eines 
Guthabens - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kraftfahrzeugsteuer - Abgabenvorschreibung trotz fristge­
rechter Einsendung der Steuerkarte - Zwangsmaßnahmen 
vor Bescheidzustellung - Beschwerde nicht berechtigt 
Gebührengesetz - Vorschreibung mit Erhöhung infolge 
unrichtiger Auskunft der Gemeinde - Beschwerde unzuläs­
sig - Aufklärung durch Auskunft 
Gebührengesetz - Vorschreibung mit Erhöhung infolge 
unrichtiger Auskunft der Gemeinde - Beschwerde berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 130 - FI/86 

131 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

150 

Gegenstand 

Lohnsteuerverfahren - Nichtgewährung eines Freibetrages 
für energiesparende Maßnahmen Beschwerde nicht 
berechtigt 
Akteneinsicht durch Unberechtigte Verstoß gegen die 
Amtsverschwiegenheit - Beschwerde berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Vorschreibung obwohl kein gültiges 
Rechtsgeschäft vorliegt - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Überhöhte Umsatzsteuervorschreibung nach Au~scheiden 
aus Regelbesteuerung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Überhöhte Umsatzsteuervorschreibung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
J\nwendung eines unrichtigen Umsatz~teuersatzes für Cam­
pingplatz - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anwendung eines unrichtigen Umsatzsteuersatzes für Som­
merrodelbahn - Beschwerde dzt. unzulässig 
Einheitswertfeststellung - Verfahrensverzögerung bei 
Erlassung eines Bescheides über Wertfortschreibung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Jahresausgleichsverfahren - kumulierte Vorschreibung für 
fünf Jahre - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
teilweise behoben 
Haftpflichtversicherung - Ablehnung einer Leistung - VA 
unzuständig 
Grunderwerbsteuer - Vorschreibung wegen Wohnnutzflä­
che von mehr als 130 Quadratmeter - kein Mißstand 
Grunderwerbsteuer - unrechtmäßige Vorschreibung wegen 
U~ers~hreitung ~er zulässigen Baukosten - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Haftungsbescheid - rechtswidrige Erlassung des Bescheides 
an den Geschäftsführer einer GesmbH - Beschwerdegrund 
teilweise behobep 
Umsatzsteuer - unrichtige Vorschreibung an Nebener­
werbslandwirt - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rechtsschutzversicherung - vorzeitige Vertragsauflösung 
durch Versicherungsunternehmen - Aufklärung durch Aus­
kunft 
KFZ-Kaskoversicherung - Ablehnung einer Leistung -
Aufklärung durch Auskunft 
Einheitswertfeststellung - unrichtige Bemessungsgrundlage 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Betriebsprüfungsverfahren - Beurteilung eines Privatgrund­
s~ückes als Betriebsgrundstück - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)150 von 215

www.parlament.gv.at



Geschaftszahl Gegenstand 

Zl. 148 - FI/86 Unrichtige Aufforderung zur Beibringung von Stempelmar­
ken - Beschwerde zurückgezogen 

149 Lohnsteuerverfahren - steuerlicher Nachteil durch Einrei­
chung des Freibetragsantrages bei der unzuständigen Stelle 
- Beschwerdegrund behoben 

150 Bausparvertrag - Rückforderung der Prämie, obwohl für 
Bauvorhaben des Verlobten verwendet - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

151 Entschädigungsgesetz CSSR - Verfahrensverzögerung Im 
Bereiche der Bundesentschädigungskommission 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

152 Pensionsgesetz - Anrechnung von Einkünften einer Witwe 
auf den Versorgungsbezug - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

153 Amtswegiger Jahresausgleich - kumulierte Abgabenvor­
schreibung - Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

154 KFZ-Haftpflichtversicherung - unrichtige Einstufung im 
Prämiensystem durch ungerechtfertigte Anerkennung eines 
Schadens - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

155 Lohnsteuerverfahren - Ablehnung eines Freibetrages für 
Kosten der nachträglichen Errichtung eines Strahlenschutz­
raumes - kein Mißstand 

156 Kreditwesengesetz - Vorgangsweise eines Geldinstitutes 
bei der Darlehensgewährung - VA unzuständig 

157 Versicherungsvertragsgesetz - Kündigung empfangsbedürf­
tige Willenserklärung - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

158 Grunderwerbsteuer - Vorschreibung beim Tausch gleich­
wertiger Grundstücke - kein Mißstand 

160 Grunderwerbsteuer - nachträgliche Vorschreibung infolge 
Veräußerung - Beschwerde zurückgezogen 

161 Kraftfahrzeugsteuer Verpflichtung zur Bezahlung 
obwohl Befreiungstatbestand (Wechselkennzeichen) vorlag 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

162 Betriebsprüfung überhöhte Steuernachforderung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

164 Grunderwerbsteuer - unbillige Abgabenvorschreibung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

165 Lohnsteuerverfahren - rückwirkende Streichung des Allein­
verdienerabsetzbetrages - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 166 - FII86 

152 

167 

168 

169 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 
180 

181 

182 

183 

184 

Gegenstand 

Lohnsteuervedahren - Ablehnung eines Freibetragsantra­
ges obwohl Darlehensrückzahlu~gen für W?hnraumschaf­
fung edolgten - Beschwerde Olcht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Abgabeneinhebung - Ablehnung einer Nachsicht, obwohl 
nur geringfügiges Versehen zur Vorschreibung führte -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Rechtshilfeverfahren mit der Bundesrepublik Deutschland -
rechtswidrige Pfändung - Beschwerde teilweise berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Einkommensteuer rechtswidrige Vorschreibung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Abgabenverrechnung - unrichtige Berechnungen im 
Zusammenhang mit einem Einkommensteuerbescheid -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Haushaltsversicherung - Vertragsverlängerung gegen den 
Willen der Versicherungsnehmerin - Beschwerdegrund 
behoben 
Unfallversicherung - Ablehnung einer Versicherungslei­
stung bzw. der Auflösung des Vertrages - Aufklärung 
durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Vorschreibung wegen Überschrei­
tung der Wohnnutzfläche von 130 Quadratmeter beim 
Arbeiterwohnstättenbau - Beschwerde dzt. unzulässig 
G.runderw~rbsteuer - ~blehnl!ng einer Befreiung wegen des 
ElObaues elOer Sauna 10 Arbeiterwohnstätte - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Jahresausgleichsvedahren - finanzieller Nachteil durch 
Einbringung des Antrages bei der unzuständigen Stelle 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Abgabenvorschreibung wegen ungün­
stiger Vertragsgestaltung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Lebensversicherung - Ablehnung elOer Leistung - VA 
unzuständig 
Vorarlberger Fremdenverkehrsbeiträge - VA unzuständig 
Gebührengesetz - keine Befreiung für Arbeitslose bzw. 
Bezieher der Notstandshilfe - kein Mißstand 
Pensionsgesetz - ~nrichtige Vorgangsweise des Bundesre­
chenamtes bei der Uberweisung eines Unterhaltsbetrages 
Zollamtsgebäude - unrichtige Vorgangsweise bei der 
Errichtung einer Zufahrt - Aufklärung durch Auskunft 
Amtswegiger Jahresausgleich - Unterlassung der Zusen­
dung von Erklärungen - Aufklärung durch Auskunft 
Krankenversicherung - Auflösung des Vertrages zufolge 
unrichtiger Sachverhaltsfeststellungen - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

ZI. 185 - FI/86 

186 

187 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

Gegenstand 

Unfallversicherung - unrichtige Auskunft eines Versiche­
rungsunternehmens - Beschwerde berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Amtswegiges Jahresausgleichsverfahren - kumulierte Abga­
benvorschreibung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund teilweise behoben 

Amtswegiger Jahresausgleich - unrichtige Erlassung eines 
Bescheides - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Gebührengesetz - Vergebührung eines Ersuchens um Aus­
kunftserteilung - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 
a) Lohnsteuerverfahren Nichtbeantwortung einer 

Anfrage an das Bundesministerium für Finanzen (BMF) 
b) Gebührengesetz - Vorschreibung einer Eingabengebühr 

für Anfrage an das BMF 
Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Grunderwerbsteuergesetz - Abgabenvorschreibung wegen 
Uberschreitung der 130 Quadratmeter Wohnnutzflächenbe­
schränkung beim Bau einer Arbeiterwohnstätte 
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Gebührengesetz - rechtswidrige Vorschreibung einer Ein­
gabengebühr mit Erhöhung - kein Mißstand 
Krankenversicherung - Ablehnung einer Leistung durch 
privates Versicherungsunternehmen - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Zwischenstaatliches Steuerrecht - Besteuerung einer italie­
nischen Pension - Nichtgewährung des Alleinverdiener­
und Pensionistenabsetzbetrages - kein Mißstand 

Zwischenstaatliches Steuerrecht - Besteuerung einer italie­
nischen Pension - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Einheitswertfeststellung pensionsrechtlicher Nachteil 
durch unrichtige Bewertung - Beschwerde berechtigt 
Grunderwerb~teuer - nachträgliche Vorschreibung inf,?lge 
Veräußerung mnerhalb von acht Jahren - Beschwerde mcht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verhängung eines Säumniszuschlages bei Einbringung einer 
Berufung - Beschwerde berechtigt 
Zoll - Befreiung von der Stellungspflicht bei Postsendun­
gen - Aufklärung durch Auskunft 
Besteuerung eines Firmenpensionszuschusses - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Nichtanerkennung von Werbungskosten für Reise Wohnort 
- Baustelle - Beschwerde nicht berechtigt 
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Gcschjftsz~hl 

Z1. 202 - FI/86 

203 

204 

205 

206 

207 

208 

209 

210 

211 

212 

213 

214 

215 

217 

218 

219 

220 

154 

GegemtJnd 

Grunderwerbsteuer - Vorschreibu~g wegen Überschrei­
tung der Wohnnutzfläche - kelO MIßstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Mietzinsbeihilfe - unrichtige Berechnung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung der Eintragung von Freibeträgen auf der Lohn­
steuerkarte - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unrichtige Umsatzsteuerberechung durch das Dorotheum 
- Beschwerde nicht berechtigt 
§ 4 Abs. 2 Grunderwerbsteuer - mangelnde Information 
der Abgabenbehörde über nachfolgende Verfahrensschritte 
- Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanerkennung als gemeinnütziger Verein 
Beschwerde nicht berechtigt 
Bestrafung wegen Zollvergehens - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
Nichtanerkennung von Beiträgen an ausländische Kranken­
versicherung als Werbungskosten - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtanerkennung einer außergewöhnlichen Belastung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Schenkungssteuer - Vorschreibung an im Haushalt tätige 
Frau bei gemeinsamen Eigentumserwerb der Ehegatten -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Finanzstrafverfahren trotz zollfreier Postsendung von Roh­
seidenstoffen in geringfügigem Ausmaß (Verdacht der Abga­
benhehlerei) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtanerkennung von außergewöhnlicher Belastung (§ 34 
Einkommensteuergesetz) - Aufklärung durch Auskunft 
Gebührengesetz - bescheidmäßige Festsetzung einer Einga­
bengebühr und Gebührenerhöhung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Amtswegiger Jahresausgleich - Überschreiten der 120.000-
Schilling-Grenze - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Höhe der Steuerbelastung bei Grenzgängern - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Einfuhrumsatzsteuer verfassungswidrige Praxis der 
Finanzbehörde 
Grunderwerbsteuer - Vorschreibung infolge Nichtfertig­
stellung innerhalb von 8 Jahren - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung der Durchführung eines Jahresausgleichs nach 
dem Tod des Abgabenpflichtigen - Beschwerdegrund beho­
ben 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)154 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

ZI. 221 - FI/86 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

228 

229 

230 

231 

232 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 
241 

Gegenstand 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 
Lohnsteuer - Verlust von Originalunterlagen wegen fal­
scher Adressierung durch Finanzamt - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Mangelnde Information durch Finanzamt bei Versteigerung 
eines Kraftfahrzeuges durch Finanzamt - Beschwerde 
berechtigt 
Verzollung eines Kraftfahrzeuges wegen Nichtabgabe des 
Vormerkscheines - Beschwerde dzt. unzulässig 
Finanzstrafverfahren trotz zollfreier Postsendung von Roh­
seidenstoffen in geringfügigem Ausmaß (Verdacht der Abga­
benhehlerei) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unrichtige Prämienvorschreibung durch Versicherung -
Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Nichtberücksichtigung einer Realtei­
lung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichtberücksichtigung bei Dienstpostenbesetzung 
Beschwerde zurückgezogen 
Abweisung eines Nachsichtsansuchens - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Umsatzsteuer - steuerliche Behandlung des Wildpreterläses 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Kraftfahrzeugsteuer - unbillige Besteuerungsmethode -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Dienstrechtsangelegenheit - Verzägerung des Leistungs­
feststellungsverfahrens - Beschwerde berechtigt 
Unrechtmäßige Versteuerung eines Kinderzuschusses -
kein Mißstand 
Unrichtige Schätzung von Besteuerungsgrundlagen nach 
Betriebsprüfung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Unrichtige Besteuerung von ausländischen Bezügen -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Kraftfahrzeugsteuer bei Anmeldung und Abmeldung eines 
Kraftfahrzeuges - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Rechtswidrige Gebührenvorschreibung - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung einer Steuerrückerstattung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Auseinandersetzung mit Versicherung - VA unzuständig 
Auseinandersetzung mit Bank wegen Kreditrückzahlung -
VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

ZI. 242 - FI/86 

156 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

249 

250 

251 

252 

253 

254 

255 
256 

257 

258 

259 

260 
261 

262 

Gegenstand 

Abgabenvorschreibung auf Grund unrichtiger Schätzung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Amtswegiger Jahresausgleich - Nichtberücksichtigung von 
Werbungskosten - Beschwerde dzt. unzulässig 
Grunderwerbsteuer - nachträgliche Vorschreibung wegen 
Aufgabe des begünstigten Zweckes anläßlich Scheidung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Rechtswidrige Erlassung eines Haftungsbescheides 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Sonderausgaben - Nichtanerkennung einer begünstigten 
Wohnraumschaffung - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - rechtswidrige Vorschreibung an 
Erben - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Unrichtige Schätzung einer Abgabenschuld durch Finanzamt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Rechtswidrige Ablehnung eines Werbungskostenpauschales 
gemäß § 17 Abs. 4 Einkommensteuergesetz - Beschwerde 
zurückgezogen 
Unrichtige Annahme einer Wertminderung bei Versiche­
rungsleistung - Beschwerdegrund teilweise behoben 
Grunderwerbsteuervorschreibung infolge Einplanung einer 
Sauna - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtverbuchung einer Umsatzsteuerzahlung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Außergewöhnliche Belastung Unterhaltspflicht für 
geschiedene Ehegattin - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Einkommensteuernachforderung infolge Wegfalls des 
Arbeitnehmerabsetzbetrages - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Werbungskosten - Nichtanerkennung von Fahrtspesen 
Alleinverdienerabsetzbetrag - Nichtberücksichtigung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
E.inbringung . von Abgabenschuldigkeiten - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Erbschaftssteuervorschreibung - mangelhafte Rechtsmittel­
belehrung - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuervorschreibung für Kauf eines Rohbaues 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Allgemeines Steuerproblem - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuervorschreibung infolge Einplanung einer 
Sauna - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuervorschreibung wegen Überschreitung der 
Wohnnutzfläche - kein Mißstand 
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.. 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 263 - FI/86 Strafverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund beho­
ben 

264 Antrag auf Lohnsteuerfreibetrag - Verfahrensverzögerung 
- Beschwerdegrund behoben 

265 Unrichtige Vorschreibung einer Grunderwerbsteuer -
Beschwerde dzt. unzulässig 

266 Leistungsstreit mit Versicherung - Aufklärung durch Aus­
kunft 

267 

268 

269 

270 

271 

272 

273 

274 

275 

276 

277 

278 

279 

280 

281 

Grunderwerbsteuer - Vorschreibung infolge Überschrei­
tung ~er 130 Quadra.tmet~r-Grenze wegen Mitberechnung 
des Wmdfanges - kem MIßstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Unrichtige Vorgangsweise der Finanzprokuratur 
Beschwerde nicht berechtigt 

Umsatzsteuerrückvergütung - Verzögerung - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Sonderausgaben -:- N~chtanerkennung. energiesparender 
Maßnahmen - kem MIßstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Grunderwerbsteuer - rechtswidrige Zahlungsvorschreibung 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Rechtswidrige Zollvorschreibung - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Ablehnung einer Versicherungsleistung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
a) Ungerechtfertigte Ablehnung von Werbungskosten 
b) Ungerechtfertigte Ablehnung eines Alleinverdienerab-

setzbetrages 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Gebührenerhöhung wegen verspäteter Vorlage der KFZ­
Steuerkarte - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigtes 
durch Auskunft 

Finanzstrafverfahren Aufklärung 

Nichtberücksichtigung eines Vorsteuerbetrages 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Einkommensteuer unrichtige Vorschreibung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Zahlungserleichterung - unbillige teilweise 
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung von Fahrtkosten als erhöhte Werbungskosten -
Beschwerde nicht berechtigt 
Amtswegiger Jahresausgleich - kumulierte Vorschreibung 
- kein Mißstand 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 282 - FI/86 Unrichtige Vorgangsweise der Postsparkasse bei Sparbuch­
bewegungen - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

158 

283 Verweigerung einer Versicherungsleistung - Aufklärung 
durch Auskunft 

284 Allgemeine Versicherungsbedingungen - unverhältnismä­
ßige Manipulationsgebühr - kein Mißstand 

285 Gesetzwidrige Vorgangsweise bei Gebührennachschau 
Beschwerde berechtigt 

286 Allgemeine Versicherungsfrage - VA unzuständig 
287 Entschädigungsgesetz CSSR - ungerechtfertigte Ableh­

nung - Beschwerde zurückgezogen 
288 Ungerechtfertigte Vorschreibung einer Eingangsabgabe für 

KFZ-Bestandteil - Beschwerde nicht berechtigt 
289 Besteuerung von Einkommen aus selbständiger und nicht­

selbständiger Tätigkeit - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 

290 Verweigerung einer Bewilligung durch Nationalbank 
Beschwerde zurückgezogen 

291 Mangelhafte Wahrnehmung der Bankenaufsicht 
Beschwerde dzt. unzulässig 

292 Rückwirkende Streichung des Alleinverdienerabsetzbetrages 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

294 Jahresausgleichsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

295 Nichtanerkennung von Werbungskosten für frühere Tätig­
keiten - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

296 Gebührenpflicht einer Dienstaufsichtsbeschwerde 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

297 Nichtanerkennung von Sonderausgaben - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

298 Gebührenvorschreibung trotz Verjährung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

299 Amtswegiger Jahresausgleich - überhöhte Lohnsteuernach­
forderung - Beschwerde dzt. unzulässig 

300 Beschwerde gegen Einhebung von Stempelgebühren 
Beschwerde dzt. unzulässig 

301 Ablehnung der Hilflosenzulage durch Bundesrechenamt -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

302 Jahresausgleich - Abweisung infolge Einbringung bei unzu­
ständiger Stelle - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

303 Vergebührung eines Mietvertrages - Beschwerde zurückge­
zogen 
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Geschäftszahl 

Zl. 304 - FI/86 

305 

306 

307 

308 

309 

310 

311 

312 

314 

315 

316 

317 

318 

319 

320 
321 

322 

323 

324 

325 

326 

Gegenstand 

Einkommensteuer - Berufungsverfahren - Verzögerung 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

U nrichtige Vorschreibung von Einkommensteuer 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Zollabfertigung - Fehlverhalten der 7ollorgane - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Einkommensteuer - Berufungsverfahren - Verzögerung 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Pfändung infolge Abgabenrückstande - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Einfuhrumsatzsteuer verfassungswidrige Praxis der 
Finanzbehärde - Empfehlung 
Amtswegiger Jahresausgleich - überhöhte Lohnsteuernach­
forderung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verweigerung der Kündigung eines Versicherungsvertrages 
- kein Mißstand 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 
Unrichtig einbehaltene Lohnsteuer - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Amtswegiger Jahresausgleich - kumulierte Lohnsteuernach­
forderung - Ablehnung einer Nachsicht - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 
Inobjektive steuerliche Behandlung einer Prostituierten -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Besteuerung des Jahreseinkommens - Bitte um Rechtsaus­
kunft - Aufklärung durch Auskunft 
Besteuerung des Einkommens aus unselbständiger und selb­
ständiger Arbeit - Aufklärung durch Auskunft 
Besteuerung eines ausländischen Einkommens 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Dienstrechtssache - ungerechtfertigte Versetzung u.a. 
Rechtswidrige Vorschreibung von Vermägenssteuer -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Auseinandersetzung mit Versicherung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Nichtberücksichtigung bei der Vergabe einer Trafik - Auf­
klärung durch Auskunft 
Gebührenpflicht von Meldeanfragen - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Einkommenssteuer - Verlust von Freibeträgen infolge 
unrichtiger Auskunft des Finanzamtes 
Fragen zur KFZ-Haftpflichtversicherung - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 327 - FI/86 

328 

329 

330 

331 

332 

333 

334 

336 

338 

339 

340 

341 

342 

343 

344 

345 

346 

347 

348 

160 

Gegenstand 

Rechtswidrige Rückforderung von Lohnsteuer 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Überschreitung der Wohnfläche 
infolge Einbeziehung des Windfanges - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Grunderwerbsteuer - Überschreitung der Wohnfläche -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Grunderwerbsteuer - Überschreitung der Wohnfläche 
infolge Einbeziehung des Windfanges - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Gebührenpflicht für Eingaben - Aufklärung durch Aus­
kunft 
U nrichtige Vorschreibung von U msatz- und Gewerbesteuer 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Amtswegiger Jahresausgleich - kumulierte Vorschreibung 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - rechtswidrige Vorschreibung -
Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Unrichtige Umsatz- und Einkommensteuervorschreibung -
Erzwingung eines Rechtsmittelverzichts - Beschwerde 
zurückgezogen 
Schenkungssteuer für Zu:wendung anteiliger Baukosten -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Umsatzsteuer - überhöhte Vorschreibung - Beschwerde 
zurückgezogen 
Grunderwerbsteuer - Nachteil durch verspätete Vorschrei­
bung - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Alleinverdienerabsetzbetrag - Nichtberücksichtigung auf 
Grund falscher Eintragung in Haushaltsliste - Aufklärung 
durch Auskunft 
Dienstrechtssache - Benachteiligung bei Beförderung 
Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung einer Nachsicht von der Grunderwerbsteuer 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Dienstrechtssache - Ablehnung einer Kaufkraft-Ausgleichs­
zulage 
Dienstrechtssache - Ablehnung einer Kaufkraft-Ausgleichs­
zulage 
Lohnsteuernachforderung - mangelhaftes Ermittlungsver­
fahren 
Lohnsteuernachforderung wegen zu Unrecht bezogener 
Kinderermäßigung - Beschwerde unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unrichtige Entscheidung der Bundesentschädigungskommis­
sion - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

Zl. 349 - FI/86 

11 

350 

351 

352 

354 

355 
356 

357 

358 

359 

360 

361 

362 

363 

364 

365 
366 
367 

368 

369 

370 

371 

Gegenstand 

Mietzinsbeihilfe - rechtswidrige Einstellung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Auseinandersetzung mit Postsparkasse - Aufklärung durch 
Auskunft 
Grunderwerbsteuergesetz - unrichtige Auslegung des 
Begriffes Arbeiterwohnstätte - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung wegen Übernahme der 
Grunderwerbsteuer - VA unzuständig 
Vorschreibung von Eingangsabgaben infolge Unterlassen 
eines Vormerkverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Auseinandersetzung mit Bausparkasse - VA unzuständig 
Jahresausgleich - Verlust der Rückerstattung infolge 
unrichtiger Auskunft beim Finanzamt 
Ablehnung einer Umsatzsteuerrückvergütung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Leistungsstreit mit Versicherung - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Auseinandersetzung mit Versicherung nach Unfall - VA 
unzuständig 
KFZ-Pauschale Ablehnung einer Erstattung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unverzollte Einfuhr eines Pelzmantels - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Regelbesteuerungsantrag - mangelhaftes Ermittlungsver­
fahren - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unrichtige Zinsenberechnung durch Bausparkasse - Auf­
klärung durch Auskunft 
Unrichtige Vorschreibung von Vermögensteuer 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Auseinandersetzung mit Versicherung 
Auseinandersetzung mit Versicherung - VA unzuständig 
Ungerechtfertigtes Finanzstrafverfahren Beschwerde 
nicht berechtigt 
Vergebührung eines Bestandvertrages - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Entschädigungsgesetze - Ablehnung auf Grund negativen 
Kompetenzkonflikts - kein Mißstand 
Sonderausgaben - unrichtige Berücksichtigung 
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Amtswegiger Jahresausgleich - kumulierte Lohnsteuernach­
forderung - Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 372 - FI/86 

162 

373 
374 

375 

Gegenstand 

Unrichtige Einkommensteuervorschreibung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Einkommenssteuer - Ablehnung einer Wiederaufnahme 
Unrichtige Fristenberechnung durch Bundesrechenamt -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Abgabenerhähung - unbillige Fristsetzung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe 
und Industrie fallen (HGI): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. - HGI/86 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines kon-

2 

3 

4 

5 

6 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

senslos betriebenen Gastgewerbebetriebes - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Befürchtete Belästigung durch Gastgewerbebetrieb 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Herstellung eines Hausanschlusses durch Elektrizitätsversor­
gungsuntern~hme.n - unrichtige Berechnung der Umsatz­
steuer - kelO MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Belästigung durch konsens lose Änderung eines Betonwerkes 
- unzureichende gewerbebehördliche Maßnahmen -
Beschwerde berechtigt 

Wasserverunreinigung durch Vergrößerung einer Papierfa­
brik - Beschwerde berechtigt 

Unzumutbare Belästigung durch Gewerbebetrieb - Säumig­
keit der Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Anrainerbelästigung durch konsenslos erweiterten Tischle-
reibetrieb Untätigkeit der Gewerbebehörde 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch zwei benachbarte 
Gastgewerbebetriebe - Säumigkeit der Gewerbebehörde bei 
der Herstellung des rechtmäßigen Zustandes - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Schaden durch Kraftwerkserrichtung - Verzögerung bei 
Schadensliquidierung - Beschwerdegrund behoben - Auf­
klärung durch Auskunft 

Unzumutbare Staubbelästigungen durch genehmigtes 
Asphaltunternehmen - Säumigkeit der Gewerbebhörde -
Beschwerdegrund behoben 

Lärm- und Geruchsbelästigungen durch genehmigte Leisten­
fabrik - Untätigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Beschwerde wegen unzureichender Maßnahmen bei uner­
laubter KFZ-Reparaturwerkstätte - Beschwerde nicht 
berechtigt 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 14 - HGI/86 Unzumutbare Lärm- und Erschütterungsbeeinträchtigungen 
durch genehmigten Steinbruch - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde - Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

164 

Unzumutbare Rauch- und Geruchsbelästigungen durch 
genehmigten Tischlereibetrieb - unzureichende gewerbebe­
hördliche Maßnahmen - Beschwerde teilweise berechtigt 

Unzumutbare Geruchsbelästigungen durch genehmigte che­
mische Betriebsanlage - unzureichende gewerbebehördli­
che Maßnahmen - Beschwerdegrund behoben 

Verzögerung eines Verfahrens zur Erteilung zusätzlicher 
Auflagen für Gastgewerbebetrieb - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Auflagenerteilung für Gastgewerbebetrieb -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Geruchsbelästigung durch KC?rbfl~chterei infolge Nichtein­
halten von Auflagen - SäumIgkeIt der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Geruchsbelästigung durch konsenslose Spritzlackierarbeiten 
bzw. Nichteinhaltung von Auflagen - unzureichende 
gewerbebehördliche Maßnahmen Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verzögerung des Betriebsbewilligungsverfahren vor der 
3. Instanz - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Anrainerbelästigung durch konsenslosen Gewerbebetrieb -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anrainerbelästigung durch Gewerbebetrieb - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslos betriebe­
nen LKW-Abstellplatz - unzureichende gewerbebehördli­
che Maßnahmen 
Irreführendes Angebot durch Fremdenverkehrsverband 
VA unzuständig 
Ablehnung einer Gebrauchserlaubnis für Würstelstand 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anrainerbelästigung durch konsensloses Transportunterneh­
men - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Geruchs-, Dampf- und Rauchbelästigungen durch geneh­
migte Betriebsanlage - unzureichende gewerbebehördliche 
Maßnahmen - Beschwerde nicht berechtigt 
Auskunftsersuchen über Merkmale der Gewerbsmäßigkeit 
- Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 30 - HGI/86 Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch 
genehmigten Gastgewerbebetrieb - unzureichende Maß­
nahmen der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

41 

42 

43 

44 

45 

Unzumutbare Hitzebelästigung durch genehmigten Gastge­
werbebetrieb - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Kunstsei­
denfabrik - unzureichende gewerbebehördliche Maßnah­
men 

Anrainerbelästigung durch Tischlereibetrieb - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Belästigung durch konsenslosen Mechanikerbetrieb - Untä­
tigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt 

Ansuchen um zeitliche Erweiterung einer Gastgewerbekon­
zession - Verfahrensverzögerung - Beschwerde berechtigt 

Unzureichende Begründung der Ablehnung eines Antrages 
nach dem Patentgesetz - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Unterlassung der Verfolgung von Verstößen gegen das Nah­
versorgungsgesetz - Beschwerde nicht berechtigt 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch die Gäste meherer 
Gastgewerbebetriebe - Säumigkeit der Gewerbebehörde bei 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes - Aufklärung 
durch Auskunft 

Unzumutbare Belästigung durch Fleischerei - Säumigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 

Neuausstellung eines Konzessionsprüfungszeugnisses nach 
Namensänderung - Ablehnung - Beschwerde berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch geneh­
migten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anrainerbelästigung infolge Nichteinhaltung von Auflagen 
durch Gastgewerbebetrieb - Beschwerde dzt. unzulässig 
Geruchsbelästigung durch konsenslosen Betrieb eines Schäd­
lingsbekämpfungsgewerbes - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde bei Herstellung des rechtmäßigen Zustandes 
Unzumutbare Rußbelästigungen durch konsenslose Hei­
zungs.anlage einer Tischlerei - unzureichende !?ewerbebe­
hördiIche Maßnahmen und Verzögerung des Betnebsanlage­
verfahrens - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 46 - HGI/86 Rechtswidrige gewerbepolizeiliche Anordnung der Schlie-

47 

48 

49 

50 

51 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

166 

ßung eines Gewerbebetriebes - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

U nzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslose 
Betriebsanlage - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Unzureichende gewerbebehördliche Überprüfungen eines 
Holzverarbeitungsbetriebes - Aufklärung durch Auskunft 

Beeinträchtigung durch konsenslosen Lagerplatz für konta­
miniertes Erdreich - unzureichende gewerbebehördliche 
Maßnahmen zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes 
- Beschwerdegrund behoben 

Vermögensschaden durch Schotterabbau infolge Nichtein­
haltung von Auflagen - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Aufklärung durch Auskunft 

Verlust der Lehrlingsausbildungsberechtigung infolge Geset­
zesänderung - Aufklärung durch Auskunft 

Lärmbelästigung durch Gastgewerbebetrieb - Untätigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerde zurückgezogen 

Vern:.ögensschaden infolge Säumigkeit der Gewerbebehörde 
bei Uberprüfung von Auflagen - Beschwerde teilweise 
berechtigt 

Bewilligung für mobilen Eisverkaufsstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

Betriebsbewilligungsverfahren über Asphaltmischanlage -
Verzögerung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Dienstrechtssache - Ungleichbehandlung bei Beförderung 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
U nzumutbare Rauchbelästigungen durch Heizanlage eines 
konsenslosen Gastgewerbebetriebes unzureichende 
gewerbebehördliche Maßnahmen - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Beeinträchtigung der Sicherheit durch Tankstellenbetrieb -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Lärm- und Erschütterungsbeeinträchtigung infolge Nichtein­
haltung von Auflagen - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslose Disko­
thek - Säumigkeit der Gewerbebehörde bei der Herstellung 
des rechtmäßigen Zustandes - Beschwerdegrund behoben 
Beschwerde wegen Betriebsstättenerweiterung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Anrainerbelästigung durch Gewerbebetrieb - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 64 - HGI/86 Gesetzwidriges Vorgehen der Gewerbebehörde gegen Bau­
meisterunternehmen - Beschwerde nicht berechtigt 

65 Zerstörung einer Gemeindestraße infolge Nichteinhaltung 
von Auflagen durch Steinbruchunternehmen - Säumigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerdegrund behoben 

66 Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Betriebsanlage - unzureichende gewerbebe­
hördliche Maßnahmen - Beschwerde teilweise berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

67 ~ärmbelästigung durch konsenslosen Gastgewerbebetrieb -
Uberschreitung der Sperrstunde - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

68 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch genehmigtes Säge­
werk - Untätigkeit der Gewerbebehörde 

69 Unzumutbare Lärm- und Staubbelästigungen durch geneh­
migte Baugewerbe-Betriebsanlage - unzureichende gewer­
bebehördlichen Maßnahmen 

70 Gesetzwidriges Vorgehen der Gewerbebehörde gegen Bau­
meisterunternehmen - Beschwerde nicht berechtigt 

71 Befürchtete Belästigung durch Gastgewerbebetrieb 
Beschwerde dzt. unzulässig 

72 Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigugnen durch 
LKW -Abstellplatz infolge Nichteinhaltung von Auflagen -
unzureichende gewerbebehördlichen Maßnahmen 

73 Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch 
genehmigten qastgewerbe~etrieb - Sä~migkeit der Gewer­
bebehörde bel der Ertellung zusätzlIcher Auflagen -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

74 Ablehnung eines Konzessionsansuchens - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

75 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslose Ände­
rung eines Gastgewerbebetriebes - unzureichende gewerbe­
behördliche Maßnahmen 

76 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslos erweiter­
ten Bäckereibetrieb - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

77 Lärmbelästigung durch Fitneßcenter - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

78 Säumigkeit der IH. Instanz bei der Durchführung emes 
gewerbebehördlichen Betriebsanlageverfahrens Miß-
standsfeststellung 

79 Gesundheitsgefährdende Nachbarschaftsgeruchsbelästigung 
durch Kartoffelverwertungsbetrieb Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 80 - HGI/86 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gastgartenbetrieb 
eines Heurigenlokals - Säumigkeit der Behärde bei der 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

81 

82 

83 

84 

8S 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

94 

9S 

96 

168 

U nzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Lager­
platz infolge Nichteinhaltung gewerbebehärdlicher Auflagen 
- unzureichende gewerbebehärdliche Maßnahmen 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Lager­
platz infolge Nichteinhaltung gewerbebehärdlicher Auflagen 
- unzureichende gewerbebehärdliche Maßnahmen 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Lager­
platz infolge Nichteinhaltung gewerbebehärdlicher Auflagen 
- unzureichende gewerbebehärdliche Maßnahmen 

Ersuchen um Erhebungen bezüglich Konzession eines 
Transportunternehmens - VA unzuständig 

Lärmbelästigung durch Discothek - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

LärmbeläStigungen durch konsenslosen Gastgewerbebetrieb 
- Säumigkeit der Gewerbebehärde - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Rechtswidrige Nichtzulassung zur Steuerberaterprüfung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Befürchtete Belästigung durch Discothek - Ersuchen um 
Rechtsauskunft - Aufklärung durch Auskunft 

Gesundheitsgefährdende Belästigungen durch genehmigte 
Rährenfabrik - Untätigkeit der Gewerbebehärde 
Beschwerde teilweise berechtigt 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Nichtein­
haltung zusätzlich erteilter Auflagen - unzureichende 
gewerbebehärdliche Maßnahmen - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
U nzumutbare Lärmbelästigung durch einen konsenslosen 
Gastgarten - Säumigkeit der Gewerbebehärde bei der Her­
stellung des rechtmäßigen Zustandes - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Belästigung durch konsenslosen Gastgewerbebetrieb - Säu­
migkeit der Gewerbebehärde - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Berechnung von Stromanschlußkosten - Baukostenzu­
schüsse - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Tankstelle - unzureichende gewerbebehärdliche Maßnah­
men zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes -
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 97 - HGI/86 Lärm- und Geruchsbelästigungen infolge Nichteinhaltung 
von Auflagen durch Transportunternehmen - Säumigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerdegrund behoben 

98 Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Errich­
tung eines Gastgewerbebetriebes - Säumigkeit der Gewer­
bebehörde - Beschwerdegrund behoben 

99 Antrag auf Nachsicht vom Befähigungsnachweis 
Beschwerde dzt. unzulässig 

100 Ansuchen um Barkonzession Verzögerung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

101 Unzumutbare Lärm- und Erschütterungsbelästigungen 
durch genehmigten Druckereibetrieb - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt 

102 Genehmigungspflicht einer Waschanlage - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

103 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslosen Gast­
gewerbebetrieb - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

104 

105 

106 

107 

108 

109 

110 

112 

113 

114 

115 

Verlust der Lehrlingsausbildungsberechtigung infolge Geset­
zesänderung - kein Mißstand - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Anrainerbelästigung durch Gewerbebetrieb - unzurei­
chende Maßnahmen der Gewerbebehörde - Beschwerde 
zurückgezogen 
Lärmbelästigung durch Gewerbebetrieb - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Lärm- und Geruchsbelästigung durch Transportunterneh­
men - Beschwerde dzt. unzulässig 
Lärm- und Geruchsbelästigung durch Transportunterneh­
men - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigten Gastge­
werbebetrieb - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes -
Beschwerdegrund behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslose Spedi­
tion - unzureichende gewerbebehärdliche Maßnahmen 
Nichtverfolgung von Anzeigen wegen unbefugter Gewerbs­
ausübung 
Betriebsanlagengenehmigungsverfahren - Verzögerung -
Beschwerde zurückgezogen 
Lärmbelästigung durch Betriebsanlage infolge Nichteinhal­
tung von Auflagen - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nachteil durch beabsichtigte Errichtung eines Heizöllager­
tanks - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 116 - HGI/86 Säumigkeit der Gewerbebehörde bei der Erledigung eines 
Ansuchens um Geschäftsführerbestellung 

170 

117 a) Unzumutbare Lärmbelästigungen durch den Probebe-

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

132 

trieb einer Bäckerei 
b) Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste von Gast­

gewerbebetrieb 
Beschwerdegrund behoben 

Ungerechtfertigte Bestrafung wegen konsenslosen Betriebes 
einer Anlage - Beschwerde dzt. unzulässig 

Neudurchführung eines Betriebsananlagengenehmigungsver­
fahrens wegen "übergangener Nac~barn" - S~umigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Betriebsanlage - unzureichende gewerbebe­
hördlichen Maßnahmen - Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch Flei­
schereibetrieb - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen gegen Nichteinhaltung von Auflagen - Aufklärung 
durch Auskunft 

Betriebsanlageverfahren - Säumnigkeit der Gewerbebe­
hörde bei der Herstellung des rechtmäßigen Zustandes -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Konsenslose Betriebserweiterung - Säumigkeit der Gewer­
bebehörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Lärmbelästigungen durch genehmigten Schotterabbau 
infolge Nichteinhaltung von Auflagen - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerdegrund behoben 

Befürchtete Belästigung durch Sondermüllverwertung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Lärmbelästigungen durch die Gäste eines Gastgewerbebe­
triebes - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde­
grund behoben 
Unzumutbare ~ärmbelästigungen durc~ genehmigtes Säge­
werk - unzureichende gewerbebehördhche Maßnahmen -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Genehmigungspflicht eines Gastgewerbebetriebes - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Betrieb und Gäste 
eines genehmig~en Gastgewerbebetriebes - unzureichen~e 
gewerbebehördhche Maßnahmen - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen konzessions loser 
Gewerbeausübung - Beschwerde dzt. unzulässig 
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t 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 133 - HGI/86 a) Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslosen Gast­
gewerbebetrieb 

b) Nichtverfolgung von Anzeigen wegen Nichteinhaltung 
rechtskräftiger Auflagen durch Gastgewerbetreibenden 

Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
134 U nzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­

lose Erweiterung eines !ransportunternehmens - unzurei­
chende gewerbebehördhchen Maßnahmen 

135 Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
lose Erweiterung eines !ransportunternehmens - unzurei­
chende gewerbebehördhchen Maßnahmen 

136 Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch Fäs­
serreinigungsanlage 

137 Unzumutbare Lärmbelästigung durch Discothek infolge 
Nichteinhaltung von Auflagen - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

148 

Unzureichende Auflagen für Nachbarschaftsschutz im 
Errichtungsgenehmigungsbescheid Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Rechtsunsicherheit durch unklare Allgemeine Bedingungen 
- Beschwerdegrund teilweise behoben 
Befürchtete Belästigung durch Betrieb eines Montageturms 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Einwendungen gegen Sondermülldeponie - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines Gastge­
werbebetriebes - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen - Beschwerdegrund behoben 
Rechtswidrige Vorgangsweise der Gewerbebehörde im 
Zusammenhang mit Flächenwidmung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Rechtswidrige Verweigerung der ParteisteIlung im Betriebs­
anlagenverfahren - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenswidriges Abstel­
lung von LKWs eines Güterbeförderungsbetriebes - Untä­
tigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerdegrund behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines Gastge­
werbebetriebes - rechtswidrige Unterlassung der Vorverle-
gung der Sperrstunde Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 
Rechtswidrige Entziehung der Gastgewerbekonzession 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Gewerbebehördliche Genehmigung der Erweiterung eines 
Motorenwerkes - rechtswidrige Verweisung von Einwen-
dungen auf Zivilrechtsweg - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 149 - HGI/86 Gebäudeschäden und Staubbelästigung durch Steinbruchun-

172 

ternehmen Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Beschwcrdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 

150 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines Gastge­
werbebetriebes - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen - Beschwerdegrund behoben - Beschwerde 
zurückgezogen 

151 U nzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines Gastge­
werbebetriebes - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen - Beschwerdegrund behoben - Beschwerde 
zurückgezogen 

152 Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines Gastge­
werbebetriebes - unzureichende gewerbebehördliche Maß­
nahmen - Beschwerdegrund behoben - Beschwerde 
zurückgezogen 

153 Unzumutbare Lärmbelästigungen während der Nachtzeit 

155 

156 
157 

158 

159 

160 

161 

162 

163 

164 

165 

durch Betriebsanlage (Mähdruschgewerbe und Landespro­
dukten~andel) infolge Nichte~nhaltung von Auflagen -
unzureichende gewerbebehördhche Maßnahmen 
Verzögerung eines gewerbe behördlichen Betriebsanlagever­
fahrens und Säumigkeit der Gewerbebehörde bei der Her-
stellung des rechtmäßigen Zustandes - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Schrottlagerplatz 
Lärmbelästigung durch Kühlaggregat - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Konsensloser Betrieb einer Kunstschneeanlage 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigung durch Hunde­
und Kaninchenzucht - VA unzuständig 
Nachsich t vom Befähigungsnachweis - Verzögerung des 
Berufungsverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 
Rechtswidrige Bestrafung eines Busunternehmers wegen 
Ausübung des Reisebürogewerbes - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigung durch konsenslos erweitertes 
Sägewerk - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Ungerechtfertigte Forderung von Stromanschlußkosten für 
die Schaffung einer zusätzlichen Wohneinheit - Beschwer­
degrund behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Reifenerzeugungs­
betrieb - Ersuchen um Rechtsauskunft - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslosen 
Abstellplatz für LKW und Arbeitsmaschinen - unzurei­
chende gewerbebehördlichen Maßnahmen 
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Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 167 - HGI/86 Ungerechtfertigtes Verwaltungs strafverfahren wegen kon-

168 

169 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 

180 

181 

senslosem Gastgewerbebetrieb - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Staub- und Lärmbelästigung durch konsenslose Steinbrech­
und Spliterzeugungsanlage - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde bei der Herstellung des rechtmäßigen Zustandes 
Belästigung durch Erschütterung und Lärm eines Gewerbe­
betriebes - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Konse~slose Errichtung eines ~astgewerbebetriebes 
unzureichende gewerbebehördhche Maßnahmen 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Änderung der Sperrstunde für Gastgewerbebetrieb - Ver­
fahrensverzögerung - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen Verstoßes gegen die 
Gewerbeordnung - Beschwerde zurückgezogen 
N achsichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Lärmbelästigung durch Gastgewerbebetrieb - Untätigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Gewerbebehördliches Verbot dess Heizens mit Altöl -
Ersuchen um Übernahme der Vertretung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
GeruchsbeläStigung durch Gastgewerbebetrieb - Erteilung 
undurchführbarer Auflagen 
Belästigung durch geplante Betriebserweiterung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslosen Gastge­
werbebetrieb - unzureichende gewerbebehördliche Maß-
nahmen - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rechtswidrige Verhängerung einer Verwaltungs strafe wegen 
konsens loser Ausübung des Gastgewerbes - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Rechtswidrige Entziehung der Gewerbeberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Inneres fallen (I): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrufl(~.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 

174 

1 - I/86 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

Verlängerung eines ausländischen Reisepasses - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft infolge Ein­
tritt in Fremdenlegion - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtgewährung der Jubiläumszuwendung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Überhartes Einschreiten von Wacheorganen - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Ungenügendes Einschreiten der Polizei bei Ruhestörung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Bemessung der Mietzinsbeihilfe für Zivildiener 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Verfahrensverzögerung bei Zivildienstkommission 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Gebrauch verbotener Feuerwerkskörper in Silvesternacht -
Festnahme - unzumutbare Haftdauer und Haftbedingun­
gen - Beschwerde nicht berechtigt 

Fehlverhalten von Wacheorganen - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Mangelhafte amtsärztliche Untersuchung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Festnahme nach vorschriftswidrigem Parken - unzumut­
bare Haftbedingungen - Aufklärung durch Auskunft 
Willkürliche Anzeigeerstattung durch Wirtschaftspolizei 
Beschwerde nicht berechtigt 
Verweigerung der Besuchserlaubnis bei Schubhäftling 
Aufhebung des Aufenthaltsverbotes - Verfahrensverzöge­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen ungebührlicher Lärmer­
regung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Mangelnde Sorgfalt bei der Aufnahme eines Verkehrsunfal­
les durch Gendarmerie - Beschwerde dzt. unzulässig 
Mangelhafte Überwachung von Geschäfts-Betriebszeiten 
durch Gendarmerie - Beschwerde zurückgezogen 
Dienstrechtssache - Ablehnung einer Trennungszulage 
Beschwerde dzt. unzulässig 

, 
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Geschäftszahl 

ZI. 20 - I/86 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 
28 
29 
30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

Gegenstand 

Fehlverhalten von Wacheorganen - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
Unzureichende Ermittlungen nach gefährlicher Drohung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand 
Beschwerde zurückgezogen 

Ungerechtfertigte Ablehnung eines Zivildienstantrages 
Beschwerde zurückgezogen 

Allgemeine Beschwerde über Polizei - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verweigerung einer Meldeauskunft - Beschwerde zurück­
gezogen 

Verweigerung eines Sichtvermerks - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Rechtswidrige Festnahme - Mißhandlung durch Polizei 

Rechtswidrige Festnahme - Mißhandlung durch Polizei 

Rechtswidrige Festnahme - Mißhandlung durch Polizei 

Festnahme zwecks Vorführung zum Amtsarzt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Ausstellung einer Strafregisterbescheinigung - Verfahrens­
verzögerung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Mißhandlung bei polizeilicher Festnahme - Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Grundlose polizeiamtsärztliche Untersuchung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Unterbleiben der Begnadigung nach Disziplinarstrafe 
Beschwerde nicht berechtigt 
Schwierigkeiten bei Sichtvermerkserteilung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unrichtige Vorgangsweise der Gendarmerie - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen Lärmerregung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Abweisung eines Antrages auf Zivildienstleistung 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtbekanntgabe des polizeilichen Ermittlungsergebnisses 
nach Diebstahlsanzeige - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 
Verspätete Auszahlung einer Jubiläumszuwend ung 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
?ehnjähriges Aufenthaltsverbot trotz aufrechter Ehe mIt 
Osterreicherin - Beschwerde nicht berechtigt 
qbertretung des Meldegesetzes - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 
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Geschäftszahl 

Zl. 44 - I/86 

45 

46 

47 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

57 

58 

59 

60 
61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

176 

Gegenstand 

Unkorrektes Vorgehen eines Gendarmen bei Festnahme -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Auskunftsersuchen bezüglich Einreiseerlaubnis für Ehegat­
ten - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Verhaftung wegen gefährlicher Drohung 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigtes Ausmaß eines Gendarmerieeinsatzes bei 
Lenkererhebung - Beschwerde teilweise berechtigt 
Anerkennung als Flüchtling - Verfahrensverzögerung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Aufschub des Zivildienstes - Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Allgemeine Beschwerde über Fremdenpolizei - Aufklärung 
durch Auskunft 
Mißhandlung durch Flughafenpolizei - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Ungerechtfertigtes Gasthausverbot - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verweigerung der An.erkennung als Flüchtling 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unterlassene Verständigung von Angehörigen nach Verhaf­
tung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen Parkens in zweiter Spur 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Bestrafung wegen Verweigerung des Alkotests 
Beschwerde nicht berechtigt 
Finanzieller Nachteil infolge mangelhafter Information 
durch Behörde über Anderung des Paßgesetzes -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Körperverletzung durch Staatspolizisten 
Berufliche und familiäre Nachteile infolge Aufenthaltsverbot 
- Aufklärung durch Auskunft 
Vorschlag für bessere Kennzeichnung der Staatsgrenze 
Aufklärung durch Auskunft 
a) Ungerechtfertigte Festnahme 
b) Rechtswidrige Beschlagnahme 
Beschwerde teilweise berechtigt 
Ungerechtfertigte Androhung von Zwangsmaßnahmen bei 
polizeilicher Vorladung - Beschwerde berechtigt 
Unzureichende polizeiliche Ermittlungen nach Diebstahlsan­
zeige - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Entziehung der österreichischen Staatsbürgerschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Unzureichende Polizeierhebungen nach Diebstahl - Auf­
klärung durch Auskunft 

"" 
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Geschäftszahl 

Zl. 69 - 1/86 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 
83 

84 
85 

86 

87 

88 

89 

12 

Gegenstand 

Beibehaltung der österreichischen Staatsbürgerschaft - Auf­
klärung durch Auskunft 
Fehlverhalten von Wacheorganen - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
Unzumutbare polizeiliche Verhörmethoden - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Gesetzwidrige polizeiliche Hausdurchsuchung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Körperliche Mißhandlung durch Gendarmeriebeamte 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Polizeiliche Bewachung der Wohnungsnachbarn - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Lärmbelästigung durch Vereinstätigkeit - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Vollstreckung einer Verwaltungsstrafe trotz aufschiebender 
Wirkung einer Verwaltungsgerichtshofbeschwerde 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Unregelmäßigkeiten bei Bürgermeisterwahl - VA unzustän­
dig 
Mangelhafte Erhebungen der Gendarmerie nach Verkehrs­
unfall - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzulässige zwangsweise Vorführung zu Gericht 
Beschwerde nicht berechtigt 
Verweigerung der Anerkennung als Flüchtling -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Aufforderung zur Ausweisleistung beim Verteilen von Flug­
zetteln - VA unzuständig 
Auffahrunfall - Fahrerflucht - VA unzuständig 
Beschwerde gegen Verwaltungsstrafe - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Fehlverhalten von Wachebeamten 
Polizeiliche Vormerkung eines nicht beweisbaren Suchtgift­
deliktes - Beschwerdegrund behoben 
Verweigerung der Ausstellung einer Strafregisterbescheini­
gung - Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Vereinbarungswidrige Reisepaßausstellung vor Inkrafttreten 
der Paßgesetznovelle - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Verwaltungsstrafverfahren - Fehlverhal­
ten von Wacheorganen - Beschwerde teilweise berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Unwürdige Behandlung während Polizeihaft - keine Bean­
standung 
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Geschäftszahl 

Zl. 90 - 1/86 

91 

92 

93 

94 

95 
96 

97 
98 
99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

178 

Gegenstand 

Schriftliche Belehrung durch Vorgesetzten - Nichtbehand­
l~ng eines Aufhebungsantrages - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Ungerechtfertigtes Aufenthaltsverbot - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Polizei- Presseaussendung über Verhaftung -
Beschwerde berechtigt 
Ungerechtfertigte Vorführung zum Amtsarzt - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Störung der Nachtruhe durch Polizeiermittlung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Verletzung der Tiroler Wahlordnung - VA unzuständig 

G~walt~ames Eindringen der Polizei in Geschäftslokal 
kem MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
Amtliche Abmeldung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Mißhandlung durch Sicherheitswachebeamten 
Unzureichende Fahndungsmaßnahmen nach Einbruchsdieb­
stahl - Beschwerde berechtigt 
Nichtaufnahme in den Polzeidienst - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Ungerechtfertigt langes Aufenthaltsverbot - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Vollzug von Ersatzarreststrafen ohne Eintreibungsversuch 
der Geldstrafen - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Verfahrensverzögerung bei Zivildienstoberkommission -
Beschwerdegrund behoben 
Aufschub des Zivildienstes wegen Ordinations- N eueröff­
nung - Aufklärung durch Auskunft 
Verweigerung der Akteneinsicht - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
Mißhandlung durch Polizeibeamte - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ungerechtfertigter Alkotest und Führerscheinabnahme -
Aufklärung durch Auskunft 
Gewaltanwendung bei polizeilicher Festnahme - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen Mißachtung eines Hal­
teverbots - Beschwerde dzt. unzulässig 
Bedrohung der geschiedenen Ehegattin - unzureichendes 
polizeiliches Einschreiten - Aufklärung durch Auskunft 
Verfahrensverzögerung bei Zivildienstkommission 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Festnahme eines Minderjährigen durch 
Polizeibeamte 
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Geschäftszahl 

Zl. 114 - 1/86 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

132 

133 

134 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte polizeiliche Hausdurchsuchung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Täuschung des Bestraften bei Vollstreckung einer Verwal­
tungsstrafe - Beschwerde berechtigt 

Schwierigkeiten mit Wohnungsnachbarn - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verkehrsbehinderungen durch Zeitungsverkäufer 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verletzung durch frei umherlaufenden Hund - unterlas-
sene Anzeigeerstattung Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 

Körperverletzung bei polizeilicher Einvernahme 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Willkürliche Anzeigeerstattung durch Gendarmen 
Beschwerde zurückgezogen 

Vollzug einer Ersatzarreststrafe - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Einweisung in psychiatrische Klinik ohne polizeiamtsärztli­
che Untersuchung - Beschwerde berechtigt 

Feststellung des Nichtbesitzes der österreichischen Staats­
bürgerschaft - Aufklärung durch Auskunft 

U ngültig.erklärung eines Sichtsvermerkes - Beschwerde 
unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Mißhandlung durch Gendarmen - Beschwerde zurückge­
zogen 
Entziehung der Gendarmerie- Lenkerberechtigung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Lärmbelästigung durch Wohnungsnachbarn - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Vorschlag auf Änderung der Zivildienstbestimmungen -
Aufklärung durch Auskunft 
Einstellung des Fahrtkostenzuschusses nach Wohnsitzverle­
gung - Beschwerde nicht berechtigt 
Rechtswidrige Festnahme im Ausland infolge Fehlverhaltens 
der österreichischen Kriminalpolizei - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Auflärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigtes Aufenthaltsverbot - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Gewaltsame Wohnungsöffnung durch Polizei - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unzureichende Ermittlungen der Polizei - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ausstellung eines Behindertenausweises nach der StVO in 
Vorarlberg - Ablehnung - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 135 - I/86 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

180 

Gegenstand 

Unzweckmäßiger Einsatz von Gendarmeriebeamten -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung mit zu kurzer Gültig­
keitsdauer - Aufklärung durch Auskunft 
l!nzulässige Dauer der Polizeigewahrsame über Minderjäh­
rIge 
Einweisung in psychiatrische Klinik nach unzureichender 
polizei~mtsärztlicher Untersuchung - Beschwerde nicht 
berechugt - Aufklärung durch Auskunft 
Bestrafung nach dem Fremdenpolizeigesetz - Beschwerde 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Unzulässige Aufforderung zur Rechtfertigung im Verwal­
tungsstrafverfahren - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Rechtswidrige Erlassung eines Aufenthaltsverbotes - Auf­
klärung durch Auskunft 
Abgängigkeit der (volljährigen) Tochter - Aufklärung 
durch Auskunft 
Bestrafung nach Fremdenpolizeigesetz trotz österreichischer 
Staatsbürgerschaft - Beschwerde zurückgezogen 
Gerichtliche Exekution einer nicht rechtskräftigen Verwal­
tungsstrafe - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Schwierigkeiten bei Zivildienstverfahren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verweigerung der Einreiseerlaubnis für ausländische Fami­
lienangehörige - Beschwerdegrund behoben 
Ungerechtfertigte Abschiebung eines Fremden 
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunftsersuchen über Einsichtnahme in Volksbegehrens 
- Unterlagen - Aufklärung durch Auskunft 
Bestrafung nach dem Waffengesetz - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Mangelhafte Gendarmerieerhebungen nach Verkehrsunfall 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Lärmbelästigung - ungenügendes polizeiliches Einschreiten 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Fehlverhalten eines Gendarmen - Beschwerde zurückgezo­
gen 
Verweigerung eines Sichtsvermerks nach gerichtlicher Ver­
urteilung - Beschwerde nicht berechtigt 
Frage nach Einkommenssituation nach Beanstandung wegen 
Verkehrsdelikt - Aufklärung durch Auskunft 

.. 
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Geschäftszahl 

Zl. 156 - I/86 

157 

158 
159 

160 

161 

162 

163 

164 

165 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

Gegenstand 

Behinderung durch Polizeifahrzeug - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ungerechtfertigte amtliche Abmeldung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Nichtausfolgung eines Fundgegenstandes 

Bedrohung durch Gendarmerie-Diensthund - unterblie­
bene Ausweisleistung durch Gendarm in Zivil - Beschwerde 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Zwangsweise Einlieferung in psychiatrische Klinik durch 
amtsärztliches Parere 

Servicefeindliche Vorgangsw~ise bei der. Ausfolgung von 
Wahlkarten - Beschwerde lllcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Bestrafung nach dem Fremdenpolizeigesetz - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Verweigerung der Entgegennahme einer Anzeige (Erpres­
sung) - Aufklärung durch Auskunft 

Bestrafung wegen Mißachtung eines Halteverbotes -
Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Mangelhafte Ermittlungen durch Polizei - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft wegen Ein­
trittes in die Fremdenlegion - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Festnahme - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte amtliche Abmeldung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Einziehung des Reisepasses infolge falscher Namensschreib­
weise - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtaufnahme in den Gendarmeriedienst - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Vergütung für Zivildienstleistenden - Verfahrensverzöge­
rung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Ungerechtfertigtes Verlangen der Paßbehörde nach neu aus­
gestellter Geburtsurkunde - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unterbleiben einer Unfallmeldung durch Polizei 
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Auskunftsersuchen betreffend Wahlpflicht - Aufklärung 
durch Auskunft 
Überqueren einer Kreuzung bei Rotlicht - unangemessene 
Bestrafung - Beschwerde unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzulässig lange Schubhaft - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

ZI. 177 - I/86 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 
188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 
197 

198 

182 

Gegenstand 

Ungerechtfertigter Gendarmerieeinsatz - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verletzung der Pflicht zur unverzüglichen Vernehmung 
gemäß § 36 VStG - Beschwerdegrund behoben 

Konzessionserteilung für öffentlichen Agenten - Verfah­
rensverzögerung 

U ngerechtfertigte Verwaltungsstrafe - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Namensänderung infolge Bestreitung der ehelichen Geburt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Mangelnde Ermittlungen durch Polizei - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigtes Gasthausbetretungsverbot - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Polizeiermittlungen wegen angeblicher 
Nötigung im Straßenverkehr - Beschwerde dzt. unzulässig 

Rechtswirksamkeit von Computerstrafverfügungen - keine 
Beanstandung 

Nichtaufnahme in Wählerevidenz 

Falsche Zeugenaussage durch drei Polizisten 
Ungerechtfertigte Auflösung des Ausbildungsverhältnisses 
als Polizeipraktikant - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Belästigung durch Gendarmerieerhebungen - unzulässige 
Hausdurchsuchung - Beschwerde teilweise berechtigt 
Verzögerung bei Unfallaufnahme durch Polizei 
Beschwerde berechtigt 
Verweigerung der Aufenthaltsbewilligung - ungerechtfer­
tigte amtliche Abmeldung - Beschwerde unzulässig - Auf­
klärung durch Auskunft 
Befreiung vom Zivildienst i~folge Tätig.keit als Entwick­
lungshelfer - Beschwerde nIcht berechtIgt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Bestrafung wegen Ordnungsstörung und 
ungestümen Benehmens 
Fehlverhalten von Wachebeamten - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Ungerechtfertigte Amtshandlung der Verkehrspolizei 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Sachbeschädigung bei polizeilicher Hausdurchsuchung 
Mißhandlung durch Gendarmen Beschwerde nicht 
berechtigt 
Mangelhafte Polizeianzeige betreffend Sachbeschädigung -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

ZI. 199 - I/86 

200 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

• 

Gegenstand 

Dienstaufsichtsbehördliche Maßnahmen des Bundesministe­
riums für Inneres gegen Gendarmen im Zusammenhang mit 
der Vollziehung der S1VO - keine Beanstandung 
Fahrtkostenersatz für Zeugen - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Nichtgewährung einer außerordentlichen Zulage zum Ruhe­
genuß - Beschwerde nicht berechtigt 
1) Gesetzwidrige Dienstzuteilung 
2) Ablehnung von Versetzungsansuchen 
Antrag auf etappenweise Zivildienstleistung - Ablehnung 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Mißhandlung bei Festnahme durch Gendarmerie 
Beschwerde nicht berechtigt 
Zivildienst - Antrag auf Aufschub - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verurteilung nach Militärstrafgesetz nach Ablehnung eines 
Zivildienstantrages - Aufklärung durch Auskunft 
Verweigerung der unbefristeten Aufenthaltsgenehmigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Justiz (J): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 1 - J/86 

2 

3 

4 

5 
6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

184 

Mietrechtsangelegenheit - anhängiger Rechtsstreit - VA 
unzuständig 

Erbschaftssache - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig 

Allgemeine Beschwerde über die Dauer von Gerichtsverfah­
ren - Aufklärung durch Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung über Wegerecht - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte Entmündigung - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Schadenersatz nach Körperverletzung - Gerichtsentschei­
dung - VA unzuständig 

Nichtverständigung des Privatbeteiligten vom Ausgang des 
Strafverfahrens - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Gerichtliche Delogierung - Bitte um Rechtsbeistand - VA 
unzuständig 

Unterhaltspflicht für geschiedene Ehefrau - Aufklärung 
durch Auskunft 

Pflegschafts sache - Beschwerde über Höhe der Unterhalts­
festsetzung - VA unzuständig - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Kreditrückzahlungsverpflichtung nach Ehescheidung - VA 
unzuständig 
Regelung des Unterhalts nach Scheidung - Bitte um 
Rechtsauskunft - VA unzuständig Aufklärung durch 
Auskunft 
Ablehnung einer Haftentschädigung 
Auskunft 

Aufklärung durch 

Grundbuch - Vereinfachung durch Auflage von Formblät­
tern - Beschwerdegrund teilweise behoben 
Pflegschaftsverfahren Verzögerung Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Vorkaufsrecht -
VA unzuständig 
Zivil rechtliche Auseinandersetzung über unsachgemäße Auf­
tragserfüllung - VA unzuständig 

• 
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Geschäftszahl 

Zl. 19-J/86 

20 

21 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

38 

39 

• 40 

41 

42 

Gegenstand 

Privatrechtliche Auseinandersetzung über Servitutsrecht -
VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Todesfall - VA 
unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Pflegschafts sache - Entziehung des Sorgerechts - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Unrichtige Bemessung der Zeugengebühr - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unrichtige Weiterverrechnung einer Gebrauchsabgabe -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Beschwerde über Honorarnote eines Rechtsanwaltes - VA 
unzuständig 
Pflegschaftssache - Verfahrensverzägerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Arbeitsgerichtsverfahren - Verzägerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Nachbarin - VA 
unzuständig 
Gerichtliche Ablehnung einer Amtshaftungsklage - VA 
unzuständig 
Folgen einer Ehescheidung - Bitte um Rechtsauskunft -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Ehescheidung - Beschwerde über Gerichtsurteil - VA 
unzuständig 
a) Pflegschaftssache - Besuchsregelung 
b) Vaterschaftsbestreitung 
VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Grundinanspruchnahme durch Nachbarn 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Ehescheidung - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzustän­
dig 
Mietrechtsstreit - Beschwerde über Urteil - VA unzustän­
dig 
Verlassenschaftsverfahren - Kosten - Aufklärung durch 
Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Sparkasse - Exeku­
tionsverfahren - VA unzuständig 
Schmerzensgeldforderung nach Unfall - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Z\. 43 - J/86 

186 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

Gegenstand 

Konkursverfahren - Verzägerung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Strafverfahren - Verzägerung - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Ablehnung eines Subsidiaramrages - VA unzuständig 

Auseinandersetzung mit Rechtsanwalt - Gerichtsemschei­
dungen - VA unzuständig 

Aufforderung zum Strafamritt - Bitte um Rechtsbeistand 
- VA unzuständig 

Strafvollzug allgemeines Beschwerdevorbringen 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Beschwerde über Beweiswürdigung durch das Gericht - VA 
unzuständig 

Androhung einer Delogierung - VA unzuständig 

Pflegschaftssache - Besuchsregelung und Erziehungsrecht 
- Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Einhebung einer Sachverständigengebühr 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Reisebüro - VA 
unzuständig 
Hausratsteilung - Verfahrensverzägerung - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Verjährung der Geltendmachung eines Guthabens - Bitte 
um Rechtsauskunft - Aufklärung durch Auskunft 
Heranziehung als Bürge und Zahler - Bitte um Rechtsbei­
stand - VA unzuständig 
a) Zivilrechtsstreit - Verzägerung 
b) Nichtverständigung von der Zurücklegung der Anzeige 
Beschwerde teilweise berechtigt 
Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Strafanzeige durch 
Staatsanwaltschaft - keine Beanstandung 
Pflegschafts sache - Verfahrensverzägerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Einleitung eines Besitzstärungsverfahrens 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarrechtliche Auseinandersetzung über Zufahrtsweg -
VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit - Verfahrensverzägerung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Mietvertrag - VA 
unzuständig 
Übergabsvertrag - Bewertung des Wohnrechtes - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäfrszahl 

Zl. 66 - J/86 

67 
68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

• 86 

87 

88 

Gegenstand 

Mietrechtliche Auseinandersetzung über Wertsicherung -
VA unzuständig 

Pflegschaftssache - Besuchsregelung - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Pfändung von Unterhaltsbeträgen - Auf­
klärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Bitte um Rechtsbei­
stand - VA unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Nichtzustellung eines Strafurteils - Beschwerdegrund beho­
ben - Aufklärung durch Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach vertragswidriger 
Lieferung - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Anzeige durch Staats­
anwaltschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 

~bweisung einer Gnadenbitte - Beschwerde nicht berech­
tigt 

Ungerechtfertigter Widerruf einer bedingten Strafnachsicht 
- VA unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Besuchsregelung - Verzögerung 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Abweisung von Anträgen auf vorzeitige Haftentlassung -
VA unzuständig 

Privatr~chtliche Auseinandersetzung im Zusammenhang mit 
Ehescheidung - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Geschäftsauflö­
sung - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Ausein~ndersetzung infolge unsachgemäßer 
Bauausführung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Bank - VA unzu­
ständig 

Unverständliche Rechtsbelehrung durch Gericht 
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarliche Auseinandersetzung über Zufahrtsweg - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 

Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens - Bitte um 
Rechtsauskunft - VA unzuständig 

Haftung als Bürge - Bitte um Rechtsbeistand - VA unzu­
ständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 89 - J/86 

188 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 
104 

105 
106 

107 
108 

109 

110 

111 

112 

Gegenstand 

Rücktritt vom Kauf - Bitte um Rechtsauskunft - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung über Wohnrecht - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Auflösung eines 
Dienstverhältnisses - VA unzuständig 

Private Auseinandersetzungen nach Ehescheidung - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte Verhängung einer gerichtlichen Ord­
nungsstrafe - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Verurteilung - VA unzuständig 

Verspätete Zustellung eines Gerichtsurteils - Beschwerde 
berechtigt 

Verwendung unrichtiger Formulare durch das Wiener 
Bezirksgericht - Beanstandung 

Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens - Verzöge­
rung - Beschwerde zurückgezogen 

Pflegschaftssache - Unterhaltsverpflichtung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Exekution ohne Kenntnis des Exekutionstitels 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unterhaltsregelung nach Ehescheidung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Mangelhafte Veranlassungen durch Gericht - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unbillige Aufforderung zum Strafantritt - VA unzuständig 
Ge~ingfügigkeit des Ersatzes der Verteidigungs kosten nach 
Freispruch - Aufklärung durch Auskunft 
Strafhaft - Bitte um Rechtshilfe - VA unzuständig 
Zwangsversteigerung - Bitte um Rechtsbeistand - VA 
unzuständig 
Höhe des Unterhaltsvorschusses - VA unzuständig 
Private Auseinandersetzung um Ehrenbeleidigung - VA 
unzuständig 
Antrag auf vorzeitige Haftentlassung - Bitte um Rechtsbei­
stand - VA unzuständig 
Verschwinden von Fotografien aus Gerichtsakt 
Beschwerde berechtigt 
Schadenersatzforderung nach Brandstiftung - VA unzu­
ständig 
Strafvollzug - Dauer der Besuchszeit - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 113 - J/86 

114 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 
127 

128 

129 

130 

131 

132 

133 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte V or.schreibung . einer Beglaubigungsge­
bühr - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ungerechtfertigte Weitergabe von Original unterlagen durch 
das Grundbuch - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Beschwerde über Verfahrensführung eines Richters - VA 
unzuständig 
Verhinderung der Exekution infolge mangelnder Sorgfalt 
des Gerichtes - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens - Verfah­
rensverzögerung - Aufklärung durch Auskunft 
Haftung der geschiedenen Gattin für gemeinsame Schulden 
- Aufklärung durch Auskunft 
Vermögensnachteil durch unrichtige Auskunft des Bundes­
ministeriums für Justiz - Beschwerde teilweise berechtigt 
Ungerechtfertigte Zurücklegung von Strafanzeigen durch 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Schwierigkeiten bei Rückzahlung eines Kredites VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Vermieter VA 
unzuständig 
Pflegschaftssache - Verfahrensverzögerung infolge Zustän­
digkeitsstreit - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Pflegschaftssache - Zahlungsverpflichtung für Arztbehand­
lung - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Einlieferung in Nervenkrankenhaus 
VA unzuständig 
Rechtskräftige Strafverfügung - VA unzuständig 
Auseinandersetzung wegen Rückzahlung eines Kredites 
VA unzuständig 
Zivilprozeß - Verzögerung - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Untätigkeit eines Sachwalters - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Beschwerde über Sachwalter eines Entmündigten 
Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Hausverwalter 
VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit ehemaligem Dienst­
geber - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 134 - J/86 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

148 

149 

150 

151 

152 

153 

190 

Gegenstand 

Nichtbearbeitung einer Eingabe an die Staatsanwaltschaft -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Mobilar - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte Einleitung eines Entmündigungsverfah­
rens - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Allgemeine Vorwürfe gegen die Rechtspflege - VA unzu­
ständig 
Antrag auf Verfahrenshilfe - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zivil- und Strafverfahren - Verzögerung - Aufklärung 
durch Auskunft 
a) Nichtverständigung der Mutter von Unterhaltsbeschlüs­

sen 
b) Rückforderung von zu viel geleistetem Unterhaltsvor-

schuß 
Aufklärung durch Auskunft 
Nachsicht von Gerichtsgebühren - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
Schaden durch fehlerhaftes Sachverständigengutachten -
Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Strafanzeige durch 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Verletzung der Unterhaltspflicht durch geschiedene Gattin 
- VA unzuständig 
Unterhaltsregelung nach Ehescheidung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Gerichtliche Ablehnung einer vorzeitigen Tilgung - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Zivilrechtsstreit - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Verweigerung der Rückgabe eines in Pflege gegebenen 
Hundes - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Mobilienverkauf -
VA unzuständig 
Antrag auf Invaliditätspension Verzögerung beim 
Schiedsgericht - Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Darlehensgewäh­
rung - VA unzuständig 
Unbilliger Entzug des Pflegerechtes - Rückgabe an leibli­
che Eltern - VA unzuständig - Aufklärung durch Aus­
kunft 

III-40 der Beilagen XVII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)190 von 215

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

Zl. 155 -J/86 

156 

157 

158 

159 

160 

162 

163 

164 
165 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

Gegenstand 

Abrechnungsmodalitäten der Betriebskosten - VA unzu­
ständig 

Beschwerde über Dauer der Untersuchungshaft - Aufklä­
rung durch Auskunft 

a) Pflegschaftsverfahren - Verzögerung 
b) Strafverfahren - Verzögerung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Servitutsvertrag -
VA unzuständig 

Bestreitung der Vaterschaft zu volljähriger Tochter - Auf­
klärung durch Auskunft 

Unrichtige Grundbuchseintragung - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Gebrauchtwagen­
kauf - VA unzuständig 

Strafvollzug - Fehlverhalten des sozialen Dienstes -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Fehlverhalten eines Richters - Aufklärung durch Auskunft 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

a) Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung 
b) Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwalt-

schaft 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Wohnungsnach­
barn - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Hausverkauf -
VA unzuständig 
Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Vermittlungsprovi­
sion - VA unzuständig 
Rufschädigende Berufsbezeichnung durch das Gericht -
Aufklärung durch Auskunft 
a) Verlassenschaftsverfahren 
b ) Verletzung der Unterhaltspflicht - Bitte um Rechtsaus-

kunft 
VA unzuständig 
Privatrechtliche Schwierigkeiten wegen Darlehensrückzah­
lung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verletzung durch 
Hund - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach tödlichem Ver­
kehrsunfall - VA unzuständig 
Grenzstreit - Bitte um Rechtsbeistand - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 177 - J/86 

192 

178 

179 

180 
181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 

188 

189 

190 
191 

192 

193 
194 

195 

196 

197 

198 

200 

201 

Gegenstand 

Zahlung von Alimenten obwohl nicht der Vater - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Zufahrtsrecht -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Flugrettungsservice 
- VA unzuständig 
Zivilprozeß nach Unfall - Verzögerung 
Nichteinhaltung eines privatrechtlichen Übereinkommens -
VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus unrichtiger Grund­
buchseintragung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Pflegschaftssache - Beschwerde über Höhe der Unterhalts­
pflicht - VA unzuständig 
Übergabsvertrag - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung VA 
unzuständig 
Nichtausfolgung eines hinterlegten Geldbetrages VA 
unzuständig 
Schadenersatz- und Schmerzensgeldforderung nach Ver­
kehrsunfall - Aufklärung durch Auskunft 
Verlassenschaftsverfahen - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Mietrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall 
VA unzuständig 
Unrichtige Entscheidung des Obersten Gerichtshofes - VA 
unzuständig 
Unterhaltsstreit nach Ehescheidung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach durchgeführter 
Reparatur - VA unzuständig 
Pflegschaftssache - Beschwerde über Besuchsregelung 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Pflegschaftssache - Festsetzung der Unterhaltspflicht 
VA unzuständig 
Mangelhafte Verfolgung einer Strafanzeige - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Beschwerde über Verhalten eInes Rechtspflegers 
Beschwerde nicht berechtigt 
Verlassenschaftsverfahren - Bitte um Rechtsauskunft 
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Autokäufen - VA 
unzuständig 

12' 
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Geschäftszahl 

Zl. 202 - J/86 

13 

203 

204 

205 

206 

207 

208 

209 

210 

211 

212 

213 

214 

215 
216 

217 

218 

219 

220 

221 

222 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung nach Ver­
kehrsunfall - VA unzuständig 

Rechtswidrige Ausfolgung sichergestellter Gegenstände -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund teilweise beho­
ben 

Rechtsanwaltskosten nach Freispruch - Bitte um Rechts­
auskunft - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Ansprüche nach Verkehrsunfall - Bitte um 
Rechtsauskunft - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Strafanzeige durch 
Bezirksanwalt - Beschwerde nicht berechtigt 

Räumungsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ablehnung eines Wiederaufnahme antrages - VA unzustän­
dig 

Pfändung von nicht dem Verpflichteten gehörenden Gegen­
ständen - Beschwerde nicht berechtigt 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Investitionsablöse -
VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 
Exekution von Unterhaltsrückständen auf Grund rückwir­
kend erhöhter Unterhaltsverpflichtung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beschwerde über Notar und Rechtsanwalt - VA unzustän­
dig 
Leistungsstreit mit Versicherung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall 
Aufklärung durch Auskunft 
Finanzieller Schaden durch Vorgangsweise des Massever­
walters - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtliche Versteigerung - Durchsetzung weiterer Ver­
bindlichkeiten - VA unzuständig 
Rückforderung irrtümlich ausbezahlter verbrauchter U nter­
haltsvorschüsse - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund teilweise behoben 
Privatrechtliche Schwierigkeiten nach Konkurs - VA unzu­
ständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Hausherrn - VA 
unzuständig 
Schiedsgerichtsverfahren betreffend Berufsunfähigkeitspen­
sion - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
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Geschäftszahl 

ZI. 223 - J/86 

194 

224 

225 

226 
227 

228 

229 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 

Gegenstand 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Hausvermietung 
VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Ehescheidung 
VA unzuständig 

Pflegschaftssache - Besuchs- und Unterhaltsregelung 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Pflegschaftssache - Unterhaltspflicht - VA unzuständig 

Verletzung der Unterhaltspflicht infolge Haftstrafe für Ver-
1etzung der Unterhaltspflicht - VA unzuständig 

Nachbarliche Auseinandersetzungen - VA unzuständig 

Voraussetzungen der Gewährung eines U nterhaltsvorschus­
ses - Bitte um Rechtsauskunft - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Zivilrechtsstreit - Bitte um Rechtsbeistand - VA unzustän­
dig 

Rückforderung zu Unrecht erhaltener Unterhaltsbeträge -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Pflegschaftssache - Beschwerde über Unterhaltsfestsetzung 
- VA unzuständig 

Beschwerde über gerichtlich festgesetzte Entschädigung für 
Liegenschaftsabtretung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzungen - Beschwerde über 
Gerichtsbeschlüsse - VA unzuständig 
Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - Bitte um 
Rechtsbeistand - VA unzuständig 
Gerichtliche Ablehnung einer Schadenersatz- und Schmer­
zensgeldforderung nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 
Pflegschaftssache - ungerechtfertigte Erhöhung der Unter­
haltspflicht - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte gerichtliche Strafverfügung wegen Kör­
perverletzung - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Exekution von Prozeßkosten - Bitte um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde­
grund behoben 
Strafanzeige wegen Verleumdung - Nichterledigung durch 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
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r 

• 

Geschäftszahl 

ZI. 245 - J/86 

246 

247 
248 

249 

250 

251 

252 

253 

254 

255 

256 

257 

258 

259 

260 

261 

262 

263 

264 

265 

266 
267 

Gegenstand 

Übergang von Verpflichtungen nach Todesfall - Bitte um 
Rechtsauskunft - Aufklärung durch Auskunft 
Strafvollzug mangelhafte ärztliche Betreuung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Exekution mangels Kreditrückzahlung - VA unzuständig 
Strafvollzug mangelhafte ärztliche Betreuung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anhängiges Strafverfahren - Bitte um Rechtsbeistand -
VA unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Beschwerde über Prozeßkosten nach Gerichtsverfahren -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Kauf eines Trak­
tors - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Unterhaltsforderung - Bitte um Rechtsbeistand - VA 
unzuständig 
Finanzieller Nachteil durch mangelnde Rechtsbelehrung des 
Pflegschaftsgerichtes - Aufklärung durch Auskunft 
Verkauf eines Hälfteeigentums - Bitte um Rechtsauskunft 
- VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Reparaturkosten -
VA unzuständig 
Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - Bitte um 
Rechtsbeistand - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Investitionskosten­
ersatz - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Vermieter - Verzö­
gerung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verlassenschaftsverfahren - Nichtanerkennung als Erbe -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Durchsetzbarkeit eines Wohnrechts - Bitte um Rechtsaus­
kunft - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Hausbesitzer - VA 
unzuständig 
Unterhaltsleistung für außereheliches Kind - Aufklärung 
durch Auskunft 
Räumungsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 268 - J/86 

269 

270 

271 

272 

273 

274 

275 

276 

277 

278 

279 

280 

281 

282 

283 

284 

285 

286 

287 

288 

289 

196 

Gegenstand 

Rückwirkende Vorschreibung emer Mietzinserhöhung -
VA unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Strafanzeige durch 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt 
Erbrechtliche Stellung des unehelichen Kindes - Bitte um 
Rechtsauskunft - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtliche Delogierung - Bitte um Rechtsbeistand - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Gebrauchtwagen­
kauf - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Kellerzugang -
VA unzuständig 
Exekutionsvollzug nach Ausgleichseröffnung - Pfändung 
berufsnotwendiger Gegenstände - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Strafvollzug mangelnde ärztliche Betreuung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Pflegschaftsverfahren - Beschwerde über Gerichtsentschei­
dungen - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über geleistete Anzah­
lung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versandhaus - VA 
unzuständig 
Pflegschaftssache - Unterhaltsregelung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nachbarliche Auseinandersetzung über Grundgrenze - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Übergabsvertrag -
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Beschwerde über Untätigkeit der Rechtsanwaltskammer -
VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Ratengeschäft -
Frage der Unterhaltspflicht - Aufklärung durch Auskunft 
Unzulässiger Exekutionsvollzug - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Beschwerde über ungerechtfertigte pflegschaftsbehördliche 
Maßnahmen - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Baufirma - VA 
unzuständig 
Pflegschaftssache - Verletzung der Unterhaltspflicht - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte Entmündigung - VA unzuständig 

1 
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Geschäftszahl 

Zl. 290 - J/86 

291 

292 

293 

294 

295 

296 

297 

298 

299 

301 

302 

303 

304 

305 

306 

307 
308 

309 
310 

• 311 

312 
313 

Gegenstand 

Nachbarliche Auseinandersetzung - Bitte um Rechtsaus­
kunft - VA unzuständig 

Strafvollzug - u!lgerechtfertigte Unterbringung in ~iner 
Anstalt für gefährliche Rückfallstäter - VA unzuständig 

Allgemeines Vorbringen - Ersuchen um Rechtshilfe - Auf­
klärung durch Auskunft 

Beschwerde über richterlichen Haftbefehl - VA unzustän­
dig 

Räumungsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit geschiedener Gattin 
- VA unzuständig 

Verlassenschaftsstreit - Bitte um Rechtsauskunft - VA 
unzuständig 

Scheidung und Unterhalt - Beschwerde über Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 

Erbschaftsstreit - Beschwerde über Ausgang des Gerichts­
verfahrens - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Exekutionsführung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Ehescheidung -
Bitte um Rechtshilfe - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte richterliche Beschlagnahme - VA unzu­
ständig 
Pflegschaftssache - Besuchsregelung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Überhöhte Honorarnote eines Rechtsanwaltes - VA unzu­
ständig 
Unrichtige Durchführung einer Exekution - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zwangsversteigerungsverfahren - Ersuchen um Rechtsaus­
kunft - VA unzuständig 
Pflegschaftssache - Besuchsregelung - VA unzuständig 
Antrag auf Ausfolgung beschlagnahmter Gegenstände 
Verfahrensverzögerung Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 
Kostenersatz nach Freispruch - VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit - Bitte um Rechtsbeistand - VA unzustän­
dig 
Urheberrecht - Ersuchen um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig 
Beschwerde über Prozeßkosten - VA unzuständig 
Strafvollzug Einschränkung des Postverkehrs 
Beschwerde zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

Zl. 314 - J/86 

315 

316 

317 

318 

319 

320 

321 

322 

323 

324 

325 

326 

327 

328 

329 

330 

331 

332 

333 

334 

335 

198 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
Verzögerung - Beschwerde zurückgezogen 

Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig 
Untersuchungshaft - wirtschaftliche Notlage der Familie -
VA unzuständig 
Beschwerde über Exekutionsvollzug - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit ehemaligem Dienst­
geber - Vergleich - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Gebrauchtwagen­
kauf - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Vergleichsab­
schluß - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Wegerecht - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Verlassenschaftsstreit - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Installationsfirma -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Ansprüche nach Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Probleme aus Übergabsvertrag - Bitte um 
Rechtsauskunft - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vermögensschaden durch Sorglosigkeit des Masseverwalters 
- Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarliche Auseinandersetzungen - Bitte um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Liegenschaftskauf 
- VA unzuständig 
Ersuchen um Intervention nach Gerichtsentscheidung - VA 
unzuständig 
Gerichtsverfahren wegen Betriebskostennachzahlung 
Bitte um Rechtsbeistand - VA unzuständig 
Rückerstattung eines Darlehens - Bitte um Rechtsauskunft 
- VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Kreditvermittlungs­
büro - VA unzuständig 
Ablehnung eines Antrages auf vorzeitige Entlassung - Auf­
klärung durch Auskunft 
Grundbuchsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

• 
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Geschäftszahl 

Z1. 336 - J/86 

337 

338 

339 

340 

341 

342 

343 

344 

345 

346 
347 

348 

349 

350 

351 
352 

353 

354 

355 
357 

358 

Gegenstand 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Verlassenschaft 
- VA unzuständig 

a) Sachwalterbestellung 
b) Gerichtliche Aufkündigung 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Beschwerde über gerichtliche Feststellung der Unrechtmä­
ßigkeit des Fortzuges aus ehelicher Wohnung - VA unzu­
ständig 

Strafgerichtliche Verurteilung nach Raufhandel - VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Verzichtserklä­
rung - VA unzuständig 

Verfahren beim Obersten Gerichtshof - Verzögerung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Nachbarliche Auseinandersetzung - Klage auf Unterlas­
sung - VA unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Grenzstreitigkeit - gerichtlicher Vergleich - VA unzustän­
dig 

Besitzstörungsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Leistungsstreit mit Versicherung - VA unzuständig 
Schmerzensgeldforderung gegen Magistrat - Bitte um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 
Nichtanerkennung eines Testaments - Bitte um Rechtsbei­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 
Gerichtliche Auseinandersetzung wegen Grundgrenze 
Verfahrensverzögerung - VA unzuständig 
Beschwerde über Treuhandbüro - VA unzuständig 
Unterhaltsverpflichtung nach Scheidung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Auseinandersetzung wegen Standort einer Mülltonne - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Konkursverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA unzu­
ständig 
Strafprozeß - Bitte um Intervention - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Rückzahlung 
eines Geldbetrages - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 359 - J/86 

200 

360 

361 

362 

363 

364 

365 

366 

367 

368 

370 

371 

372 
373 

374 

375 

376 

377 

378 

379 

380 

Gegenstand 

Sachbeschädigung - strafgerichtlicher Freispruch - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Unverständlichkeit eines gerichtlichen Zahlungsauftrages -
Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 

Inobjektive Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung - Untätigkeit der 
Staatsanwaltschaft - Aufklärung durch Auskunft 

Unzufriedenheit über Gerichtsurteil und Rechtsanwalt -
VA unzuständig 

Untätigkeit der Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unfreundliche Textgestaltung einer gerichtlichen Zahlungs­
aufforderung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Mangelhafte Durchführung eines Gerichtsverfahrens - VA 
unzuständig 

Mietrechtsverfahren - Verzägerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Rechtsstreit mit ästerreichisch-sowjetischer Gesellschaft -
VA unzuständig 
Unbillige Durchführung einer Exekution - Aufklärung 
durch Auskunft 
Streit mit Nachbarn wegen Grundgrenze - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versandhaus 
VA unzuständig 
Verfahren vor dem Handelsgericht - Verzägerung 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Namensverwechslung bei Exekutionsvollzug - Aufklärung 
durch Auskunft 
N achbarrechtliche Auseinandersetzung wegen Grundstücks­
kauf - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung im Zusammenhang mit 
Grundstücksteilung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Gaswerken - VA 
unzuständig 
Pflegschaftsverfahren - Besuchsregelung - Verzägerung 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
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Geschäftszahl 

ZI. 381 -J/86 

382 

383 

384 
385 

386 

387 

388 

389 

390 

391 

392 

393 

394 

395 

396 
397 

398 

399 

400 

401 

• 402 

403 

14 

Gegenstand 

Gerichtliche Versteigerung des Wohnhauses - VA unzu­
ständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
Interventionsbitte - VA unzuständig 
Pflegschaftssache - Unterhaltsregelung - Verzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Exekution und Zwangsversteigerung - VA unzuständig 
Beschwerde gegen Bundesministerium für Finanzen, Handel, 
Gewerbe und Industrie usw. - VA unzuständig 
Verlorener Zivilprozeß - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Reparaturauftrag 
- VA unzuständig 
Haftung des Bürgen für Darlehen - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Amtshaftungsklage - Beschwerde über Gerichtsurteil 
VA unzuständig 
Pflegschaftsangelegenheit - Besuchsregelung - VA unzu­
ständig 
Exekutionsvollzug - Fehlverhalten des Exekutors 
Beschwerde berechtigt 
Verlassenschaftsabhandlung - subjektive Vorgangsweise 
eines Notars - VA unzuständig - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Exekution auf Grund eines 27 Jahre alten Zahlungsbefehls 
- Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Dienstbarkeit -
VA unzuständig 
Haftung für Darlehensaufnahme - Bitte um Rechtsaus­
kunft - VA unzuständig 
Eintreibung von Unterhaltsrückständen - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Unterhaltsverpflich­
tung - VA unzuständig 
Beauftragung eines Sachverständigen trotz Nichtbezahlung 
des Kostenvorschusses - Beschwerde berechtigt 
Unterhaltsvergleich - Frage der Wertsicherung - VA 
unzuständig 
Ablehnung eines Antrages auf Verfahrenshilfe - VA unzu­
ständig 
Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Strafanzeige 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
a) Anhängig.es Teilungsverfahren 
b) Entmündig.ung 
VA unzuständig 
Ablehnung eines Wiederaufnahmeantrages - VA unzustän­
dig 
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Geschäftszahl 

Zl. 404 - J/86 

405 

406 

407 

408 

409 

410 

411 

412 

413 
414 

415 

416 

417 

418 

419 

420 
421 

422 
423 

424 

425 
426 
427 

202 

Gegenstand 

Nichtverständigung der Wählerevidenzbehärde von Aufhe­
bung der Entmündigung - Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Abwasseranlage 
VA unzuständig 
Kündigungsverfahren - unrichtige Gerichtsentscheidung -
VA unzuständig 
Doppelzahlung einer Geldstrafe - Nichtrückzahlung durch 
Gericht - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Konkursverfahren - Verzägerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Schadenersatz -
VA unzuständig 
Schadenersatzforderung nach Badeunfall - VA unzustän­
dig 
Konkursverfahren über die Verlassenschaft - VA unzustän­
dig 
Inhaftierung trotz Strafaufschub 
Strafvollzug mangelhafte ärztliche Betreuung 
Beschwerde teilweise berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Ehescheidung 
VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Erbrecht - Bitte um Rechtsauskunft - Aufklärung durch 
Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Vermägen des Gat­
ten - VA unzuständig 
Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Schadenersatzforderung nach Schi unfall - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung u.a. 
- VA unzuständig 
Unzulässige Exekution - Aufklärung durch Auskunft 
a) Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung 
b) Arbeitsgerichtsverfahren 
VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Beschwerde über Rechtsanwalt - VA unzuständig 
Benachteiligung von Adoptivmüttern - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Bestellung eines Sachwalters - VA unzu­
ständig 

, 
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Geschäftszahl 

1:1. 428 - J/86 

429 
430 

431 

432 

433 

434 

435 

439 

440 

441 
442 

443 

444 

445 

446 

447 

448 

449 

450 

451 

452 

Gegenstand 

Verzögerte Rückzahlung eines zu Unrecht exekutierten 
Geldbetrages - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Nachbarliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Ablöse - VA 
unzuständig 

Lohnpfändung bei Driuschuldner - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Lärmbelästigung durch Nachbarn - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Beschwerde über Bestellung eines Sachwalters - VA unzu­
ständig 

Widerspruch in gerichtlichen Verfügungen - Beschwerde 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Exekution von Sachverständigengebühren - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Schadenersatzforderung nach Körperverletzung - VA 
unzuständig 

Grenzstreitigkeit - Aufklärung durch Auskunft 
Unterhaltsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Strafvollzug - Ablehnung eines Versetzungswunsches -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Pflegschaftssache - Unterhalts- und Besuchsregelung -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Schadenersatzforderung nach Unfall im Ausland - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte gerichtliche Kündigung - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Hausherrn über 
Wasserversorgung - VA unzuständig 
Unterhaltsverpflichtung für geschiedene Gattin - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Schiedsgerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde­
grund behoben 
Exekutionsführung trotz verspätetem Exekutionstitel -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Zurücklegung der Anzeige durch Staats­
anwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Konkursverfahren - Verzögerung - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

ZI. 453 - J/86 

455 

456 

457 

458 

459 

460 

461 

462 

463 

464 

465 

466 

467 

468 

469 

470 

471 

472 

473 

474 

475 

204 

Gegenstand 

Durchsetzbarkeit einer Lohnforderung gegen Dienstgeber 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung über Wegerecht - VA 
unzuständig 

Ehescheidung - Unterhaltsfragen - Sachwalterbestellung 
u.a. - VA unzuständig 

Gerichtsanhängiger Privatrechtsstreit - Bitte um Rechtsbei­
stand - VA unzuständig 

Rücktritt vom Kauf - Bitte um Rechtsauskunft - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Beschwerde über Heimfallsrecht des Staates - Aufklärung 
durch Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung über Servitutsrecht -
VA unzuständig 

Beschwerde über Gerichtsentscheidungen - VA unzustän­
dig 

Schmerzensgeld nach Verkehrsunfall - Aufklärung durch 
Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Fensterfirma - VA 
unzuständig 

Leistungsstreit mit Rechtsschutzversicherung - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Nachbarn - VA 
unzuständig 
Pflegschaftssache - Besuchsregelung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Fensterfirma - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Arbeitgeber - VA 
unzuständig 
Zahlreiche Beschwerden über Gerichtsentscheidungen bzw. 
anhängige Gerichtsverfahren - VA unzuständig 
Ausstellung einer Rechtskraftbestätigung - Verzögerung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Schadenersatzforderung nach ungerechtfertigter Anhaltung 
- Aufklärung durch Auskunft 
Vorzeitige Haftentlassung - Ersuchen um Intervention -
VA unzuständig 
Schadenersatzforderung nach Autoverkauf - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Unterhaltspflicht nach Namensänderung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Allgemeines Vorbringen über Gerichtsbarkeit - VA unzu­
ständig 

• 
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Geschäftszahl 

Zl. 476 - J/86 

477 

478 

479 

480 

481 

482 

483 

484 

485 

486 

487 
488 

489 

490 

491 

492 

493 

494 

• 495 

496 

Gegenstand 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit ehemaligem Dienst­
geber - VA unzuständig 
Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unterhaltsanspruch gegenüber geschiedenem Ehegatten -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Leibrentenvertrag -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Kauf - VA unzu­
ständig 
Zwangsversteigerung nach Übernahme eines überschuldeten 
Hofes - VA unzuständig 
Unterhaltsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Verlassenschaft - Nichtauffindbarkeit eines Sparbuches -
VA unzuständig 
Besuchsrecht der Großeltern - Ersuchen um Rechtshilfe -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Behandlung einer Eingabe an das Bundesministerium für 
Justiz - Verzögerung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Delogierung - Bitte um Rechtsbeistand - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Autokauf - VA 
unzuständig 
Beschwerde über unzumutbare Rechtsmittelfrist 
Beschwerde nicht berechtigt 
Zivilrechtsstreit - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unrichtige Auskunft eines Gerichtsvorstehers - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Zurücklegung einer Strafanzeige durch 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt - Auf­
klärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Heizölrechnung 
- VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Kaufvertrag - VA 
unzuständig 
Nichtverständigung von der Zurücklegung der Anzeige 
durch Staatsanwaltschaft - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verlassenschafts­
verfahren - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 497 - ]186 
498 

206 

499 
500 

501 

502 

503 

504 

505 

506 

507 

508 

509 

510 

512 

513 

514 

515 

516 

517 

518 

519 

520 

Gegenstand 

Nachbarrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Beschwerde über Entscheidung des Obersten Gerichtshofes 
- VA unzuständig 
Honorarforderung eines Rechtsanwaltes - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Finderlohn - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Wohnungskauf - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig 
Pflegschaftssache - Befreiung von der Unterhaltspflicht -
VA unzuständig 
Unterhaltspflicht - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 
Exekution eines 20 Jahre alten Zahlungsbefehls - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Entschädigung für ungerechtfertigte Untersuchungshaft -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zahlreiche Beschwerden über unrichtige Gerichtsbeschlüsse 
- VA unzuständig 
Kreditrückzahlung nach Ehescheidung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Nachteil durch unzureichende Parteienbelehrung bei Grund­
buchsgericht - Beschwerde berechtigt 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Beschwerde über 
Urteil - VA unzuständig 
Pflegschaftssache - Entführung der Tochter ins Ausland -
VA unzuständig 
Ablehnung emes Strafvollzugsaufschubes - Aufklärung 
durch Auskunft 
Schadenersatzanspruch nach Verkehrsunfall - Bitte um 
Rechtsbeistand - VA unzuständig 
Ehescheidung - Beschwerde über Gerichtsurteil - VA 
unzuständig 
Rechtsnachteile infolge mangelhafter Rechtsaufklärung 
durch Richter - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Verschwinden von Urkunden aus Gerichtsakt 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Eheinstitut - VA 
unzuständig 
Mietforderung - gerichtlicher Vergleich - VA unzustän­
dig 
Verfahrenskosten nach unbedingter Erbserklärung - Auf­
klärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 521 -J/86 

522 

523 

524 

, 
525 

526 

528 

529 

530 

531 

532 

533 

534 

535 

536 

537 

538 

540 

541 

542 

544 

Gegenstand 

Kirchenbeitrag - Bitte um Intervention - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Pflegschaftssache - Besuchs- und Unterhaltsregelung 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

a) Verzögerung der Urteilsausfertigung und Zustellung 
b) Verzögerung eines Räumungsverfahrens 
Mißstandsfeststellung 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Rückwirkende Unterhaltsverpflichtung für außereheliches 
Kind - Aufklärung durch Auskunft 

Finanzieller Schaden durch Kreditunternehmen - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Vergleich - VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung über Wasserentnahme 
- VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Nachbarn über 
Instandhaltungspflicht - VA unzuständig 
Haftung für Nachbarschaftshilfe - Bitte um Rechtsauskunft 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Verpflichtung als Bürge und Zahler - Aufklärung durch 
Auskunft 
Strafverfahren im Ausland - Frage des freien Geleit - Auf­
klärung durch Auskunft 
Unterhaltspflicht für Kind während Lehrausbildung - Auf­
klärung durch Auskunft 
Scheidung - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Beschlagnahme durch das Gericht -
Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Rechtswidrige polizeiliche Hausdurchsuchung - Unterlas­
sung der strafrechtlichen Beurteilung 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Vermieter - VA 
unzuständig 
Untätigkeit der Staatsanwaltschaft - Nichtbehandlung 
einer Anzeige - Beschwerde zurückgezogen 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 545 - J/86 

546 
547 

548 

549 
550 
551 
552 

553 

554 

555 

556 

557 

558 
559 

560 

561 

562 

563 

564 

565 

566 

567 

208 

Gegenstand 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit ehemaligem Dienst­
geber - VA unzuständig 

Doppelbezahlung einer Schuld im Konkursverfahren 

Unrichtige Berechnung der Strafhaft - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtverständigung von Anberaumung einer Gerichtsver­
handlung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Zivilrechtsstreit nach Verkehrsunfall - Verzögerung 

Geltendmachung eines Erbanspruches - VA unzuständig 

Strafgerichtliche Verurteilung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Unfall - VA unzu­
ständig 

Haftung für Schulden des Lebensgefährten - Bitte um 
Rechtsbeistand - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Auseinandersetzung wegen Lohnforderung - VA unzustän­
dig 
S~hiedsgeric~tsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Haftung als Bürge und Zahler - VA unzuständig 
Haftung der Eltern für Kinder - VA unzuständig - Auf­
klärung durch Auskunft 
Zivil rechtliche Auseinandersetzung nach Kreditaufnahme -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherung - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Delogierung - Beschwerde über Gerichtsurteil - VA 
unzuständig 
Wegerechts streit - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Hausanteilseigen­
tum - VA unzuständig 
Zwangsweise Anhaltung in Nervenheilanstalt - VA unzu­
ständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Investitionsablöse 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung über Wegerhaltung -
VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Z1. 568 - J/86 

569 
570 

571 

572 

573 

574 

575 

576 

577 

578 

579 

580 
581 

582 

583 

584 

585 

586 
587 
588 

• 589 

590 

591 

Gegenstand 

Räumungsverfahren - Bitte um Rechtsauskunft - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Mietrechtsstreit - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Rechtsanwalt - VA 
unzuständig 

Versteigerung - Beschwerde über Gerichtsurteil - VA 
unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Unterhaltsregelung - Verzöge­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Wohnungsverkauf 
- VA unzuständig 

Mietrechtsstreit - Bitte um Rechtsauskunft - VA unzu­
ständig 

Entschädigung für widerrechtliche Fotoaufnahmen - VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Vermieter 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Besitzteilung nach Verlassenschaft - Bitte um Rechtsbei­
stand - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Haftentlassung -
VA unzuständig 
Pflegschaftssache - Unterhaltsstreit - Aufklärung durch 
Auskunft 
Antrag auf Aufhebung der Sachwalterschaft - Verzögerung 
Nichtanerkennung eines ausländischen Scheidungsurteils -
Aufklärung durch Auskunft 
Finanzielle Schwierigkeiten nach Hauskauf und Kreditauf­
nahme - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Lieferfirma - VA 
unzuständig 
Strafvollzug unverhältnismäßige Ordnungsstrafe 
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilgerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Grenzstreitigkeit - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit nach Erbschaft - VA unzuständig 
Gerichtliche Einstellung eines Strafverfahrens - VA unzu­
ständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Ölschaden - VA 
unzuständig 
A.useinandersetzung wegen Kirchensteuer - VA unzustän­
dIg - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilprozeß nach Verkehrsunfall - Verzögerung 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

Zl. 592 - J/86 

593 
594 

595 

596 

597 

599 

601 

602 

603 

604 

605 

606 

607 

608 

609 

610 

611 

612 

613 
614 

615 

616 

210 

Gegenstand 

Unrichtigkeit einer Grundbuchseintragung - VA unzustän­
dig 
Hausverkauf - Exekutionsverfahren - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung wegen Vermittlungs­
provision - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zivil rechtliche Auseinandersetzung wegen Vermietung einer 
Wohnung - VA unzuständig 
Dienstrechtssache - Benachteiligung von Aufnahmewer­
bern durch Erlaß des Bundesministeriums für Justiz -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
U ngerechtfertigte Verhängung der Untersuchungshaft -
VA unzuständig 
Tilgung einer gerichtlichen Verurteilung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Erfolglose Exekutionsführung - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Ausfolgung eines Legats durch das Gericht - Verzägerung 
- Beschwerde zurückgezogen 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Versicherungsver­
trag - VA unzuständig 
a) Privatrechtliche Auseinandersetzung wegen Erbschaft 
b) Nachbarschaftsstreit 
VA unzuständig 
Nachbarschaftsstreit - Beschwerde über Gerichtsurteil -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Forderung nach Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig 
Strafverfahren - Verzägerung - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Strafverfahren - Verzägerung - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Pflegschaftssache - Unterhaltserhähung - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Hauskauf - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsgerichtsverfahren - Verzägerung - Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig 
Liegenschaftsteilung - Bitte um Rechtsauskunft - VA 
unzuständig 
Pflegschaftssache - Unterhaltserhähung - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Z1. 617 - J/86 
618 

619 

620 

621 

622 

623 

624 
625 
626 

627 
628 

629 

630 

631 

632 

633 
634 

635 

636 

637 
638 

• 639 

640 

641 

Gegenstand 

Exekution einer Kreditforderung - VA unzuständig 
Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Konkursverfahren - Verzögerung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Lohnforderung gegenüber Arbeitgeber - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Arbeitsunfall -
VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Beschwerde über Beweiswürdigung - VA unzuständig 
Leistungsstreit mit Versicherung - VA unzuständig 
Durchsetzbarkeit eines Wohnrechts - Aufklärung durch 
Auskunft 
Grenzstreit - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Kauf - VA unzu­
ständig 
Nichterfüllung eines Wohnrechts - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Pflegschaftsangel~genheit - Entführung durch Kindesvater 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung wegen Kreditrückzah­
lung - VA unzuständig 
Kreditschulden nach Geschäftsräumung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Heizkostennach­
verrechnung - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall 
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Verkehrsunfall 
VA unzuständig 
Arbeitsgerichtsverfahren - Verzögerung 
Nachbarschaftsstreit - Besitzstörungsverfahren - VA 
unzuständig 
Verfahren beim Obersten Gerichtshof - Verzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Mietrechtsstreit - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

Zl. 642 - ]186 

212 

643 

644 

645 
646 

647 

648 

649 
650 

651 

652 

653 

654 

Gegenstand 

Bestreitung der ehelichen Geburt - anhängiges Gerichtsver­
fahren - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtsstreit wegen Nichtbezahlung einer Schuld - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Heizkostenab­
rechnung - VA unzuständig 
Erbschaftsstreit - VA unzuständig 
Exekution nach Gerichtsentscheidung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Einstellung eines Strafverfahrens 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verlassenschaftsverfahren - Nichtausfolgung eines erlegten 
Geldbetrages - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Strafverfahren - Bitte um Intervention - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Grundstückskauf 
- VA unzuständig 
a) Fehlverhalten eines Richters 
b) Mangelhafte Gerichtsladung 
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung über Kabelanschluß -
VA unzuständig 
Ladung in Verlassenschaftsverfahren - Bitte um Rechtsaus­
kunft - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Rechtsanwalt -
VA unzuständig 
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, 

5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den Wir­
kungsbereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung 
(LV): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrun4.ihrer Zuständigkeit einem ande­
ren Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - LV/86 

2 

3 

5 

6 

7 

8 

9 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 
20 

Ablehnung der Befreiung vom Präsenzdienst - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Befärderung zum Fähnrich - fehlende Ablehnungsmäglich­
keit 

Grundstücksverkauf an Bundesheer - finanzieller Schaden 
durch Verzägerung - Beschwerde zurückgezogen 

Ablehnung einer Weiterverpflichtung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Nachteil durch mangelhafte Stellungsuntersuchung 
Beschwerde zurückgezogen 

Unterschiedliche Behandlung von zeitverpflichteten Solda­
ten und Zeitsoldaten - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Leistung des Präsenzdienstes - Bitte um 
Rechtsauskunft - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung eines Versetzungsgesuches - Beschwerdegrund 
behoben 

Keine bescheidmäßige Erledigung bei Freistellungsersuchen 
von Truppenübungen - Beschwerdegrund behoben 

Unzureichende ärztliche Behandlung während Präsenz­
dienst - Beschwerde dzt. unzulässig 

Belästigung durch geplanten Sportplatz der Militärverwal­
tung - Aufklärung durch Auskunft 
Mangelhafte ärztliche Feststellungen betreffend Tauglichkeit 
und Dienstunfähigkeit - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufkündigun~ eines Servi~utsvertrages durch Bundesheer -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Belästigung durch geplanten Sportplatz der Militärverwal­
tung - Aufklärung durch Auskunft 
Verfassungswidrigkeit des militärischen Treuegeläbnisses -
VA unzuständig 
Kostenersatz für verlorene Kontaktlinse - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung vom Präsenzdienst - Beschwerde dzt. unzulässig 
Auskunftsersuchen betreffend Aufschub des Präsenzdienstes 
- Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

Zl. 21 - LV /86 

214 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 
29 

30 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

Gegenstand 

Antrag auf Unterstützung gemäß § 32 (2) Heeresgebühren­
gesetz 1985 - Beschwerdegrund behoben 

Mang.~l~afte Stellungsuntersuchung - Beschwerde dzt. 
unzulasslg 

Ablehnung eines Antrages auf neuerliche Stellung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Einteilung zu vorbereitender Kaderübung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Einberufung eines Hausmannes zu einer Truppenübung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Einteilung zu vorbereitenden Kaderübungen - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Abweisung eines Antrages auf neuerliche Stellung -
Beschwerdegrund behoben 

Ungerechtfertigte Ablehnung einer Wohnkostenbeihilfe 

Ungerechtfertigte Ablehnung einer Wehrdienstentschädi­
gung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Unrichtige Bemessung der Entschädigung nach dem Heeres­
gebührengesetz - Beschwerde dzt. unzulässig 

Rechtswidrige Einberufung zu Truppenübungen 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Gesundheitsgefährdente Beeinträchtigung durch Fluglärm 
- Ablehnung einer Ablöse 
Ablehnung einer Befreiung von Truppenübungen -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Präsenzdienst - Abgeltung eines Kredites während Prä­
senzdienstzeit - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung einer Beschädigten~ente nach ~em Heeresversor­
gungsgesetz - Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ersatz der Spitalsbehandlungskosten für Präsenzdiener 
Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung einer Entschädigung durch Bundesheer 
Beschwerde zurückgezogen 
Ungerechtfertigte Entlassung eines zeitverpflichteten Solda­
ten - Beschwerde nicht berechtigt 
!,J"ichtanrechnung von Ne~entätigkeit~n - Einrede der Ver­
Jährung - Beschwerde nIcht berechtigt 
Vorzeitige Entlassung aus Präsenzdienst - neuerliche Stel­
lung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unfall eines Präsenzdieners - Ablehnung einer Entschädi­
gung 
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Geschäftszahl Gegenstand 

21. 43 - LV /86 Dienstrechtssache Ungleichbehandlung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

44 Dienstrechtssache Nichtberücksichtigung einer Bewer­
bung - Aufklärung durch Auskunft 

45 Verzögerung bei neuerlicher Stellung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

46 Ungerechtfertigte Aufnahme in Liste des Bundesheeres -
Beschwerde nicht berechtigt 
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